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VORWORT

Der Gesprächskreis «Geschichte» der Ro-
sa-Luxemburg-Stiftung arbeitet seit 2006. Bis-
lang konzentrierte er sich vorrangig auf die or-
ganisatorischen und ideellen Traditionen und 
Kontinuitäten in der Geschichte der Linken: 
historische Kommunismusforschung, Ge-
schichte der Arbeiter*innenbewegung und ih-
rer Parteien, Geschichte der neuen Linken und 
der neuen sozialen Bewegungen.
Nachdem seit einigen Jahren immer häufiger 
rechte Gewalt und eine gewalttätige und ras-
sistische Sprache eine zusehends massivere 
autoritäre Formierung von Staat und Gesell-
schaft begleiten, legt der Gesprächskreis «Ge-
schichte» mit dieser Publikation erste Beiträge 
seiner Auseinandersetzung mit «rechter» und 
«faschistischer Geschichtspolitik» vor. Diese 
Texte sind Resultat der Debatte darüber, ob es 
für eine linke Geschichte, Geschichtsschrei-
bung und Geschichtspolitik angesichts dieser 
Zuspitzungen (noch) ausreichend ist, sich mit 
der eigenen Tradition zu beschäftigen – ins-
besondere dann, wenn sie rechte Hegemo-
nien und deren Versuche, Deutungshoheiten 
zu etablieren, infrage stellen wollen. Oder ob 
es nicht viel eher darum gehen müsste, rech-
te Vorstellungen gezielt von links anzugreifen, 
auch in der Betrachtung von Geschichte und 
Geschichtspolitik. In dieser Publikation ge-
schieht das beispielhaft anhand der Themen 
«Preußen» und «Geschlechterordnung», die in 
rechten Geschichtsbildern eine wichtige Rolle 
spielen.
In ihnen werden die bisher gemeinhin als links 
wahrgenommenen Begriffe wie Freiheit, Wi-
derstand, Befreiung und sogar Revolution 
durch rechte Erzählungen bewusst umgedeu-
tet. Einmütig stehen diese Verfremdungen 
aktuell neben Mythen «deutscher Geschich-
te», die schon seit Längerem in rechten oder 
rechtspopulistischen Sprech- und Diskursbla-
sen zu finden sind. Sie wirken dort, aber dar-

über hinaus auch in den gedruckten Medien, 
auf der Straße, in Gedenkstätten und in den 
Kommentar-Kaskaden der sozialen Medien.
1935, im dritten Jahr der nationalsozialisti-
schen Machtübernahme, sprach der mar-
xistische Philosoph Ernst Bloch (1885–1977) 
von einem tief sitzenden «Stachel» aus «Het-
ze und Verwilderung». Gegen diese, so Bloch, 
«wirkt das rote Mittel nur halb, meist noch 
gar nicht. Nazis sprechen betrügend, aber 
zu Menschen, die Kommunisten völlig wahr, 
aber nur von Sachen.»1 Bloch tat richtig dar-
an, die Frage nach den Strategien im Umgang 
mit der Sprache der Rechten, der Form und 
ihren Inhalten, zu stellen. Hier dachte er wohl 
insbesondere an die Zuhörenden und ihre Er-
reichbarkeit für rechte Mobilisierungen: an die 
Frequenz des Gewohnten wie des Emotiona-
len, auf der gesendet wurde. An die Gratifika-
tion durch vermeintliche Anerkennung und 
Zugehörigkeit. So inszenieren sich rechte Er-
zählungen – auch aktuell – als zweierlei. Zum 
einen als das «Normale», das (wieder) herge-
stellt werden soll, als «Idealzustand» mit sei-
nen Elementen Volk, starker Staat und Männ-
lichkeit. Dieses letztlich rückwärtsgewandte 
Versprechen zeigt Wirkung – auch oder ge-
rade weil es angesichts der Migrantisierung 
der Gesellschaft mehr als aus der Zeit gefal-
len ist. Schließlich verfangen rechte Geschich-
te und Geschichtspolitik vor allem dort, wo 
Res tauration und der Wunsch «Wir sind wie-
der wer» hoch im Kurs stehen. Sie fantasieren 
eine rechte Gegenkultur herbei, die sich der 
Gegenwart und ihren Realitäten durch immer 
neue Rückgriffe auf längst vergangene, nun 
idealisierte Zeitalter der deutschen Nationen 
und heiligen Reiche zu entziehen sucht.
Darüber hinaus sind Geschichte und Vergan-
genheitspolitik für die Rechte – zweitens – 
auch Teil einer handfesten Kampfansage. 
Wenn der Fraktionsvorsitzende der Alternati-
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ve für Deutschland (AfD) im Bundestag, Ale-
xander Gauland, davon spricht, dass er sich 
nicht nur «unser Land», sondern auch «unsere 
Geschichte» zurückholen wolle, ist das wohl 
als Bekenntnis zur Idee des Umsturzes zu ver-
stehen. Wenn er in anderem Zusammenhang 
von einem «Wir werden sie jagen!» spricht, 
dann ist das ein klarer Aufruf zu offener Ge-
walt. «Geschichte als Kulturkampf» meint in 
seinem Sinne und in der rechten Propaganda 
als Erstes: «Kampf» um das Ganze.
Hinzu kommt, dass die allermeisten der fa-
schistischen und rechtspopulistischen Er-
zählungen auf Sprache, Denkweisen und Zu-
kunftsvorstellungen bauen können, die der 
sogenannten Mitte nicht fremd sind. Mitunter 
mögen die Vokabeln eines autoritär-nationa-
listischen Populismus schroffer sein, die Hal-
tungen dahinter aber ähneln sich, nicht erst 
heute. So sind etwa die gegenwärtig von der 
AfD und anderen erhobene Forderung nach 
einem Ende des «deutschen Schuldkults» und 
Martin Walsers Buchpreis-Rede von 1998 mit 
dem Wort von der «Moralkeule Auschwitz» 
nur auf den ersten Blick verschieden. Traditio-
nell sehr ähnlich «funktionieren» auch Anti-
feminismus und Nationalismus hier wie dort – 
sie schaffen Anschlussfähigkeiten bis nach 
ganz rechtsaußen, nicht selten verschränkt 
im historischen Bild einer «Heimat», deren 
Geschlechterordnung und Chauvinismus ver-
lässlich vor dem beunruhigenden Wandel der 
Zeiten schützt. Sicherheit, so konstruiert oder 
erfindet die autoritär-nationalistische Erzäh-
lung von Geschichte, vermöge es da allein im 
Wiederaufleben eines exklusiven und zugleich 
homogenen «Wir» zu geben, das im Wesent-
lichen durch die Ausgeschlossenen bestimmt 
wird. Dabei hilft die Vorstellung von einem ge-
fährlichen «Anderen» der rechten Selbstver-
gewisserung, stellt ihre neurechte Erzählung 
vom «großem Austausch» auf Dauer. Das sind 
die Versatzstücke, mit denen die Rechte ihre 
historisch-fiktionale Gegenerzählung vervoll-
ständigt. Eine Erzählung vom Historischen, 

die in ihrer gegenwartsbezogenen politischen 
Agenda durchaus verfängt – selbst dann, 
wenn sie einem Faktencheck in keinem Punkt 
standhielte.
Die Linke, der es seit dem Scheitern der real-
sozialistischen Gesellschaftsentwürfe und 
dem Ende der sozialdemokratischen Reform-
politik an Utopien mangelt, sieht sich heute ei-
ner doppelten Herausforderung gegenüber: 
die rechten Erzählungen in ihre Schranken zu 
weisen, sie zu kritisieren und zu demaskieren 
einerseits, eine neue linke Geschichte zu ent-
wickeln andererseits.
Doch ihre Situation ist im Grunde anders ge-
lagert: Die Linke blickt auf ein 20. Jahrhun-
dert zurück, das für sie voller Niederlagen und 
Trauer war – Erster Weltkrieg, Novemberrevo-
lution, Nazismus und Völkermord, gescheiter-
te Reformen nach 1945, Erstarrung des so-
genannten Sozialismus, die Verbrechen des 
Stalinismus. Die Liste des Scheiterns ist lang. 
Daraus auszubrechen und neue Perspektiven 
auf «eine andere Geschichte» zu entwickeln 
fällt schwer, solange das Geschichteschrei-
ben sich nicht aus seiner eigenen Geschich-
te als Teil der Entstehung der modernen Na-
tion in der Mitte des 19. Jahrhunderts heraus 
zu emanzipieren vermag.2 So tun wir gut dar-
an, auch ein «Erinnern als Widerstandspraxis» 
neu zu entwickeln: international – und so die 
beengenden Grenzen nationaler Geschichte 
oder weißer, männlicher Perspektiven über-
schreitend.3

Für unsere Konzepte und Kämpfe um Gleich-
heit und (individuelle) Freiheit ist jede Anknüp-
fung allerdings herausfordernd, solange sie 
über die ausgrenzenden Begriffe etwa von 
Nation, Geschlecht oder Klasse nicht produk-
tiv hinweggehen können, die es schwerma-
chen, gemeinsam und differenziert zugleich 
zu sprechen, ein linkes «Wir» zu schaffen – 
und auszuhalten. Ohne Ausschlüsse, ohne 
Homogenisierung. Ohne die Sorge, vor lauter 
Gemeinschaft nicht mehr über den Tellerrand 
schauen zu können. Nicht zuletzt wird eine lin-
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ke Geschichte auch die Kraft und die Bereit-
schaft aufbringen müssen, in sozialen Bewe-
gungen darauf aufmerksam zu machen oder 
zu erstreiten, was in der Vergangenheit ab-
handengekommen ist oder immer schon fehl-
te. Wir Nachgeborenen haben hier die Chan-
ce, aus der Vergangenheit zu lernen – einmal 
mehr und besonders für unsere emanzipatori-
schen Kämpfe.
Schließlich ist und bleibt Geschichte im 
Rückblick insofern offen, als dass unser ge-
genwärtiger Fokus entscheidend ist für den 
Ausschnitt an Erfahrungen, den wir mitneh-
men in aktuelle Kämpfe. Das zeigt die lange 
Geschichte der gescheiterten und unterlege-
nen Alternativen der Vergangenheit ebenso 

wie die ihrer kurzen Siege (Enzo Traverso). 
Die Bedingungen und die Kraft der vergan-
genen Siege vor Augen ist auch die Zukunft 
offen. Und gestaltbar. Dafür muss die plu-
rale gesellschaftliche Linke ihre Argumente 
schärfen. Wir hoffen sehr, mit dieser Publi-
kation dazu einen kleinen Beitrag leisten zu 
können.

Bernd�Hüttner
Bremen, im Mai 2021

1 Bloch, Ernst: Erbschaft dieser Zeit, Gesamtausgabe, Bd. 4, Frankfurt 
a. M. 1985, S. 152 f. 2 Vgl. Pernau, Margit: Transnationale Geschichte, 
Göttingen 2011, S. 8–14. 3 Vgl. Brachman, Ines/Chmiel, Cornelia/Far-
ber, Jennifer/Hecker, Jens/Hoffstadt, Anke/Schank, Lisa: Die Gedenk-
stätten, eine unendliche deutsche Erfolgsgeschichte, in: Hinterland 
Magazin 48, 2021, S. 53–57.
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Anke Hoffstadt und Michael Sturm

EINLEITUNG: GESCHICHTE FÜR 
PATRIOTEN UND  VOLKSLIEDSÄNGER
HISTORISCHE BEZÜGE UND GESCHICHTSPOLITIK IN 
DEN  STRATEGIEN DES VÖLKISCH-AUTORITÄREN POPULISMUS

Auf der Klaviatur identitätspolitischer Anwür-
fe und Mythos-Szenarien von rechts sind sie 
die prägnantesten Noten und treten gern als 
Akkord auf: Patriotismus, Nationalismus und 
(Leit-)Kultur. Die Melodie ist dabei bestän-
dig eine von gestern. Dass sich rechte und 
radikalnationalistische Akteur*innen in ih-
rer «Wir»-Agenda, dem Kernelement rechter 
Politik, auf Geschichte beziehen, gehört zum 
Alltag rechter Inszenierung, Propaganda und 
Erzählung. Ihre Strukturelemente zu beschrei-
ben ist Anliegen dieses Beitrages. Gleich, ob 
sie Symbole bemühen und sie als ideologi-
sche Selbstbestätigung für «die Eigenen» 
bzw. als Markierung «der Anderen» aufstel-
len oder ob sie damit realpolitische Forderun-
gen und Konzepte zum Wohle des «Volkes» zu 
flankieren versuchen, setzen historische Be-
züge von rechts auf «historisch-fiktionale Ge-
generzählungen». Dies gilt für rechte Umdeu-
tungen der NS-Geschichte, für Forderungen 
nach einem Schlussstrich und einem Ende 
des sogenannten Schuldkultes ebenso wie für 
offene Holocaust-Leugnung oder «Opa war in 
Ordnung»-Erzählungen von einer vermeintlich 
«sauberen» Wehrmacht und den «deutschen 
Opfern» des Nationalsozialismus.1

Doch in geschichtspolitischen Strategien von 
rechts geht es auch um historisch-fiktiona-
le Gegenerzählungen, die mit ihren Bezügen 
auf Vergangenes als «positiver Geschichte» 
gegenwartspolitische Ziele der Rechten sta-
bilisieren sollen. Ihre Chiffren: Preußen, die 
deutschen Kaiser, Gründung des Reiches und 
sein «Platz an der Sonne», Trümmerfrauen 
und die deutsche Familie. Der Analyse dieser 
rechten Geschichtssplitter widmen sich die 

Beiträge in diesem Band als Muster jener «po-
sitiven Beziehung» zur «deutschen Geschich-
te», die extrem rechte Lautsprecher wie der 
Vorsitzende der Alternative für Deutschland 
(AfD) in Thüringen, Björn Höcke, bemühen, 
wenn es ihnen um «deutsche Identität» und 
ihre vermeintlich historische Herleitung geht. 
Welche Deutungsmuster und strukturellen 
Merkmale liegen den rechten Indienstnahmen 
von Geschichte dabei zugrunde? Wer sind die 
Adres sat*innen, wer die Akteur*innen? Für 
den Einstieg mag ein Beispiel hilfreich sein: 
Am 11. Juli 2020 zeigte sich Tino Chrupalla, 
Bundessprecher der AfD, in einem Eintrag auf 
seinem Facebook-Account begeistert. Unter 
der in Großbuchstaben gesetzten Überschrift 
«Hambacher Fest 2020!» jubelte er: «Ein toller 
Tag für jeden Patrioten und Volksliedsänger.» 
Der Bundestagsabgeordnete war an diesem 
Tag zusammen mit etwa 70 weiteren Perso-
nen zahlender Gast des «Neuen Hambacher 
Festes», auch 2020 trotz der Covid-19-Pande-
mie zum wiederholten Male ausgerichtet von 
Max Otte, Fondsmanager mit CDU-Parteibuch 
und offenen Sympathien für die AfD und ihr 
Umfeld.2

Otte und seine Gäste versuchen mit ihrer 
Veranstaltung – mit Festreden zum Zustand 
deutscher Gegenwart, mit Banketten, Preis-
verleihungen (2020 an Vera Lengsfeld), Wan-
derungen durch den Pfälzer Wald und Lieder-
abenden –, einen Erinnerungsort deutscher 
Geschichte par excellence zu besetzen.3 Im 
Hambacher Schloss, jener «Wiege der De-
mokratie», trafen sich vor knapp 190 Jahren, 
zwischen dem 27. Mai und dem 1. Juni 1832, 
bis zu 30.000 Menschen zu einer mehrtägi-
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gen Versammlung, die sich heute unter dem 
Namen «Hambacher Fest» in jedem Schul-
buch zur deutschen Geschichte findet. Schü-
ler*innen ab der 8. oder 9. Klasse lernen im 
Unterricht, dass Zehntausende Menschen 
damals zusammenkamen, um gegen die au-
tokratisch-restaurativen Verhältnisse in den 
deutschen Kleinstaaten zu protestieren und 
sich für Presse- und Versammlungsfreiheit, 
für Bürger*innenrechte und nationale Einheit 
stark zu machen.
Otte und die Teilnehmer*innen des «Neuen 
Hambacher Festes» wollen sich in die Tradi-
tion der damaligen Protagonist*innen stellen 
und deren historische «Aura» für ihre gegen-
wartsbezogene politische Agenda nutzen. 
So zeigte sich etwa schon im Mai 2018 Timo 
Böhme, Vorsitzender der AfD-Landtagsfrak-
tion in Rheinland-Pfalz, in seinem Rückblick 
auf das erste «Neue Hambacher Fest» begeis-
tert: «Was für ein herrliches Fest der Freiheit 
und der klugen Worte!», hieß es auf der Inter-
netseite der AfD-Landtagsfraktion am 7. Mai 
2018. Böhme ergänzte pathetisch, ihm sei 
deutlich geworden, «dass die Hoffnung auf 
eine Rettung unseres schönen Vaterlandes 
lebendig ist». Dabei stellte er direkte Analogi-
en zur Ära der Restauration infolge der Karls-
bader Beschlüsse und der Gegenwart her: 
«In Deutschland herrscht mittlerweile wieder 
Zensur, vergleichbar mit dem Jahr des Ham-
bacher Festes 1832 und den Zeiten des Vor-
märzes.»

Nützliche Traditionslinien: 
für wen, von wem?
Mit solchen und ähnlichen Anknüpfungsver-
suchen offenbaren rechte Akteur*innen den 
Kern ihrer Strategien zur Inszenierung, In-
dienstnahme und Vernutzung von Geschich-
te: Sie stellen sich in eine Linie von Sinn- und 
Traditionsstiftungen (wie hier etwa die der Be-
freiungskämpfe und der Kämpfe für Volks-
souveränität des Vormärz), schaffen schiefe 
Bezüge zu historischen Zusammenhängen, 

entlehnen Themen und schildern Kräftever-
hältnisse gerade so, wie sie ihnen für eine 
gegenwartsbezogene Selbstdarstellung von 
Nutzen sein können. Ihr Konzept der Helden-
verweise, der Bezugnahmen auf eine positi-
ve Nationalgeschichte, auf Befreiungs- und 
Freiheitserzählungen «deutscher» Geschich-
te stellt insbesondere auf die Stärke des «klei-
nen Mannes» ab. Es besetzt die Figur des Frei-
heitskämpfers ebenso wie die des sich selbst 
bemächtigenden Untertanen, der im Rebel-
lentum zu kritischer Masse aufläuft und ein 
System mindestens zu stören, vielleicht gar 
zu stürzen vermag. Selbst dort, wo solche 
Bezugnahmen auf Geschichte einem Fakten-
check nicht standhalten, wo also eine kritische 
Überprüfung ihres historisch nicht- fiktionalen 
Gehalts die schiefen Bezüge sichtbar macht, 
liefern Heldenepen wie diese die nötige Kohä-
renz, um glaubhaft und anschlussfähig zu er-
scheinen.
Gleichzeitig bilden sie einen stabilen Kitt zwi-
schen sonst sehr verschiedenen rechten Ak-
teur*innen und ihren unterschiedlichsten 
Politikfeldern. Sie binden zusammen, was So-
zial- und Politikwissenschaftler*innen in ihren 
Analysen rechter Strukturen, Interessen- und 
Personenkreise (in allen Bereichen ihrer poli-
tischen Praxis) seit spätestens Ende 2014 als 
eine politische Strömung beobachten, die als 
«neue soziale Bewegung von rechts» bezeich-
net werden kann.4

«Sozial» ist in diesem Fall nicht sozialpoli-
tisch gemeint, sondern im Sinne einer ge-
sellschaftlichen Verankerung. So gründet die 
neue soziale Bewegung von rechts nicht auf 
den klassischen extrem rechten Organisatio-
nen und Parteien wie etwa der NPD, der – heu-
te ihrerseits historischen – Bürgerbewegung 
Pro NRW oder dem militant neonazistischen 
Spektrum der sogenannten Freien Kamerad-
schaften (und ihrer vom Parteiengesetz ge-
schützten Nachfolgeorganisationen wie den 
Parteien Die Rechte oder Der III. Weg) – also 
einer bestimmten Szene oder einem (extrem) 
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rechten Milieu. Eher wurzelt sie und findet sie 
ihren Ausdruck in einer Reihe von Netzwer-
ken, Zeitschriftenprojekten, Internetportalen, 
mal losen, mal fester organisierten Gruppie-
rungen, die in ihren oftmals diffusen program-
matischen Ausrichtungen durchaus unter-
schiedliche Schwerpunkte setzen. Im Kern 
jedoch vertreten sie ähnliche Positionen und 
gleichen sich insbesondere in ihrem verbalra-
dikalen, aggressiven politischen Stil. Zu dieser 
neuen sozialen Bewegung von rechts ist die 

(vor allem in Dresden immer noch auftreten-
de) Pegida-Bewegung ebenso zu rechnen wie 
die Hooligans gegen Salafisten (Hogesa), die 
Identitäre Bewegung, Gruppierungen und Ein-
zelpersonen aus dem Spektrum der Reichs-
bürger, rassistische Hetzblogs wie political 
incorrect, Zeitschriften wie das Compact-Ma-
gazin sowie die zahllosen Social-Media-Sei-
ten, auf und in denen Tag für Tag in verrohter 
Sprache gegen Flucht und Asyl, gegen den Is-
lam, gegen die Spitzen der Bundespolitik, ge-
gen das «links-grün versiffte» Establishment 
oder schlicht: gegen «die Gutmenschen» ge-
hetzt wird.
Wie in einem Widerspruch zur rechten Abwer-
tung von bürgerschaftlichem Engagement 
und menschenrechtsorientierter Politik sind 
seit Beginn der Covid-19-«Krise» Pandemie-
leugner*innen hinzugekommen, lösen Ver-
wunderung aus, wo sich einzelne als «links» 
bezeichnen oder von «Herrschaftskritik» und 
«Nächstenliebe» sprechen. Allerdings treten 
sie in ihrer diversen Zusammensetzung zu-
gleich durchaus als Multiplikator*innen auf, 
schaffen breite Schnittmengen und verbrei-
tern Kulissen und Sichtbarkeiten, auch für (ex-
trem) rechte Akteur*innen und Strukturen. 

Zusammengeschlossen etwa in der gemein-
samen Erzählung von einer vorgeblichen «Co-
rona-Diktatur» bringen Anhänger*innen und 
Aktive dieser Misch-Szene mit den Begriffen 
Freiheit, Widerstand oder Souveränität Fah-
nenwörter – buchstäblich – auf die Straße, 
hinter denen sich milieuübergreifend Perso-
nen aus der organisierten militanten Neona-
zi-Szene, Esoteriker*innen, besorgte Eltern, 
Impfgegner*innen oder Reichsbürger*innen 
umstandslos einreihen können.5

Einen bis in alle Ebenen der parlamentari-
schen Politik handlungsmächtigen partei-
politischen Ausdruck finden die derart viel-
gestaltigen, in ihren Stilmitteln aber ähnlich 
auftretenden rechten Strömungen und Struk-
turen in der AfD. Dabei ist die Alternative für 
Deutschland nicht immer kritiklos als Reprä-
sentantin anerkannt. Vor allem mit Blick auf 
ihre parteiinternen Fliehkräfte und Macht-
kämpfe zwischen einem wirtschaftsliberalen 
Rechtsaußenkurs und ihrem faschistisch, ex-
trem rechten (vormaligen) «Flügel» fehlt ihr 
die ungeteilte Zustimmung.
Darüber hinaus koordiniert oder organisiert 
die AfD die einzelnen Teilströmungen keines-
wegs, wenngleich sie auch eine Reihe von 
Grundpositionen und Ressentiments mit den 
anderen Protagonist*innen dieser neuen sozia-
len Bewegung von rechts teilt. Die AfD greift 
aber immer wieder deren Rhetorik auf, spitzt 
sie zu oder mildert sie ab – je nach Zielgrup-
pe und Richtungsentscheidung im konkreten 
Themenfeld. Wie ein Chamäleon tritt sie mal 
in Formation mit extrem rechten Akteur*innen 
oder als deren Ergänzung auf, ein andermal 
gibt sie sich als parlamentarischer Lautspre-
cher eines vermeintlich selbstverständlichen, 

Ihr Konzept der Heldenverweise, der Bezugnahmen auf 
eine positive Nationalgeschichte, auf Befreiungs- und 
Freiheitserzählungen «deutscher» Geschichte stellt 
insbesondere auf die Stärke des «kleinen Mannes» ab.
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aber unterdrückten Volkswillens, bieder wert-
konservativ und vorgeblich «normal», je nach 
Adressat*innen und Inszenierungsstrategie.
In ihrer Gesamtheit stehen die Wegberei-
ter*innen und Akteur*innen der neuen sozia-
len Bewegung von rechts, stehen AfD und 
Co. für einen völkisch-autoritären Populis-
mus. Dieser ist, so der Politikwissenschaftler 
Jan Werner Müller, dadurch gekennzeichnet, 
dass seine Vertreter*innen einem imaginier-
ten «moralisch reinen, homogenen Volk stets 
unmoralische, korrupte und parasitäre Eliten 
gegenüberstellen – wobei diese Eliten eigent-
lich gar nicht wirklich zum Volk gehören».6 
Rechtspopulist*innen und die (extreme) Rech-
te als neue soziale Bewegung erheben für sich 
also nichts Geringeres als den moralischen 
Anspruch, dass sie und nur sie das Volk ver-
treten, während alle anderen Repräsentant*in-
nen der Bürger*innen auf die eine oder andere 
Art illegitim seien.
Im Rahmen dieser völkisch-autoritären An-
sprache an ein exklusives «Wir» sowie in der 
Mobilisierung von Netzwerken und Akteur*in-
nen der sozialen Bewegung von rechts oder 
für eine virulente «Radikalisierung des Konser-
vatismus» (Felix Korsch) kommt dem Verweis 
auf Geschichte nicht von ungefähr eine zen-
trale Rolle zu. Denn Geschichte, so ließe sich 
vorwegnehmend zusammenfassen, wirkt in 
rechten Klangräumen (und darüber hinaus) 
als Verstärker von Vergemeinschaftungspro-
zessen. Geschichte wird in Dienst genommen 
zur Festigung eines Identitätsangebotes, die-
ses Kernelementes des völkisch-autoritären 
Populismus (wie der extremen Rechten). Der 
besitzergreifende Bezug auf Historisches wird 
sowohl als szenen- und milieuübergreifen-
des Selbstvergewisserungselement als auch 
als multifunktionaler und multidimensionaler 
Deutungsrahmen genutzt.
In welcher Weise Geschichte von einem völ-
kisch-autoritären Populismus ausbuchstabiert 
wird, an welcher Stelle rechte Geschichtsdeu-
tungen abholend sein können, wo sie bereits 

etablierte Positionen lediglich zusätzlich oder 
radikaler zu bedienen brauchen, um als ge-
setzt wahrgenommen zu werden: Dies wird in 
den folgenden Beiträgen dieses Bandes an ei-
nigen Beispielen aufgezeigt.

Positive Geschichtssplitter: 
Restauration, Heldentum 
und Leitkultur
Die Rechte nutzt Geschichte als Werkzeug, 
als Instrument der Mobilisierung wie der Le-
gitimation einer gegenwartsbezogenen poli-
tischen Agenda. Ihre jeweilige Themenwahl 
sagt dabei viel über die konkreten Funktio-
nen aus, die Geschichte in rechten Strategi-
en hat: Welche historischen Zusammenhän-
ge oder Ereignisse genau nimmt die Rechte 
in den Blick? Wer sind die historischen Figu-
ren, die sie zu Heroen erklärt? Wie werden 
Entwicklungen weichgezeichnet oder für ei-
ne Bezugnahme in Dienst gesetzt? Welche 
Themen reklamiert eine rechte Geschichte 
für sich? Welche dagegen lehnt sie ab, be-
schweigt oder verleugnet sie? Wo macht sich 
völkisch-autoritärer Populismus die Mühe, 
historische Zusammenhänge und Themen der 
Geschichte wohlkalkuliert polemisch herabzu-
würdigen oder zu verhöhnen?

NS-Geschichte ausschließen – 
 Vergangenheit zurückerobern
Im September 2017 verlangte Alexander 
Gauland, seinerzeit Parteisprecher und Bun-
destagsfraktionsvorsitzender der Alternative 
für Deutschland, als Redner auf dem soge-
nannten Kyffhäuser-Treffen des völkisch-na-
tionalistischen «Flügels» der AfD nach einem 
Schlussstrich. Zusammen mit dieser Forde-
rung, jede Auseinandersetzung mit der Ge-
schichte des Nationalsozialismus ein für alle 
Mal zu beenden, bilden insbesondere Björn 
Höckes gezielte geschichtspolitische Aus-
fälle7 die wohl bekanntesten Beispiele für die 
Strategie der Externalisierung des Nationalso-
zialismus aus der deutschen Geschichte. Zu-
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gunsten einer (von ihm 
selbst so bezeichneten) 
restaurativen «Wieder-
verzauberung» der Welt, 
beschwört der thürin-
gische AfD-Vorsitzende 
das positive Identitätsge-
fühl eines ungebrochenen Deutschtums, wie 
es etwa in dessen wortreichen und patheti-
schen Verklärungen des 19. Jahrhunderts sei-
nen Ausdruck findet.
Obgleich sich in allen Facetten des völ-
kisch-autoritären Populismus ein teilweise 
bizarres Spektrum von Geschichtsrevisio-
nist*innen tummelt, münden am Ende wohl 
alle rhetorischen Muster (etwa der Täter-Op-
fer-Umkehr, der antimuslimischen, rassisti-
schen Anwürfe zu Fragen des Antisemitis-
mus, der floskelhaften Verwendung von «den 
zwölf Jahren») in das keinesfalls neue Postu-
lat, einen Schlussstrich unter die national so-
zia lis tische «Vergangenheit» und deren Be-
wältigung ziehen zu wollen. Was im Herbst 
1998 mit Martin Walsers seinerzeit sowohl 
goutier ter wie problematisierter Buchpreis- 
Rede in der Frankfurter Paulskirche sichtbar 
wurde, inszeniert Alexander Gauland beina-
he zwei Jahrzehnte später zuspitzend: Kein 
anderes Volk in Europa habe «so deutlich mit 
einer falschen Vergangenheit aufgeräumt 
wie das deutsche». Nun aber müsse man den 
Deutschen «diese zwölf Jahre jetzt nicht mehr 
vorhalten!» Sie beträfen die deutsche Identi-
tät nicht länger. Darum, so Gauland, «haben 
wir auch das Recht, uns nicht nur unser Land, 
sondern auch unsere Vergangenheit zurück-
zuholen».8

Aus guten Gründen stehen rechte Umdeu-
tungsstrategien und Versuche, die NS-Ge-
schichte zu relativieren, auszublenden oder 
mit spektakulären Provokationen als Thema 
der geschichts-, gedenk- oder erinnerungs-
politischen und -kulturellen Gegenwart des 
postnationalsozialistischen Deutschlands zu 
diskreditieren, heute im Fokus wissenschaft-

licher und fachjournalistischer Analysen zu 
rechter Geschichtspolitik und der geschichts-
bezogenen Praxis eines völkisch-autoritären 
Populismus. Sie helfen, schiefe Geschichtsbe-
züge, Leugnungen, Schlussstrich-Polemiken 
und neurechte «Metapolitik»-Strategien zur 
Verknüpfung von Erinnerungspolitik und iden-
titätsstiftenden Zugehörigkeitsangeboten im 
vorpolitischen Raum erkennen und auswerten 
zu können.9

Dringlich ist diese Sensibilisierung, da jüngst 
Raumergreifungen (über Versuche der Ein-
flussnahme etwa in kommunalen Gremien 
und paritätisch besetzten Stiftungsräten oder 
über Anfragen und Anträge in parlamentari-
schen Zusammenhängen), Störungen und 
nicht zuletzt auch Angriffe an und gegen Ge-
denkorte – wie Gedenkstätten oder Bildungs-
einrichtungen an NS-Erinnerungs- oder Doku-
mentationsorten – zunehmen. Bildungs- und 
Beratungsexpert*innen beschreiben in Hand-
lungsempfehlungen und Broschüren, welche 
Möglichkeiten es gibt, einer «Geschichtspo-
litik als Kulturkampf von rechts» entschieden 
entgegenzutreten.10

Preußens Glanz und der Platz 
an der Sonne
Um der deutschen Geschichte positive, iden-
titätsstiftende Aspekte abzuringen und sie zur 
einigenden und harmonisierenden Masterer-
zählung auf ein wünschenswert allgemeines 
Geschichtsbild auszurollen, setzt die Rechte 
auf ausgewählte historische Bezugspunkte, 
die den Charakter von Gegenentwürfen haben 
und für Adressat*innen – für eine deutsche 
Öffentlichkeit ebenso wie für die eigenen Rei-
hen – normalisiert werden sollen: als seien sie 

Am Ende münden wohl alle rhetorischen 
Muster in das keinesfalls neue Postulat, 
einen Schlussstrich unter die 
nationalsozialistische «Vergangenheit» 
und deren Bewältigung ziehen zu wollen.
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als Erzählungen von Vergangenem in dieser 
Form schon immer da gewesen.
Einer dieser Gegenentwürfe lässt sich unter 
dem Stichwort monolithisches Kulturverständ-
nis fassen, mit dem nach völkisch-autoritärem 
Weltbild Gemeinschaftsbindungen konstru-
iert sind. Quer durch die verschiedensten Ak-
teurskreise der neuen sozialen Bewegung von 
rechts ist die Rede von einer «deutschen Leit-
kultur», die dem «Fortbestand der Nation als 
kultureller Einheit» dienen solle. Geprägt sei 
sie durch eine gemeinsame Sprache, mehr 
noch aber durch einen über alle historischen 
Zäsuren hinweg bestehenden «Kernbestand» 
an «Werthaltungen». «Die Kultur», die dem 
«Wir» einen unverwechselbaren und gleich-
sam überhistorischen Charakter verleihen soll, 
bildet neben «Volk» eine Schlüsselkategorie 
für das Geschichts-
verständnis des Völ-
kisch-Autoritären. In 
Verschränkung mit 
der einzigartigen Ver-
fasstheit eines «Wir» 
bleibt «Kultur» dabei 
stets im Singular, gemeint als «deutsche» oder 
«abendländische» Eigenschaft und «Wesens-
art». In diesem Sinne erweist sich der rechte 
Kulturbegriff als statisch, monolithisch und 
äußerst selektiv.
Wie Yves Müller in seinem Beitrag herausar-
beitet avancieren im Kulturkampf von rechts 
gegenwärtig besonders drei Themenfelder zur 
Arena rechter, neurechter und völkisch-autori-
tärer Interpretationen: zum Ersten «Preußen» 
und die imperiale Autorität des Wilhelminis-
mus; die – zweitens – durchaus als Verherrli-
chung zu bezeichnenden Kaiserreich-Epen ei-
nes Interregnums, eines Zwischenreiches im 
Zeitenlauf deutscher Geschichte auf dem Weg 
zur Glorie der Reichseinheit; sowie schließlich 
die völkische Selbstaufwertung durch Kolo-
nialismus und imperiale Großmachtpolitik im 
Traum vom «Platz an der Sonne». Sie treten 
dabei mit unterschiedlichem Gewicht selbst 

dann in den Vordergrund, wenn es nach zwei 
verlorenen Weltkriegen um Rückerstattungs-
ansprüche auf adlige Besitztümer und Nut-
zungsrechte geht, wie im Fall der machtvoll 
bis in die Geschichtswissenschaft hinein in-
tervenierenden vormaligen Kaiser-Dynastie in 
der aktuellen «Hohenzollern-Debatte».
Mit Blick auf diese Themen rund um «Glanz 
und Gloria» deutscher Geschichte von Bar-
barossa bis Wilhelm II. lässt sich noch ein 
weiteres Kernelement rechter Geschichte 
ausmachen. Dass Gauland seine geschichts-
politische Polemik zur Wiedererringung deut-
scher Vergangenheit durch das deutsche 
«Volk» 2017 ausgerechnet anlässlich des Kyff-
häuser-Treffens der AfD formulierte, mag die 
Kulisse des historischen Kontextes zwar noch 
einmal betont in Szene gesetzt haben für den 

positiven Bezug auf Kaisermythos und das 
Wiedererwachen eines deutschen Reiches in 
Einheit von Volk, Nation und Herrscherkrone. 
Dabei versuchte er aber, seine Idealerzählung 
künftiger, reiner Geschichtsbetrachtung zu-
sätzlich dadurch aufzuwerten, dass er in glei-
chem Atemzug das Feind-Schema des kultu-
rellen Niedergangs bemühte.
In einem rhetorisch kaum verhüllten Gewalt-
aufruf gegen Aydan Özoğuz, die damalige 
stellvertretende SPD-Bundesvorsitzende, 
Staatsministerin und Integrationsbeauftrag-
te der Bundesregierung, hetzte er gegen den 
offenen, weltbürgerlichen Kulturbegriff der 
Bundestagsabgeordneten. Man solle sie ein-
mal ins Eichsfeld einladen, um ihr dort beizu-
bringen, «was spezifisch deutsche Kultur» sei, 
so Gauland in seiner bis ins letzte Wort viel-
fach im Feuilleton dokumentierten und wie-
derholten Rede 2017. «Danach kommt sie hier 

In der Logik völkisch-autoritärer Positionen 
ist die Semantik des Niedergangs nicht 
weniger als der Marker für einen 
Endkampf: um Überleben oder Untergang.
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nie wieder her und wir werden sie dann auch, 
Gott sei Dank, in Anatolien entsorgen kön-
nen.» Dass Aydan Özoğuz andernorts geäu-
ßert habe, neben der gemeinsamen Sprache 
keine spezifische deutsche Kultur ausmachen 
zu können, apostrophierte Gauland im weite-
ren Verlauf seiner Rede als Inbegriff undeut-
scher Dekadenz, die das deutsche Volk ver-
rate. Genussvoll und brutal bediente Gauland 
hier einmal mehr ein omnipräsentes Kennzei-
chen rechter Rhetorik: einen ausgeprägten 
Kulturpessimismus. In Dauerschleife tritt der 
AfD-Mann gegen plurale Gesellschaftsent-
würfe an und kündet von einem vermeintlich 
kulturellen Niedergang, Werteverfall und einer 
fundamentalen Bedrohung für die Vorstellung 
vom «Volk» als exklusiver, homogener Ge-
meinschaft.
Marc Jongen, Bundestagsabgeordneter der 
AfD, benannte im Rahmen einer von der Frak-
tion von Bündnis 90/Die Grünen beantragten 
Aktuellen Stunde zu «Demokratie und Erinne-
rungskultur angesichts rechtsextremistischer 
Angriffe» am 15. Februar 2018 in aller Deut-
lichkeit, worum es ihm und der AfD geht: «Wir 
kämpfen für eine Alternative zur Abschaffung 
dieses Landes als staatliche und kulturelle Ein-
heit. […] Es geht also buchstäblich um alles.» 
In der Logik völkisch-autoritärer Positionen ist 
die Semantik des Niedergangs nicht weniger 
als der Marker für einen Endkampf: um Über-
leben oder Untergang.

Heile Geschlechterwelten
Drittes Kernelement rechter Geschichtsbe-
trachtungen, oftmals eingewoben in kultur-
pessimistische Vorstellungen oder ein ex-
klusives, monochromes Kulturverständnis 
völkisch-autoritärer Wertezusammenhänge 
ist ein martialisch-männliches Geschichts-
bild als Heilsversprechen und Element der 
Kampfrhetorik.
Anna Schiff und Sebastian Bischoff analysie-
ren in ihrem Beitrag, wie rechte Geschichts-
bilder Gender und Sexualität einzuhegen 

versuchen: Einerseits dienen die 1950er Jah-
re – bzw. die diffus gefasste Zeit vor «1968» – 
als nostalgische Folie für die gute, alte Zeit, 
positiv gekennzeichnet durch klare, vermeint-
lich natürliche Geschlechterrollen und ein 
beziehungs- oder vielmehr eheorientiertes 
Verständnis von Sexualität. Kurzum: als Aus-
druck einer sittlicheren Zeit, in der Ehe und 
Tradi tion – aber auch Eros statt König Sex – 
herrschten. Entsprechend wird die «Trümmer-
frau» als eine Figuration idealer Weiblichkeit 
konstruiert und gegen «Neomarxistinnen» 
und «Genderhistorikerinnen» ins Feld geführt. 
Während die «sexuelle Revolution» im zeit-
historischen Rückblick von rechts in der Re-
gel als Ursache für den postulierten sittlichen 
Verfall der Gegenwart behauptet wird, werden 
Frauen emanzipation und «sexuelle Revolu-
tion» in Teilen rechter Rhetorik zugleich zu ei-
nem Ausweis deutscher bzw. europäischer Li-
beralität stilisiert und gegen Menschen, die als 
Muslim*innen markiert oder benannt werden, 
ins Feld geführt.
Die geschichtspolitischen Rückwendungen 
und Verklärungen sind hier ambivalent, weil 
die völkisch-autoritäre Rechte in ihrem Blick 
auf Geschlecht und Sexualität in historischer 
Dimension in Teilen bemüht ist, nicht an At-
traktivität für die «Frau von heute» zu verlie-
ren – auch in der Rechten wollen heute viele 
nicht unmodern wirken. Im Spagat zwischen 
Herd und Karriere unterstützen in diesem Zu-
sammenhang nicht zuletzt vermeintlich kapi-
talismuskritische Anwürfe gegen die Moder-
ne rechte Geschichtsbilder.
Reichweite erfahren sie durch ihre rassisti-
schen Bestandteile: Die durchaus als Quer-
schnittsthema des völkisch-autoritären Popu-
lismus erkennbare rassistische Propaganda 
von der so bezeichneten «Islamisierung» und 
der vorgeblichen Übergriffigkeit «fremder», 
als noch nicht-sublimiert konzeptualisierten 
Sexualität ergänzt schließlich den Vergleich 
von damals und heute und bemüht einmal 
mehr das Bild sexuell bedrohter wie kulturell 
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und moralisch verführbarer, schutzloser Weib-
lichkeit.

Zurück zum Freiheitskampf: 
für das «Volk» – und nur für 
das «Volk»?
Mehr als andeutungsweise knüpfen rechte 
Geschichtspolitiken und völkisch-autoritäre 
Geschichtsbetrachtungen in ihren Rückbe-
zügen auf ein vermeintlich goldenes Zeital-
ter (Karin Priester) schließlich an eine weitere 
Schlüsselkategorie rechten Geschichtsver-
ständnisses an: an das in seiner Existenz an-
geblich stets bedrohte «Volk». Dabei ist «Volk» 
mehr als eine Sammelbezeichnung für er-
füllten Kinderreichtum «deutscher» Famili-
en. In stark personifizierter Rhetorik gilt das 
rechte «Wir» vielmehr auch im übertragenen 
Sinne als Kollektivsubjekt mit gleichsam ein-
heitlichen Wahrnehmungen, Interessen und 
Feindbildern. Die Vorstellung vom «Volk» als 
«Organismus» oder als «Körper» firmiert auch 
aktuell als zentraler Topos im Ensemble rech-
ter Grundpositionen.
Bemerkenswert ist, dass die grundlegende 
Frage, wer denn nun eigentlich zum «Volk» 
gehören solle, in erster Linie damit beantwor-
tet wird, wer dieser immer wieder beschwo-
renen Gemeinschaft nicht zuzurechnen sei. 
Die rechte Antwort steht dabei erwartungsge-
mäß im Kontrast zu einem republikanischen 
Verständnis von «Volk», das, so der Histori-
ker Michael Wildt, einen «inklusiven» Charak-
ter aufweist und als «Versammlung von glei-
chen Staatsbürgerinnen und Staatsbürgern, 
unabhängig von ihrer Hautfarbe, Geschlecht 
oder religiöse[m] Bekenntnis« beschreibbar 
sei.11 Nationalistisch-identitätspolitische Vor-
stellungen hingegen erheben das «Volk» – die 

«Volksgemeinschaft» – zu einer «exklusiven» 
Einheit. Ihre Konturen gewinnt sie vor allem 
gegenüber jenen, die als kulturell und eth-
nisch «anders» oder «fremd» konstruiert wer-
den. Auf diesen Mechanismus, das «Eigene» 
durch die Abgrenzung zum «Anderen» zu be-
stimmen, hat schon früh der britische Kultur-
theoretiker Stuart Hall mit Blick auf Großbri-
tannien hingewiesen: «die [weißen] Engländer 
[seien] nicht deshalb rassistisch», weil sie «die 
Schwarzen hassen, sondern weil sie ohne den 
Schwarzen nicht wissen, wer sie sind».12

In seiner Funktion der Abgrenzung rückt der 
Volksbegriff strukturell an eine zentrale Stel-
le rechter Geschichtsbetrachtung, denn die 
Zuschreibungen von Zugehörigkeit und Aus-
schluss erweisen sich als statisch, werden als 
weitgehend unveränderbar gesetzt und wir-
ken gleichsam überhistorisch. Damit eignet 
sich der exklusive Volksbegriff als vierter The-
menaspekt, der sich in den historischen Be-
zugnahmen rechter Geschichtsbilder identi-
fizieren lässt, nachgerade als «Whiteboard»: 
beliebig beschreibbar. Wer oder was dazu-
gehört oder ausgeschlossen ist, zu welchem 
Zeitpunkt wo die Grenzen von Zugehörig-
keit gesetzt werden, all das ist variabel, so-
lange die Parameter des «Eigenen» und des 
«Anderen» absolut sind.
Offen bleibt angesichts der aktuellen Entwick-
lungen, ob und wie dieses «Wir», das «Volk» 
als Schlüsselfigur in rechten Vergangenheits-
erzählungen, auch in Zukunft einen zentralen 
Platz einnehmen wird. Als mythischer Erinne-
rungsort gemeinschaftsstiftender nationalis-
tisch-identitätspolitischer Vorstellungen von 
rechts? Als Mobilisierungsmasse rechter Ge-
genwartspolitik? Das Beispiel des Hambacher 
Festes oder die Umdeutungen vergangener 

Wer oder was zu «Volk» dazugehört oder ausgeschlossen 
ist, zu welchem Zeitpunkt wo die Grenzen von Zugehörig-
keit gesetzt werden, all das ist variabel, solange die 
Parameter des «Eigenen» und des «Anderen» absolut sind.
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Emanzipationsbewegungen werfen die Fra-
ge auf, ob «Volk» oder «(Volks-)Gemeinschaft» 
als wegweisende Bezugsgrößen rechter Ge-
schichtsansprache nicht inzwischen mindes-
tens ergänzt, vielleicht in seiner Bedeutung 
sogar abgelöst werden durch die Bindungs-
kraft eines von rechts besetzten Freiheits-
begriffes. Neuere Analysen und Überblicke 
zu rechten Rhetoriken, völkisch-autoritärem 
Agenda-Setting und rechtspopulistischem 
Politikstil unterstreichen durchaus die Rolle, 
die «das Skript der ‹Befreiung›»,13 also eine 
Anrufung und Besetzung der Begriffe Freiheit 
und Widerstand für eine noch weitreichen-
dere anschlussfähige Rechte zu gewinnen 
scheint – auch in geschichtspolitischer Ab-
sicht. Denn gegenwartsbezogene Politikan-
gebote, die aus rechten Geschichtsentwür-
fen heraus formuliert werden, haben stets das 
Ziel, mit dem Blick auf das Gestern überzeu-
gend zu mobilisieren.
Nicht zuletzt im Zuge der bislang noch he-
terogenen Pandemieleugnungs- und Ver-
schwörungserzählungs-Bewegung, die in 
Deutschland im August 2020 vor dem Reichs-
tagsgebäude in Berlin und im Januar 2021 am 
Washingtoner Capitol Hill, jeweils an der Sei-
te und mit Unterstützung der militanten ex-
tremen Rechten, gewalttätig in Erscheinung 
getreten ist, führten selbsternannte «Rebel-
len» den Freiheitsbegriff im Munde. Ihre Pa-
rolen könnten wortgleich auch in Verlautba-
rungen oder auf den Bannern der Identitären 
Bewegung auftauchen, die mit ihrem Reden 
von Widerstand, Freiheit und «Reconquista» 
wiederum regelmäßig historische Bezüge auf-
greift – nicht zuletzt die eingangs zitierte «Frei-
heitsbewegung» des Vormärz rund um das 
Hambacher Fest von 1832.
Wenn Tino Chrupalla das «Neue Hambacher 
Fest» als Möglichkeitsraum für eine Bewe-
gung von «Patrioten und Volksliedsängern» 
feiert, meint das womöglich auch «Freiheit» 
in seinem Sinne: völkisch-national autoritär 
sein zu können unter seinesgleichen. Den «Pa-

trioten» im generischen Maskulinum als ech-
ten Mann zu sehen. Das Deutschsein lauthals 
zum Besten zu geben, über alles.

(Re-)Aktion, oder was?
Geschichte und Geschichtspolitiken folgen 
Funktionslogiken und mitunter absichtsvollen 
Setzungen. Wer Geschichte erzählt, schafft 
Bezugsrahmen, die gemeinschaftsstiftend 
wirken können, schaffen sie doch – nach «in-
nen» – ein spezifisches, an einem geteilten 
(Selbst-)Verständnis orientiertes Identifika-
tionsangebot. Für eine rechte Geschichte und 
Geschichtspolitik gilt aber, dass sie nach «au-
ßen» Abgrenzungen und Feindbilder stärken, 
die in historischer Perspektive «immer schon 
so waren» oder als Abweichungen von einem 
«früher war alles besser» erscheinen.
Geschichte zur Bezugsgröße für das Heute 
heranzuziehen, erfüllt zugleich strategische 
Zwecke. Wer den Rekurs auf «Geschichte» in 
dieser doppelten, die eigene Struktur stärken-
den und «das Andere» abwertenden Weise in 
Dienst zu nehmen weiß, um eine gegenwarts-
bezogene politische Agenda mit der Aura his-
torischer Bedeutsamkeit zu versehen, hat ein 
starkes Argument auf seiner oder ihrer Seite. 
Das Gesehene wirkt als Autorität an sich.
Schließlich stehen mit der Art der Erzählung 
auch die Inhalte, die in historischer Perspek-
tive von rechts beleuchtet, ausgeblendet, 
beschwiegen, neu oder umformuliert, re-ak-
tualisiert oder dem Vergessen übergeben 
werden, in einem weiteren funktionalen Zu-
sammenhang: Dort, wo sie rechte Ziele un-
terstützen, stabilisieren die Themen rechter 
Geschichte Erinnerungspolitiken als Strategi-
en, tragen dazu bei, «Politik durch Geschichte 
zu legitimieren» (Michael Kohlstruck). In ste-
ter Wiederholung und Dauerschleife ist ihnen 
zuzutrauen, dass sie Normalisierungsprozes-
se anstoßen und komplexe Deutungszusam-
menhänge nach rechts verschieben können.
Wenn zu befürchten ist, dass eine «Basiser-
zählung», die «die beherrschende legitima-
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torische Konstruktion der Vergangenheit ent-
hält», im rechten Geschichtsbild Verankerung 
oder Verstärkung findet, wird es höchste Zeit, 
diesen rechten Geschichtsraumaneignungen 
entgegenzutreten.14 Ob allerdings eine Ant-
wort, eine Reaktion oder gar der gezielte Kon-
ter gegen rechte Geschichte das richtige, das 
strategisch kluge Mittel linker Politik und Ak-
tion sein kann? Auf welche Ressourcen, mo-
bilisierungsstarke eigene und selbstwirksame 
Geschichtsbilder wird eine linke Geschichte in 
Praxis und Erzählung dabei zugleich zurück-
greifen? Aus welchen Erfahrungen ihrer anti-
faschistischen Geschichte heraus vermag sie 
rechtes Erinnern zu stören? Worauf soll und 
kann sie bauen? Ob eine antifaschistische 

Geschichte am Ende über ihr interventionis-
tisches Anliegen, autoritär-nationalistische 
Geschichte und ihre Lautsprecher zu verun-
sichern und ihre Mythen, Erinnerungspraxen 
und Geschichtspolitik zu zerstören, hinauszu-
gehen die Kraft hat? Im Wissen darum, nicht 
ad hoc einen definitiv angemessenen Um-
gang mit rechter Geschichte zu finden, bleibt 
wohl aber eine gute Portion positiver Skepsis, 
dass Geschichte und Erinnerung zwar immer 
Spielball und Akteur politischer Machtkom-
munikation und Mobilisierungspotenziale 
sind, zugleich aber als Erzählungen von der 
Vergangenheit auch ein starker Bezugsrah-
men für die Utopien und Möglichkeiten einer 
linken Gegenwart sein können.

1 Vgl. Botsch, Gideon: Die historisch-fiktionale Gegenerzählung des 
radikalen Nationalismus. Über den rechtsextremen Zugriff auf die 
deutsche Geschichte, in: Jahrbuch für Politik und Geschichte 2/2011, 
S. 27–40. 2 Von seiner Funktion als Kuratoriums-Vorsitzender der 
AfD-nahen Desiderius-Erasmus-Stiftung trat Otte im Januar 2021 zu-
rück, nach eigenem Bekunden via Twitter-Post (7.1.2021) in kritischer 
Auseinandersetzung mit der Rolle und Haltung des Parteivorsitzenden 
Jörg Meuthen während des AfD-Bundesparteitages Ende November 
2020. Fortan wolle er sich nur mehr für die den Unionsparteien na-
hestehende «WerteUnion» und die Belange des «Neuen Hambacher 
Festes» einsetzen. 3 Zum «Forschungsparadigma» des «Erinnerungs-
ortes» (lieux de mémoire) des liberal-konservativen französischen 
Historikers Pierre Nora vgl. Siebeck, Cornelia: Erinnerungsorte, Lieux 
de Mémoire, in: Docupedia Zeitgeschichte, 2.3.2017, unter: https://
docupedia.de/zg/Siebeck_erinnerungsorte_v1_de_2017. 4 Vgl. etwa 
Häusler, Alexander/Virchow, Fabian (Hrsg.): Neue soziale Bewegung 
von rechts? Zukunftsängste, Abstieg der Mitte, Ressentiments, Ham-
burg 2016. 5 Vgl. z. B. die aktuellen Einschätzungen im Schwerpunkt 
«Demaskiert – Die Bewegung der Pandemie-Leugner*innen», in: 
LOTTA 81, 2020/21; darin z. B. Teidelbaum, Lucius: Die Corona-Wut-
bürger*innen. Von «Regenbogenkriegern» und «Reichsbürgern», 
S. 9–12. 6 Vgl. Müller, Jan Werner: Was ist Populismus? Ein Essay, 
Frankfurt a. M. 2016, S. 42. Vgl. auch die Beiträge in: Häusler, Ale-
xander (Hrsg.): Völkisch-autoritärer Populismus. Der Rechtsruck in 
Deutschland und die AfD, Hamburg 2018. 7 Vgl. z. B. Höckes Dresd-
ner Rede (2017) mit ihrem nach allen Regeln rechter Opfer-Rhetorik 
gesetzten Angriff auf das Berliner Denkmal für die ermordeten Juden 
Europas, die inzwischen vielfach analysiert worden ist, vgl. etwa be-
reits wenige Tage nach der Rede Sabrow, Martin: Höcke und wir, in: 
Zeitgeschichte-online, 25.1.2017, unter: https://zeitgeschichte-on-
line.de/kommentar/hoecke-und-wir. 8 Am 2.9.2017 auf dem Kyffhäu-
ser-Treffen der AfD, zit. nach: Steinhagen, Martín: Identitätspolitik mit 
dem «Vogelschiss». Über den Geschichtsrevisionismus bei der AfD, 

in: Mendel, Meron (Hrsg.): Wie die Rechten die Geschichte umdeuten. 
Geschichtsrevisionismus und Antisemitismus, Frankfurt a. M. 2020, 
S. 12. 9 Zum Einstieg vgl. die Beiträge in: Mendel: Wie die Rechten 
die Geschichte umdeuten; Killguss, Hans-Peter/Langebach, Martin 
(Hrsg.): «Opa war in Ordnung!». Erinnerungspolitik der extremen 
Rechten, Köln 2016; Langebach, Martin/Sturm, Michael (Hrsg.): Er-
innerungsorte der extremen Rechten, Wiesbaden 2015. 10 Vgl. etwa 
Verein für Demokratische Kultur in Berlin (VDK) e. V./Mobile Beratung 
gegen Rechtsextremismus Berlin (MBR) (Hrsg.): Nur Schnee von ges-
tern? Zum Umgang mit dem Kulturkampf von rechts in Gedenkstätten 
und Museen, Berlin 2019; Bothe, Larissa/Wunnicke, Ruth: Handlungs-
empfehlungen für den Umgang mit rechtspopulistischen Äußerun-
gen von Besucher*innen in Gedenkstätten und Erinnerungsorten. 
Eine Publikation von Gegen Vergessen – Für Demokratie e. V., Berlin 
2019. 11 Wildt, Michael: Volk, Volksgemeinschaft, AfD, Hamburg 
2017, S. 116 f. 12 Hall, Stuart: Ethnizität: Identität und Differenz, in: 
Engelmann, Jan: Die kleinen Unterschiede. Der Cultural-Studies-Rea-
der, Frankfurt a. M./New York 1999, S. 83–98, hier S. 93. 13 So et-
wa Claudia C. Gatzka im Titel ihres Beitrages zu Machtstrategien 
rechtspopulistischer Geschichtsumdeutungen am Beispiel von Ita-
lien, in: Audretsch, Andreas/Gatzka, Claudia C. (Hrsg.): Schleichend 
an die Macht. Wie die Neue Rechte Geschichte instrumentalisiert, 
um Deutungshoheit über unsere Zukunft zu erlangen, Bonn 2020, 
S. 38–47. 14 Trotha, Trutz von: Politische Kultur, Fremdenfeindlichkeit 
und rechtsradikale Gewalt. Notizen über die politische Erzeugung von 
Fremdenfeindlichkeit und die Entstehung rechtsradikaler Gewalt in 
der Bundesrepublik Deutschland. Beitrag zur Tagung «No Justice – No 
Peace?», Penn State University 1993. Zur Basiserzählung vgl. Herz, 
Thomas: Die «Basiserzählung» und die NS-Vergangenheit. Zur Verän-
derung der politischen Kultur in Deutschland, in: Clausen, Lars (Hrsg.): 
Gesellschaften im Umbruch. Verhandlungen des 27. Kongresses der 
Deutschen Gesellschaft für Soziologie in Halle an der Saale, Frankfurt 
a. M. 1995, S. 91–109.

https://docupedia.de/zg/Siebeck_erinnerungsorte_v1_de_2017
https://docupedia.de/zg/Siebeck_erinnerungsorte_v1_de_2017
https://zeitgeschichte-online.de/kommentar/hoecke-und-wir
https://zeitgeschichte-online.de/kommentar/hoecke-und-wir
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Yves Müller

PREUSSEN, DAS KAISERREICH, 
DER KOLONIALISMUS UND DIE RECHTEN
SEHNSUCHTSORTE DES DEUTSCHEN NATIONALISMUS

In Phasen der Stagnation, Resignation oder 
gar der Krise suchen Gesellschaften immer 
wieder Orientierung in der Vergangenheit. Die 
Rechte sehnt derlei «Krisen» jeder Art gerade-
zu herbei und malt die «Gemeinschaft» zer-
störende Horrorszenarien an die Wand. Die 
«Krise», sie wird gemacht. Und zwar in Dau-
erschleife, denn die Erfolge des autoritär-völ-
kischen Populismus zehren von der stetigen 
Reproduktion äußerer und innerer Bedrohun-
gen. «Früher war alles besser», so lautet das 
krisenaffirmative Credo. Die Konstruktion der 
«Krise» ist nötig, um eine identitätspolitische 
Re-Souveränisierung des eigenen Kollektivs 
voranzutreiben und ein «goldenes Zeitalter» 
zu imaginieren. Dieses «heartland» einer bes-
seren Vergangenheit findet die Rechte in Volk 
und Nation.1 «Wir», und damit sind immer 
«die Deutschen» gemeint, gegen die «bar-
barischen Anderen».2 «Wir» sind wieder wer. 
«Wir» sind das Volk.
Die Anrufung einer glorreichen, aber unterge-
gangenen Epoche soll helfen, die blasse Ge-
genwart in eine blühende Zukunft zu verwan-
deln. Die Zusammenhänge zwischen dem 
Erstarken eines völkisch-autoritären Populis-
mus und der Geschichtspolitik der Berliner 
Republik sollen am Beispiel des deutschen 
Sehnsuchtsortes «Preußen» – der zur Unter-
scheidung vom historischen Preußen mit An-
führungszeichen markiert werden soll – und 
seiner unheilvollen Wiederkehr aufgezeigt 
werden. Dabei geht es den Rechten von der 
Partei Alternative für Deutschland (AfD) und 
dem Institut für Staatspolitik (IfS), einem neu-
rechten «Thinktank», nicht einfach um einen 
Umbau der etablierten Erinnerungskultur in 
Deutschland, sondern um eine Verteidigung 

dessen, was sie gern «deutsche Kultur» nen-
nen. Diese Form der vergangenheitsbezo-
genen Identitätspolitik ist gesellschaftlich 
anschlussfähig, weil sie aus der Mitte der Ge-
sellschaft stammt.
Von dem gegenwartsnahen Gehalt des bona-
partistischen Vergangenheitsbezugs wusste 
schon Karl Marx zu berichten: «Die Tradition 
aller todten Geschlechter lastet wie ein Alp 
auf dem Gehirne der Lebenden. Und wenn sie 
eben damit beschäftigt scheinen, sich und die 
Dinge umzuwälzen, noch nicht Dagewesenes 
zu schaffen, gerade in solchen Epochen revo-
lutionärer Krise beschwören sie ängstlich die 
Geister der Vergangenheit zu ihrem Dienste 
herauf, entlehnen ihnen Namen, Schlachtpa-
role, Kostüme, um in dieser altehrwürdigen 
Verkleidung und mit dieser erborgten Sprache 
die neue Weltgeschichtsszene aufzuführen.»3 
In einem regelrechten Wunderglauben seh-
nen sich die Menschen nach der Wiederkehr 
der «guten alten Zeit» und nach der Auferste-
hung des Helden – Weltgeschichte als Tragö-
die und als Farce.

«Preußen» als deutscher 
Sehnsuchtsort
Preußen ist fester Bestandteil deutscher Ge-
schichte: Am 18. Januar 1701 krönte sich 
der brandenburgische Kurfürst Friedrich III. 
eigenhändig, aber mit Gottes Gnaden zum 
König – die Geburtsstunde Preußens. Auf 
den Tag genau 170 Jahre später ließ sich der 
preußische König Wilhelm I. im Spiegelsaal 
von Versailles zum deutschen Kaiser krönen, 
nicht jedoch ohne Gnaden der deutschen 
Fürsten und einer ganz weltlichen Verfas-
sung, die mit dem Jahreswechsel 1870/71 
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in Kraft trat. Damit fand der preußi-
sche Vormachtanspruch seine Voll-
endung und Preußen zugleich sein 
vorläufiges Ende. Denn die Etablie-
rung des kleindeutsch-borussischen 
Kaiserreichs – kleindeutsch, weil ei-
ne großdeutsche Einigung mit Ös-
terreich-Ungarn erneut ausblieb – war schon 
damals nicht unumstritten. Dem 1918 unter-
gegangenen zweiten Reich – das in der Analo-
gie erste, seit dem Spätmittelalter bis 1806 be-
stehende Heilige Römische Reich Deutscher 
Nation war dem «unheiligen Deutschen Reich 
preußischer Nation» (Thomas Mann) voraus-
gegangen – folgte bald schon ein nationalso-
zialistisches «Drittes Reich» und 1945 der er-
neute Untergang. Am 25. Februar 1947 wurde 
der Staat Preußen gemäß dem vom Alliier-
ten Kontrollrat erlassenen Kontrollratsgesetz 
Nr. 26 dann auch offiziell aufgelöst, nachdem 
er bereits zuvor durch die Aufteilung seines 
Gebietes in verschiedene Besatzungszonen 
und Staaten aufgehört hatte zu existieren. 
Nun war erst einmal Schluss mit Reichsideen.
Das «Preußen» hat es nie gegeben. Die Vor-
stellungen, wo Preußen lag und wo es heute 
liegt, wann es existierte und wann es aufhörte 
zu existieren, wer preußisch und wer Preuße 
sei und was Preußentum ausmache, variieren 
je nach Ort, Zeit, Perspektive und Fragestel-
lung. Je nachdem, ob man nach den geogra-
fischen Ausdehnungen und überhaupt dem 
Zeitraum des Bestehens des Hohenzollern-
reiches, seiner Staatlichkeit und seinen Idea-
len, dem Einwanderungsland oder Wissen-
schaftsstandort Preußen oder aber nach den 
ständestaatlichen Gesellschaftsstrukturen, 
dem Militarismus und seiner Rolle im Imperia-
lismus und europäischen Kolonialismus fragt, 
wird man zu recht widersprüchlichen Urtei-
len über das Königreich Preußen und mit ihm 
über das Deutsche Kaiserreich gelangen.
Bei «Preußen» handelte es sich im 20. Jahr-
hundert stets um einen geschichtspolitischen 
Containerbegriff, der je nach politischer Façon 

gefüllt werden konnte. So beriefen sich die 
Nationalsozialisten ebenso auf preußische Tu-
genden wie die Sozialdemokratie vor ihnen. 
Hoben die einen militärisches Geschick und 
Obrigkeitsstaat hervor, waren den anderen 
Aufklärungsgedanke und soziale Errungen-
schaften des Erinnerns wert. Die «sozialisti-
sche Nation» der DDR, deren Territorium sich 
großteils mit dem historischen Kern-Preußen 
deckte, entdeckte unter Erich Honecker das 
preußische Erbe wieder. Währenddessen war 
auch die Bundesrepublik um Traditionslinien 
bemüht. Der großen «Staufer-Ausstellung» in 
Stuttgart 1977 folgte die Aufsehen erregen-
de Ausstellung über Preußen im Westberliner 
Martin-Gropius-Bau im Jahr 1981. Und König 
Friedrich der Große – volkstümelnd auch «Al-
ter Fritz» gerufen –, der «Eiserne Kanzler» Otto 
von Bismarck, die berühmten Heeresreformer 
August Neidhardt von Gneisenau und Gerhard 
von Scharnhorst sowie der in den «Reichs-
einigungskriegen» (1864, 1866, 1870/71) 
siegreiche Generalfeldmarschall Helmuth von 
Moltke wechselten sich in der Gunst des Pub-
likums immer wieder ab. Anfang der 1980er 
Jahre war die Preußen-Renaissance in der 
Bundesrepublik, aber auch in der DDR an ih-
rem Höhepunkt angelangt.
Die sich in Wellen wiederholende «Rückbesin-
nung auf preußisches Wesen, preußische Tu-
genden und eine preußische Kultur des Politi-
schen» diente schon damals der Verknüpfung 
einer unsicheren Gegenwart mit einer glorrei-
chen Vergangenheit, wie zeitgenössisch der 
Politikwissenschaftler Martin Greiffenhagen 
beobachtete.4 Es waren durchaus unsiche-
re und turbulente Zeiten, in denen «Preußens 
Gloria» fröhliche Urständ feierte: Der Terror 

Die Rechten benötigen identitäts-
stiftende topografische, 
materielle wie immaterielle 
«Erinnerungsorte» des Gestern 
für den Faschismus von morgen.
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der RAF, aber auch das «braune Terrorjahr» 
(Andrea Röpke) 1980 mit 18 Toten, prägten die 
Bundesrepublik. Die Ölkrise von 1973 verän-
derte nachhaltig die Weltwirtschaft. Der Kal-
te Krieg nahm im NATO-Doppelbeschluss von 
1979 und der Debatte um die Stationierung 
von Atomraketen Anfang der 1980er Jahre ei-
nen gefährlichen Verlauf. Und die Bundesre-
gierung setzte immer mehr auf Kernkraft. So 
entstand aus Anti-AKW- und Friedensbewe-
gung die Partei Die Grünen. Ausgerechnet in 
der DDR brachte die Komödie «Die Preußen 
kommen» (1981) des Dramatikers Claus Ham-
mel die deutschlandpolitischen Winkelzü-
ge des damaligen Preußen-Revivals auf den 
Punkt, indem sie Friedrich den Großen sagen 
ließ: «Wer zuerst aufhören könnte, von Nation 
zu reden, wäre der erste Realist.»5

20 Jahre später sollte das wiedervereinig-
te Deutschland einen neuerlichen Preußen- 
Hype erleben, der bis heute anhält. 2001 
feierte man den 300. Jahrestag der Königskrö-
nung Friedrichs I. Nachdem zwei Jahre zuvor 
der Umzug der Bundeshauptstadt von Bonn 
nach Berlin vollzogen worden war, brachten 
die Bundesländer Brandenburg und Berlin ei-
ne Fusion unter dem traditionsreichen Namen 
Preußen ins Spiel. Daraus wurde nichts. Doch 
2002 beschloss der Bundestag den Wieder-
aufbau des Berliner Schlosses, in dem die Ho-
henzollernkönige und später auch der deut-
sche Kaiser bis 1918 residiert hatten. Ende 
2020 wurde der Humboldt-Forum genannte 
Schlossnachbau eingeweiht, der verschiede-
ne Museen beherbergen wird, darunter auch 
die mit Tausenden Artefakten und Kunstwer-
ken aus der Kolonialzeit bestückte Sammlung 
des Ethnologischen Museums.

Keine Kapitulation – 
das «Reich» und die Rechte 
nach 1945
Die extreme Rechte weiß das Preußen- und 
Kaiserreich-Revival zu nutzen. Die Revitalisie-
rung von Mythenbildern und die Glorifizierung 

von Heldenfiguren gehören zu ihrem Kernge-
schäft. An der quellenkritischen Dekonstruk-
tion historischer Wahrheiten haben die Rech-
ten wenig Interesse, denn ihr Historismus 
erlaubt nur eine Erzählung. Sie wollen zeigen, 
«wie es eigentlich gewesen ist» (Leopold von 
Ranke) – und berufen sich selbstverständlich 
auf historische «Fakten» –, nicht aber im Sinne 
einer möglichst wahrheitsgetreuen Darstel-
lung, sondern als teleologische, also zielge-
richtete Herrschaftsgeschichte. Letztlich geht 
es bei den zukunftsorientierten Rückblicken, 
diesen Re-Visionen, um eine von der Vergan-
genheit zehrende Utopie von einem bevorste-
henden «Reich». Die Rechten benötigen iden-
titätsstiftende topografische, materielle wie 
immaterielle «Erinnerungsorte»6 des Gestern 
für den Faschismus von morgen.
So wird auch Preußen zum Sehnsuchtsort 
und Heilsversprechen zugleich. Das hat zu-
nächst ganz pragmatische Gründe, denn nach 
den nationalsozialistischen Verbrechen und 
mit der totalen Niederlage des Deutschen Rei-
ches im Zweiten Weltkrieg ist bis heute jeg-
licher offen positive Bezug auf dieses «Dritte 
Reich» nicht gerade opportun. Wer dies nach 
1945 trotzdem tat, war ein «Ewiggestriger», 
ein «Alt-Nazi». Schon in den 1960er Jahren er-
eiferte man sich in der Rechten für das preu-
ßische Erbe – und hatte damals ganz und gar 
realpolitische Themen im Blick. Der vormalige 
«SA-Dichter» und nationalistische Netzwerker 
Herbert Böhme sah in Preußen den «Inbegriff 
von Ordnung, Sauberkeit, Unbestechlichkeit, 
des Pflichtbewusstseins und Verantwortungs-
gefühls» und forderte in den rechten Klüter 
Blättern 1961 angesichts der deutschen Tei-
lung: «Gebt Deutschland endlich wieder uns, 
gebt es frei.» Und Otto Kerchhofer, ein öster-
reichischer Revanchist, beschwor 1967 das 
«nach grausamer Dezimierung und Austrei-
bung der Deutschen teils unter sowjetischer 
teils unter polnischer Verwaltung» stehen-
de «Preußenland». Aber auch in der selbst-
ernannten Neuen Rechten seit den 1970er 
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Jahren waren solche gar nicht neuen vergan-
genheitsbezogenen Suchbewegungen zu be-
obachten. Der Schriftsteller und ehemalige 
Waffen-SS-Soldat Wolfgang Venohr sehnte 
sich in seinen 2002 im Verlag der rechten Wo-
chenzeitung Junge Freiheit (JF) erschienenen 
Memoiren nach dem «Preußentum» als mit-
teleuropäischer Macht.

Sozialismus à la Preußen
Den zentralen Bezugsrahmen der Neuen 
Rechten bildet die «Konservative Revolution», 
die freilich eine Erfindung des rechten Theore-
tikers Armin Mohler ist, um eine rechte «Schu-
le», eine faschistische, aber angeblich nicht 
NS-belastete Denktradition zu konstruieren. 
Als «Die Konservative Revolution in Deutsch-
land 1918–1932», so der Titel seines 1950 
veröffentlichten Buches, verstand er in der 
Rückschau jene Strömungen und Netzwerke, 
deren Protagonisten in der ersten Hälfte des 
20. Jahrhunderts und besonders in der Zwi-
schenkriegszeit antidemokratische, antilibera-
le und antihumanistische Ideen vertraten und 
sich sowohl an den deutschen Nationalsozia-
listen als auch an den italienischen Faschisten 
orientierten.7

Einige hofierten den Nationalsozialismus, 
während ihm andere ablehnend gegenüber-
standen. So scheint die konstruierte «Kon-
servative Revolution» heute weniger mit dem 
Makel der nationalsozialistischen Verbrechen 
verbunden. Tatsächlich geht es der Neuen 
Rechten nicht so sehr um die Verherrlichung 
des Nationalsozialismus als um die Rehabi-
litierung faschistischer Ideologie par excel-
lence. Und hier taucht die Chiffre «Preußen» 
immer wieder auf. Wiederkehrendes Ideo-
logieelement in den zentralen Schriften der 
«Konservativen Revolution» ist der «deut-
sche» oder «preußische Sozialismus». Os-
wald Spengler verknüpfte 1919 «Preußentum 
und Sozialismus» bereits im Buchtitel. Arthur 
Moel ler van den Bruck, Autor des 1923 er-
schienenen Buches «Das dritte Reich», wie-

derum propagierte einen nationalen «Sozia-
lismus» und berief sich immer wieder auf 
Preußen. Der Nationalbolschewist Ernst Nie-
kisch, der für einen autoritären «Arbeiterstaat» 
eintrat, schrieb sich auf die Fahnen, die For-
derungen Moeller von den Brucks und Speng-
lers nach einem «preußischen Sozialismus» – 
der nicht als Aufforderung für den Kampf nach 
sozialer wie ökonomischer Gerechtigkeit und 
Gleichheit missverstanden werden darf – zu 
verwirklichen.
Ein «faschistisches Jahrhundert»8 später nutzt 
Erik Lehnert, einer der Wortführer des rechten 
IfS, die spenglersche Idee eines «preußischen 
Sozialismus» – und will zugleich über dessen 
vages Konzept hinausgehen –, um «die geis-
tige Vorherrschaft des Wirtschaftlichen zu 
brechen». Sein Pseudo-Antikapitalismus rich-
tet sich keineswegs gegen das ökonomische 
Prinzip der Kapitalakkumulation, sondern ge-
gen das geistige Prinzip des Konsumzwangs 
und der «Ökonomisierung aller Lebensver-
hältnisse», wie er 2018 in dem IfS-Theorieblatt 
Sezession schrieb. Nicht die «soziale Frage» 
sei wichtig, wohl aber die Zähmung der Wirt-
schaft nötig: «Hinter vier Stunden weniger Ar-
beit oder fünf Euro mehr Lohn hat sich noch 
nie ein großer Gedanke verborgen.» Um sein 
Bild zu verdeutlichen, zieht er eine historische 
Parallele zu den antinapoleonischen Befrei-
ungskriegen: «Die Frage, ob man unter den 
Franzosen nicht auch gut leben könnte, war 
für die Preußen 1807 völlig gleichgültig. Wich-
tig war ihnen die Freiheit und die Behauptung 
des Eigenen – und dort sollten wir uns ein-
finden!» In diesem Sinne schlägt auch Felix 
Menzel, Begründer der neurechten Postille 
Blaue Narzisse, in einem «Preußentum und 
Kapitalismus» überschriebenen Online-Arti-
kel, der 2017 auf dem Sezession im Netz-Blog 
veröffentlicht wurde, einen voluntaristischen 
Weg ein, indem er die Aufgaben des Staates 
auf das Nötigste reduziert. Im Zentrum seiner 
Überlegungen steht eine «nachbarschaftliche 
Marktwirtschaft», in der «das Lokale anstel-
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le des Globalen bevorzugt» und «Familien in 
ihrer Unabhängigkeit» gestärkt statt zerstört 
würden. Nur so könne die eigene Kultur erhal-
ten werden.

Preußen, einig Abendland?
Neben «Preußen» scheint der Abendland-Be-
griff für die Rechte attraktiv. In Dresden ver-
sammelt sich seit Jahren eine Melange aus al-
len Spektren der extremen Rechten unter dem 
Label Patriotische Europäer gegen die Islami-
sierung des Abendlandes (Pegida). «Abend-
land» eignet sich ebenso als nationaler Erin-
nerungsort, meint aber nicht dasselbe und 
zeigt noch deutlicher, wie diffus der Rekurs 
auf die imaginierte Vergangenheit ist, denn 
der Abendland-Topos verweist auf einen wei-
teren raumordnenden Gedächtnisrahmen, der 
auf den ersten Blick verwundert: «Europa». 
Die Pegida-Demonstrierenden bezeichnen 
sich selbst als «patriotische Europäer». Björn 
Höcke, AfD-Fraktionsvorsitzender im Thürin-
ger Landtag und Mitgründer des AfD-«Flü-
gels», sehnt als Einheizer und Lautsprecher 
der völkisch-autoritären Straßenbewegung 
das «wahre Europa […] einer längst vergange-
nen Zeit» herbei und rief bei dem 2018 vom 
«Flügel» bei Detmold organisierten «Her-
mannstreffen» zu einer «nationale[n] und eu-
ropäische[n] Renaissance» auf.
Stärker noch als «Preußen» verweisen die 
Chiffren «Abendland» und «Europa» auf die 
ideologische Anleihe bei den Protagonisten 
der «Konservativen Revolution» der Weima-
rer Jahre, allen voran Oswald Spengler mit sei-
nem in zwei Teilen erschienenen Buch «Der 
Untergang des Abendlandes» (1918/1922). 
Kriegsniederlage und Revolution von 1918 
brachten Spengler zu dem Vergleich seiner 
als krisenhaft empfundenen Gegenwart mit 
dem Untergang des Stauferreiches im Spät-
mittelalter und der Folgezeit, die er als Inter-
regnum (Zwischenherrschaft) bezeichnete. 
Der Buchtitel irritiert, ging es Spengler doch 
weniger um ein Katastrophenszenario als um 

die zivilisatorische Vollendung des «Abendlan-
des» – durch «Preußen». Ihm schien das zeit-
genössische «Preußentum» vergleichbar mit 
der römischen Expansion in der Antike, das er 
in «Preußentum und Sozialismus» explizit als 
Vollendung des «Abendlandes» ausmalte. So 
propagierte er einen abendländisch-borussi-
schen Caesarismus, der technokratisch, im-
perialistisch und «sozialistisch» zugleich sein 
sollte. Zwar ging Spengler kaum auf die Okto-
berrevolution in Russland ein, doch sollte das 
«Abendland» gegen den Bolschewismus in 
Stellung gebracht werden.
Aber es zeigen sich auch die Ambivalenzen 
zwischen Preußen- und Abendland-Begriff, 
denn konnte «Preußen» einerseits als Boll-
werk gegen die östliche Gefahr gelten, war es 
etlichen, vor allem rechtskatholischen Abend-
land-Vertreter*innen zum «Vorwerk Asiens» 
und damit zum Teil eben jener Bedrohung 
geworden.9 Für den völkischen Nationalis-
mus mit seinem Antisemitismus stand der 
Feind sowieso nicht außerhalb der Grenzen 
des Reiches, sondern im Inneren. So bekam 
der Abendland-Topos nun auch eine expli-
zit antiliberalistische und antiwestliche Note 
und erfuhr der Osten eine positive Wendung. 
Man wandte sich vom Westen ab, wie der Po-
litikwissenschaftler Felix Korsch in einer vor-
trefflichen ideengeschichtlichen Analyse des 
Abendland-Begriffs erklärt: «Spiegelbildlich 
erschien der Osten nun als geistige Alternative 
zur Westorientierung, wobei gerade die dort 
vermutete vorzivilisatorische ‹Primitivität› und 
‹Rückständigkeit› als Vorteile gelesen wur-
den.»10

Für den «Nationalrevolutionär» Ernst Nie-
kisch wiederum stand das römisch-katholi-
sche «Abendland» im krassen Gegensatz zum 
protestantischen «Preußentum». Er sah in der 
«preußischen Herrschaftsidee» ein aristokra-
tisches Prinzip, das sich im «totalen Staat» 
vollenden würde, wie er in seiner Zeitschrift 
Widerstand immer wieder ausführte. Das au-
toritäre Russland war aus seiner Perspektive 
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der natürliche Verbündete Preußen-Deutsch-
lands, der Nationalbolschewismus die pas-
sende Synthese der preußischen und der bol-
schewistischen Idee. Das in nationalistischen 
Kreisen ursprünglich negative Russland-Bild 
kehrte Niekisch ins Positive, denn der länd-
lich-archaische Osten stand für ihn gegen den 
dekadent-urbanen Westen. Alles Abendlän-
dische – und dazu zählte Niekisch schließlich 
auch Hitlers NS-Bewegung, die er als «bürger-
lich» ablehnte – müsse vernichtet werden.
Das alles interessiert die Pegida-Demonst-
rant*innen heute wenig. Doch zeigen sich his-
torische Parallelen: Während die rechten Theo-
retiker des 20. Jahrhunderts mit ihren Bezügen 
auf einen preußischen oder abendländischen 
Herrschaftstypus in der Hauptsache ihre geo-
politischen Großmachtfantasien auszubuch-
stabieren suchten, dienen «Preußen», «Reich», 
«Europa» oder «Abendland» den heutigen 
Rechten eher als Sehnsuchtsorte. Gleichwohl 
wollen rechte Ideolog*innen unsere Gegen-
wart als Interregnum verstanden wissen, aus 
dem erst ein Anführer eines – wie auch immer 
ausgeformten – «Reiches» herausführen kön-
ne. Letztlich geht es um die Restauration der 
Reichsidee. Während der Westen als dekadent 
dargestellt wird, orientiert man sich an dem 
wiedererstarkten Russland Wladimir Putins. 
Die Kampfbegriffe «Abendland» und «Euro-
pa» verweisen auch auf die Feindbildkonstruk-
tionen. Die «mehrtausendjährige Geschichte» 
Europas (Höcke) wird auch gegen ein junges, 
aus Sicht der Rechten geschichts- und kultur-
loses «Amerika» in Stellung gebracht; es wird 
sich erst noch zeigen müssen, ob die in dem 
diffusen Spektrum der Rechten von Incels, 
QAnon-Anhänger*innen, Reichsbürgern und 
Identitären zwischenzeitlich entdeckte Liebe 
zu Donald Trump und der US-amerikanischen 
Rechten daran etwas ändern wird.

Preußische Stilblüten
Heute konkurrieren durchaus verschiedene 
Spielarten des preußischen Geschichtsbildes, 

die sich zweckgebunden wie in einem Satz-
baukasten einzelner Protagonist*innen Orte 
und Daten aus Preußens Annalen bedienen. 
Da wäre zunächst der Bezug auf den Deutsch-
ritterorden – eine Art «preußischer Urmy-
thos» (Volker Weiß) –, der im Spätmittelalter 
weite Teile Nordosteuropas eroberte und den 
Grundstein für das Herzogtum Preußen legte, 
aus dem 1618 Brandenburg-Preußen hervor-
ging. Bereits der völkische Theoretiker Arthur 
Moeller van den Bruck hob Preußen in «Der 
preußische Stil» (1914) als «größte kolonisa-
torische Tat des Deutschtums» hervor und 
prophezeite, dass «Deutschland die größte 
politische Tat des Preußentums sein wird». 
Im Vordergrund dieses Preußen-Motivs steht 
die räumliche Ausbreitung nach «Osten», die 
Gründung des Kaiserreiches und seine Ent-
wicklung zur Weltmacht. Heute ist es an-
schlussfähig vor allem wegen seines Bildes 
einer wehrhaften Gemeinschaft gegen einen 
unbestimmten äußeren Feind.
Die Reichsgründung von 1871, mit der sich 
der preußische König zum deutschen Kaiser 
erhob, belegt für die Rechten ein bis in die 
Gegenwart reichendes Kontinuum deutscher 
Staatlichkeit und Nationsbildung. So widmet 
die AfD-nahe Desiderius-Erasmus-Stiftung 
(DES) diesem Datum anlässlich seiner 150-jäh-
rigen Wiederholung eine komplette Ausga-
be ihres Magazins Faktum, in dem man einen 
«Gegenakzent» zur allgemein eher negativen 
Darstellung des Kaiserreichs setzen wolle, wie 
Karl-Heinz Weißmann, neurechter Historiker 
und DES-Kuratoriumsmitglied, betont. O-Ton 
Weißmann: «Wer, wenn nicht Preußen, hätte 
in der Lage sein sollen, aus Deutschland ein 
politisches Ganzes zu schaffen?» 1871 sei die 
Geburtsstunde der deutschen Nation und das 
Kaiserreich keineswegs der Geburtshelfer für 
die nationalsozialistische Machtübernahme 
von 1933.
Dann wäre da noch die Idealisierung eines 
geistigen Preußen, in dem oft als «Staats-
männer» apostrophierte Intellektuelle ebenso 
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wie Politiker und Militärs als kulturschaffende 
Gralshüter gruppiert werden. An Herren wie 
dem Philosophen Johann Gottlieb Fichte oder 
dem Generalfeldmarschall Helmuth von Molt-
ke soll der «preußische Charakter», eine iden-
titätsstiftende Geisteshaltung, exemplarisch 
dargestellt werden. In seinem im zum rechten 
Manuscriptum-Imperium gehörenden Landt-
verlag herausgebrachten Buch «Schwarz und 
Weiß. Eine preußische Geistesgeschichte» 
(2020) beschreibt Andrew Stüve aus rech-
ter Sicht den «Staatsmann als Garant, Träger 
und Ausdruck der Staatsidee», der «Loyalität 
und Treue nicht aus Gewohnheit, sondern aus 
Überzeugung lebte […] ohne zu kriechen, oh-
ne sich zu verleugnen».

Gestaltungsmöglichkeiten
Der 8. Mai 1945 sei nicht für alle ein Tag der 
Befreiung gewesen, so AfD-Fraktionschef 
Alexander Gauland 75 Jahre nach der be-
dingungslosen Kapitulation der deutschen 
Wehrmacht, sondern «war auch ein Tag der 
absoluten Niederlage, ein Tag des Verlus-
tes von großen Teilen Deutschlands und 
des Verlustes von Gestaltungsmöglichkeit». 
Gaulands Wort vom «Verlust von Gestal-
tungsmöglichkeit» ist auch im Kontext des 
endgültigen Endes von Preußen 1947 zu se-
hen. Spätere Überlegungen, Preußen wie-
derauferstehen zu lassen und die Krone wie-
der zu installieren, beispielsweise durch den 
monarchistischen Religionswissenschaft-
ler Hans-Joachim Schoeps in den 1950er 
Jahren, scheiterten schlicht an der Realität 
der deutschen Teilung. Gaulands Fraktions-
kollege Wilhelm von Gottberg, langjähriger 
Sprecher der selbst für Vertriebenen-Kreise 
besonders rechten Landsmannschaft Ost-
preußen, behauptete am 9. Mai 2020 in der 
Jungen Freiheit, die Alliierten hätten Preu-
ßen in einem «besonders schändlichen Will-
kürakt» von der Landkarte getilgt: «Mit einem 
Federstrich und einer unglaublich verloge-
nen Begründung löschten sie die Existenz 

des deutschen Bundesstaates Preußen aus. 
Deutschland war vernichtet.»
Anders als Gaulands Diktum von der durch 
die Kriegsniederlage verbauten «Gestaltungs-
möglichkeit» vermuten lässt, geht es vielen 
Rechten weniger um den Zweiten Weltkrieg, 
vielmehr um jenen davor. «Plötzlich galten 
wir als Alleinschuldige, deren raubtierhafte 
Eroberungsziele schon genügend verdeut-
lichen, dass das Reich diesen Krieg gewollt 
und herbeigeführt hat», erklärte Gauland be-
reits in «Die Deutschen und ihre Geschich-
te» (2009), den verlorenen Ersten Weltkrieg 
resümierend. Der FPÖ-Historiker Lothar Hö-
belt sieht in der Kriegsniederlage und der Ab-
dankung des deutschen Kaisers tatsächlich 
das folgenschwerere Ereignis deutscher Ge-
schichte, wie er im November 2018 auf einem 
DES-Kongress unter dem Applaus der Anwe-
senden bekundete: «In einem siegreichen Kai-
serreich hätte ein Plebejer wie Hitler nie die 
Chance gehabt, Führer und Reichskanzler zu 
werden.» So wird die bereits vor 60 Jahren in 
der Fischer-Kontroverse diskutierte Frage nach 
der deutschen Kriegsschuld wieder aufgegrif-
fen. Damals hatte der Historiker Fritz Fischer 
für Aufsehen gesorgt, weil er die konservative 
Deutungshoheit durchbrach und nach Konti-
nuitäten der Eliten zwischen Kaiserreich und 
Nationalsozialismus fragte. In der AfD bemüht 
man sich nun um eine Revision der seitdem er-
rungenen Erkenntnisse. Schuld seien letztlich 
die Entente-Mächte gewesen, denn sie seien 
durch ihren Sieg verantwortlich für den Auf-
stieg sowohl des Nationalsozialismus als auch 
des Kommunismus, der beiden Totalitarismen 
der Zwischenkriegszeit. Mit der erst durch die 
Versailler Friedensverträge herbeigeführten 
deutschen Kriegsniederlage – denn strate-
gisch habe das Deutsche Reich den Krieg gar 
nicht verloren, sondern gewonnen, so lautet 
die von Höbelt aufgewärmte Dolchstoßlegen-
de – sei das seit Friedrich dem Großen beste-
hende Kräftegleichgewicht der europäischen 
Großmächte außer Kontrolle geraten.
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Während viele Rechte bei dem Gedanken an 
Preußen in Erinnerungen schwelgen, ziehen 
die rechten Schüler der «Konservativen Re-
volution» für ihre Gegenwartsanalysen durch-
aus mehr aus den machtstrategischen Preu-
ßen-Plänen von Spengler & Co. Erik Lehnert 
will in der Idee des 1947 untergegangenen 
preußischen Staates gar eine «Alternative zur 
real existierenden BRD» ausmachen, so argu-
mentierte er 2010 in der Sezession, und be-
rief sich dazu auf den Kronzeugen Schoeps. 
Schon Moeller van den Bruck hatte die sach-
politische Maxime postuliert: «Preußen muss 
sein.» Björn Höcke wiederum erklärt in dem 
programmatischen Gesprächsband «Nie 
zweimal in denselben Fluss» (2018): «Preu-
ßen ist als geschichtliches Phänomen für die 
Erneuerung unseres Gemeinwesens von ele-
mentarer Bedeutung», die er als «großräumi-
ge Renovation» bezeichnet. Die Drohung mit 
einem gewaltsamen, rassistisch-nationalisti-
schen Umsturz und einer völkisch-kolonialen 
Expansion ist kaum zu überhören.

Anständig geblieben – 
die Hohenzollern, die Nazis 
und der Kolonialismus
Vor diesem Hintergrund verwundert es nicht, 
dass die Rechten von AfD, IfS, JF & Co. in den 
aktuellen Debatten den Hohenzollern bei-
springen, geht es doch um nichts weniger 
als den Erhalt des gloriosen Preußen-Bildes. 
Denn das «Haus Hohenzollern» und mit ihm 
sein Hausherr Georg Friedrich Prinz von Preu-
ßen, Ururenkel des letzten deutschen Kaisers, 
sind unter Beschuss geraten. Die seit Jahren 
von ihnen erhobenen Entschädigungsforde-
rungen haben eine öffentlich geführte Kontro-
verse darüber befördert, ob die Hohenzollern 
dem Nationalsozialismus «erheblichen Vor-
schub» geleistet haben. Und die Diskussionen 
um das im Zentrum der Bundeshauptstadt 
wiedererrichtete Berliner Schloss und die da-
rin künftig zu zeigenden Exponate ließen eine 
längst überfällige Debatte über den angemes-

senen Umgang mit kolonialen Gütern ent-
brennen, der durch die weltweite «Black Lives 
Matter»-Bewegung des Jahres 2020 noch be-
feuert wurde. Die Kontroversen sind Ausdruck 
gesellschaftlicher Transformationsprozesse, 
die mitunter als krisenhaft empfunden werden 
können, wenn als natürlich gegeben geglaub-
te weiße Privilegien hinterfragt und aufgege-
ben werden müssen.
Die Rechten verstehen diesen Diskurs als An-
griff auf ihr idealisiertes Geschichtsbild, doch 
brauchen sie gleichzeitig derlei Krisenszena-
rien, um ebenjenes Geschichtsbild ausbuch-
stabieren zu können. In einer Anhörung des 
Kulturausschusses des Bundestags zur Frage, 
ob Kronprinz Wilhelm von Preußen vor und 
während der Machtübernahme den National-
sozialisten «erheblichen Vorschub» geleistet 
habe, witterte der kulturpolitische Sprecher 
der AfD-Bundestagsfraktion Marc Jongen 
im Januar 2020 ein «linkes Ressentiment ge-
gen den Adel und gegen Preußen» und mo-
nierte eine «Anti-Preußen-Stimmung». In ei-
nem «geschichtspolitischen Musterprozess» 
werde Preußen zum «Feindbild» erklärt. Auf 
der anderen Seite fällt die AfD durch plum-
pe Enthistorisierung des Sachverhaltes und 
Verharmlosung der Rolle der Hohenzollern 
für den Nationalsozialismus auf: Der im nie-
derländischen Doorn im Exil lebende Ex-Kai-
ser und seine Söhne seien schon intellektuell 
nicht in der Lage gewesen, dem Nationalso-
zialismus «erheblichen Vorschub» geleistet 
zu haben. Außerdem hätte Adolf Hitler einer 
«italienischen Lösung» nicht zugestimmt, bei 
der die Monarchie unter den Nazis wiederein-
geführt worden wäre, so Gauland während ei-
ner Rede im Plenarsaal des Bundestages im 
Januar 2020. Heute seien die Hohenzollern 
als «eine ganz normale bürgerliche Familie» zu 
betrachten, der man das Recht auf Entschädi-
gung nicht verwehren dürfe.
Unterstützung erfährt die AfD aus Teilen der 
Geschichtswissenschaft. Während die im 
Fach anerkannten Historiker Christopher Clark 
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und Wolfram Pyta in ihren Gutachten die Be-
deutung der Hohenzollern herunterspielen, 
will sich der von der CDU/CSU-Fraktion be-
rufene Geschichtswissenschaftler Benjamin 
Hasselhorn im Bundestagsausschuss nicht 
festlegen. Ein gutes halbes Jahr zuvor ord-
nete er in der konservativen Zeitschrift Cicero 
die Auseinandersetzung jedoch als «Hohen-
zollern-Bashing» und als Ausdruck von «an-
tiaristokratischen Ressentiments» ein. Sei-
ner am 30. Juli 2019 
in Cicero formulierten 
Ansicht nach ist die – 
in der Geschichtswis-
senschaft heute tat-
sächlich kaum noch 
vertretene – These eines deutschen Sonder-
wegs, der eine deutsche Abweichung von der 
französisch-britischen Norm der Demokratie-
werdungsgeschichte behauptet, «im Grun-
de nichts anderes als die in die Geschichts-
wissenschaft eingegangene antideutsche 
Propaganda des Ersten Weltkriegs». In der 
Neuen Zürcher Zeitung mahnte der Histori-
ker Hans-Christof Kraus Anfang 2020 zu mehr 
«Sachlichkeit und vor allem Unvoreingenom-
menheit», schließlich seien die Hohenzollern 
schon vor 1914 wenig beliebt gewesen, als 
sie noch an der Macht und gerade dabei wa-
ren, einen Krieg anzuzetteln, und danach für 
die Nazis völlig bedeutungslos geblieben. Ir-
gendein «nennenswertes symbolisches Kapi-
tal» sei da schon, so urteilt Kraus, nicht mehr 
übrig gewesen.

«Platz an der Sonne»? 
Die Rechte und 
der  Kolonialismus
In die Diskussion um die Aufarbeitung des 
deutschen Kolonialismus und seiner Verbre-
chen schaltete sich die Rechte jüngst mit ei-
ner einfachen Rechnung ein: Die Kolonialherr-
schaft habe den ehemaligen Kolonien mehr 
genützt, als sie Schaden angerichtet habe. 
Das impliziert vor allem ein für den Kolonial-

rassismus typisches paternalistisches Bild von 
einem hilfsbedürftigen afrikanischen Konti-
nent. Die AfD-Bundestagsabgeordneten Petr 
Bystron und Markus Frohnmaier luden zu ih-
rer Veranstaltung «Bilanz des deutschen Kolo-
nialismus» im Dezember 2019 ausgerechnet 
den US-amerikanischen Politikwissenschaft-
ler Bruce Gilley ein, der argumentiert, der eu-
ropäische Kolonialismus sei «both objectively 
beneficial and subjectively legitimate» gewe-

sen. In seinem Vortrag 
behauptete Gilley un-
ter anderem, der Ver-
lust des kaiserlichen 
Pachtgebietes Kiaut-
schou in China, de fac-

to eine deutsche Kolonie, habe schlussendlich 
zur Herrschaft der Kommunistischen Partei 
über China und damit zur Unterdrückung von 
Millionen geführt. Im Sommer 2020 reichte 
die AfD-Fraktion einen Antrag mit dem Titel 
«Restitution von Sammlungsgut aus kolonia-
lem Kontext stoppen» im Bundestag ein, der 
das Ende jedweder Restitutionsverhandlun-
gen für das im Zuge des europäischen Kolonia-
lismus zusammengetragene museale Samm-
lungsgut einforderte. Die AfD fürchte, hieß es 
begründend, dass durch etwaige Rückgaben 
der Gegenstände an die Herkunftsländer «ein 
Prozess in Gang gesetzt [wird], der zu einem 
Dominoeffekt führen kann, sprich zu einer 
sukzessiven Ausdünnung des Sammlungs-
bestandes der europäischen Museen». Wenn 
es um koloniale Raubkunst geht, pochen die 
rechten EU-Feind*innen plötzlich auf «Euro-
pa».
Die Bedeutung der aktuellen Hohenzollern- 
und Kolonialismus-Debatten für die Rechte 
kann gar nicht hoch genug eingeschätzt wer-
den, wie der Historiker Eckart Conze zuletzt 
herausgestrichen hat. Denn die von Gauland 
als «Vogelschiss» bezeichnete Herrschaft des 
Nationalsozialismus von 1933 bis 1945 muss 
ausgespart und marginalisiert werden, um ein 
Kontinuum der deutschen Nation von 1870/71 

Unterstützung erfährt 
die AfD aus Teilen der 
Geschichtswissenschaft.
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bis in die Gegenwart und damit eine Norma-
lisierung des Kaiserreichs in der deutschen 
Geschichte zu erreichen. Gleichzeitig werden 
von rechter Seite – business as usual – verlo-
rener Erster Weltkrieg, Novemberrevolution, 
Versailler Vertrag und natürlich die Kommu-
nist*innen als Ursachen des nationalsozialisti-
schen Aufstiegs hervorgehoben. Letztlich sei-
en an den Nazis ja doch die anderen schuld.11 
Das Hochjubeln der angeblichen zivilisatori-
schen Errungenschaften des deutschen Ko-
lonialismus transportiert nicht nur ein ras-
sistisches Weltbild, sondern weist auch auf 
mögliche außen- und handelspolitische Am-
bitionen der Rechten hin. Entschädigungen 
ehemaliger Kolonien für Länder des globalen 
Südens werden strikt abgelehnt und Entwick-
lungshilfen sollen den geopolitischen Zielen 
Deutschlands dienen. Währenddessen wer-
den die Ressourcen dieser Länder ausgebeu-
tet, deren Bürger*innen als Billigarbeitskräfte 
dienen.

Schluss
Die Konstruktion einer Jahrhunderte wäh-
renden – die Rechten meinen: tausendjähri-
gen – historischen und kulturellen Identität ist 
eine Voraussetzung für den rassistischen Aus-
schluss derjenigen, die nicht dazugehören sol-
len. Das so hergestellte «Wir», dem man sich 
«kulturell» zuordnet, ermöglicht eine Abgren-
zung von den ethnisierten «Anderen».
Für die Rechte sind die Sehnsuchtsorte 
«Preußen», «Abendland», «Reich», «Kaiser-
reich» usw. in verschiedener Hinsicht emi-
nent: Erstens stellen sie gesellschaftliche An-
schlussfähigkeit her, rekurrieren sie doch auf 
durchaus anerkannte «Erinnerungsorte», die 
in den verschiedenen Nation-Building-Pro-
zessen in der deutschen Geschichte von ganz 
verschiedenen politischen Akteuren immer 
wieder bemüht wurden. Zweitens dienen sie 
der funktionalen Absicht der Rechten, die aus 
ihrer Perspektive zu Unrecht etablierte erinne-
rungskulturelle Hegemonie des Gedenkens 

an die nationalsozialistischen Verbrechen, 
durch Akzentuierung «positiver» historischer 
Ereignisse der deutschen Geschichte zu re-
lativieren, eine historische Verbindung zwi-
schen Kaiserreich und «Drittem Reich» zu 
verneinen und den Nationalsozialismus als 
«Betriebsunfall» auszuklammern. Drittens ha-
ben sie das Potenzial, einer geschichtspoliti-
schen Amalgamierung der Rechten nach in-
nen, denn während über die Bewertung und 
folglich den Umgang mit dem Nationalso-
zialismus in den diffusen Spektren des bun-
desdeutschen Nationalismus kaum Einigkeit 
herrscht, besteht ein zumindest oberflächli-
cher Konsens hinsichtlich der Traditionsbil-
dung der «deutschen Nation». Viertens lassen 
sich über den auf den ersten Blick «weichen» 
oder sekundären ideologischen Teilbereich 
der Geschichtspolitik «harte» bzw. primäre 
Ideologieelemente wie Rassismus, Antise-
mitismus und Sozialdarwinismus kommuni-
zieren. Fünftens ist die Rechte auf der Hand-
lungsebene gerade über historische Bezüge 
und Topoi in der Lage, aktuelle Themen dis-
kursiv aufzugreifen und dabei gesellschaftlich 
verbreitete Bilder abzurufen.
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Sebastian Bischoff und Anna Schiff

(NIEMALS) ZURÜCK IN DIE 1950ER JAHRE
GENDER UND SEXUALITÄT IN RECHTER GESCHICHTSPOLITIK

Die Rückbesinnung auf eine bessere Ver-
gangenheit hat einen besonderen Stellen-
wert innerhalb rechter Rhetorik: von «Make 
America great again» (Donald Trump/Repu-
blikaner, USA), über «Take back control of 
our country» (UKIP, Großbritannien) und «Re-
mettre la France en ordre» (Rassemblement 
National, Frankreich) zu «Hol dir dein Land zu-
rück» (AfD). Aber in welche Zeit soll mit dieser 
kämpferisch-nostalgischen Rhetorik eigent-
lich zurückgekehrt werden? Geht es um die 
Verhandlung von Geschlecht und Sexualität, 
so scheint die Antwort zunächst klar – zurück 
in die 1950er Jahre. Zurück in eine Zeit, be-
vor das wiederholt bemühte Feindbild soziale 
Bewegungen (Feminismus, 68er) politischen 
und gesellschaftlichen Einfluss gewinnen 
konnte. Zurück zur traditionellen Kleinfamilie, 
zurück zum Verbot von Schwangerschaftsab-
brüchen, zurück zu natürlichen Geschlechter-
rollen. Aber auch zurück zu einer Tabuisierung 
und Stigmatisierung von Sexualität? Zurück 
zu einer Politik (fast) ohne Frauen?
In Bezug auf diese Fragen lassen sich durch-
aus Ambivalenzen in den zentralen antifemi-
nistische Diskursorgane der Rechten – Com-
pact bzw. Compact-Geschichte, Sezession 
und Junge Freiheit ausmachen.1 Einerseits 
dient die diffus gefasste Zeit vor «1968» als 
eine Art rückwärtsgewandte Utopie, positiv 
gekennzeichnet durch klare, natürliche Ge-
schlechterrollen und ein beziehungs- oder 
vielmehr eheorientiertes Verständnis von Se-
xualität, kurzum: einer sittlicheren Zeit. Ande-
rerseits werden die Errungenschaften sozia-
ler Bewegungen aus ebenjener Zeit in Teilen 
rechter Rhetorik zu einem Ausweis deutscher 
bzw. europäischer Liberalität stilisiert und 
meist gegen Muslim*innen ins Feld geführt, 
deren Migration und Kinderzahl drohen, die 

Deutschen zurück ins Mittelalter zu katapul-
tieren.

«Große Männer» für 
den «kleinen Mann»
«Die aktuelle Verengung der deutschen Er-
innerungskultur auf die Zeit des Nationalso-
zia lismus ist zugunsten einer erweiterten Ge-
schichtsbetrachtung aufzubrechen, die auch 
die positiven, identitätsstiftenden Aspek-
te deutscher Geschichte umfasst.» So steht 
es im Parteiprogramm der AfD. Doch was 
oder vielmehr wer stiftet diese positive Iden-
tität und an wen richten sich diese Angebo-
te? Schlägt man in den Gesamtdarstellun-
gen deutscher Geschichte des AfD-Politikers 
Alexander Gauland nach oder in den mittler-
weile 13 Ausgaben Compact-Geschichte des 
rechten Magazins Compact, so findet man 
schnell eine Antwort: deutsche Männer und 
ihre Heldentaten. Der Titel der ersten Ausgabe 
von Compact-Geschichte lautete nicht von un-
gefähr «1000 Jahre Deutsches Reich. Unsere 
Geschichte, unsere Leistungen, unser Stolz». 
Die Betonung des Nationalen, der Fokus auf 
Politikgeschichte und hier wiederum auf die-
jenigen Männer, die diese Politik machten, 
ist für sich genommen kein originäres Ele-
ment rechter Geschichtsnarrative oder -po-
litik. «Große Männer» standen bis weit in die 
1970er Jahre im Zentrum von Geschichtswis-
senschaft und -vermittlung und prägen sie in 
Teilen heute noch. Die ZDF-Dokumentation 
«Die Deutschen» aus den Jahren 2008 und 
2010 präsentierte eine in Teilen ebenfalls he-
roische Erzählung und widmete gerade mal 
zwei ihrer zwanzig Folgen Frauen (Hildegard 
von Bingen und Rosa Luxemburg). Nationale 
Heldengeschichten auszubauen und hochzu-
halten ist eine Form von rechter Geschichts-



(niE�als) Zurück in diE 1950Er JahrE26

erzählung, die durchaus anschlussfähig ist an 
Überzeugungen und Vorstellungen der Mehr-
heitsgesellschaft. Was Compact-Geschichte 
von «Die Deutschen» unterscheidet, ist die of-
fensive – um nicht zu sagen: aggressive – Be-
tonung des homogen gedachten «Wir» sowie 
die Behauptung, die deutsche Geschichte sei 
vor 1933 friedlicher als die anderer Nationen 
verlaufen. So wird etwa im Vorwort der 2017 
erschienen ersten Ausgabe der Reihe behaup-
tet: «Unser Vaterland hat in den 1000 Jahren 
seiner Geschichte vor 1933 keine Scheusale 
wie Zar Iwan den Schrecklichen, keine gei-
fernden Hassprediger wie Robespierre, keine 
Bartholomäusnacht, keine barbarischen Ge-
waltherrscher wie Heinrich VIII. oder Gangs-
terbosse wie Al Capone hervorgebracht.»
Anders als der institutionalisierte geschichtli-
che Androzentrismus, der alles Männliche wie 
selbstverständlich zur Norm erhebt, ist rech-
te Geschichte nicht eine Geschichte von Män-
nern für alle, sondern eine Geschichte von 
Männern im Kampf gegen andere Männer. 
Diese anderen, fremden Männer sind ein kon-
stitutives Element rechter Geschichtspolitik. 
Ihre vorgeblichen barbarischen Schreckensta-
ten stehen im scharfen Kontrast zu den «Leis-
tungen» «unserer» Männer, die angeblich 
nicht genügend Würdigung erfahren würden. 
Diese Version der Geschichte schafft ein Rol-
lenangebot insbesondere für diejenigen (Män-
ner), die die Dezentralisierung männlicher Vor-
machtstellungen mit einer Abwertung und 
Verdrängung verwechseln.
Ist rechte Geschichtspolitik damit primär ein 
Angebot von Männern für Männer? Vor dem 
Hintergrund, dass es vor allem Männer sind, 
die rechte Politik machen und wählen, er-
scheint dies naheliegend und der oben be-
schriebene Fokus auf Männer bestätigt das 
zunächst.2 Frauen haben allerdings durch-
aus eine tragende Rolle innerhalb rechter 
Geschichtsnarrative. Sie sind es, die Männer 
erst zu echten Männern machen – also Män-
ner, die ihre Frauen vor anderen Männern be-

schützen. Derart als schutzbedürftig definiert, 
werden Frauenkörper zum Symbol der Na-
tion, insbesondere dann, wenn es um (sexu-
alisierte) Gewalt3 gegen deutsche Frauen in 
der Nachkriegszeit geht. So heißt es in der be-
reits erwähnten Compact-Ausgabe: «Schon in 
der Schule lernen die Kinder, dass man frem-
de Besatzungssoldaten, Massenvergewalti-
ger und Bombenschützen als Befreier zu be-
jubeln hat und dass der deutsche Michel […] 
zum größten Verbrecher der Menschheitsge-
schichte mutiert ist.»
Den «Verbrechen an Deutschen» widmete 
Compact-Geschichte 2019 ein eigenes Heft, 
da diese angeblich das Tabu des 20. Jahrhun-
derts seien, insbesondere sexualisierte Gewalt 
gegen Frauen. Die «geschändeten Fräuleins» 
sind hier eine Projektionsfläche, denn die «se-
xuellen Verbrechen» werden von anderen, 
von fremden Männern begangen – den «Rot-
armisten» und «Westalliierten». Wie auch bei 
der pseudofeministischen Social-Media-Kam-
pagne «120 Dezibel»4 wird das originär femi-
nistische Thema Gewalt gegen Frauen verein-
nahmt und für rassistische Deutungsmuster 
instrumentalisiert. Historische Frauen als Op-
fer anderer Männer zu konstruieren und nicht 
etwa der eigenen Geschichte patriarchaler 
Unterdrückung zuzuordnen erlaubt es zudem, 
einen Bezugsrahmen zu entwerfen, inner-
halb dessen Männer und Frauen durch eine 
gemeinsame Geschichte vereint sind. Diese 
(sachlich falschen) Geschichtsbilder richten 
sich entsprechend sowohl an Männer als auch 
an Frauen. Pointiert ausgedrückt, finden die 
Geschlechter in Rassismus und Antisemitis-
mus ihr (historisches) Wir.

Trümmerfrauen stehen 
ihren Mann
Das Einbeziehen von Frauen in rechte Ge-
schichtspolitik ist vor dem Hintergrund der 
vermehrten Sichtbarkeit rechter Frauen zu be-
trachten. Denn aller antifeministischen Diffa-
mierungen zum Trotz – Frauen (in Führungs-
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positionen) gibt es auch in der Rechten, mit 
zunehmender Tendenz.5 Nicht nur das, sie 
thematisieren sogar Sexismus in den eige-
nen Reihen. Die AfD-Bundestagsabgeordnete 
Corinna Miazga beispielsweise machte beim 
AfD-Parteitag im Dezember 2017 in Hannover 
den Sexismus ihres Parteikollegen Petr Byst-
ron, Chef des bayerischen Landesverbandes, 
öffentlich. Lauren Southern und Brittany Sell-
ner (ehem. Pettibone), Aushängeschilder der 
US-amerikanischen Alt-Right (engl. Abkür-
zung für Alternative Right) erklären auf ihren 
YouTube-Kanälen, dass sie zwar gegen Femi-
nismus seien, aber dennoch als politische Ak-
tivistinnen ernst genommen werden wollen.
Compact-Geschichte hat 
den «klügsten und tap-
fersten» deutschen Frau-
en 2019 eine eigene Aus-
gabe (Heft 6) gewidmet, 
mit einer blonden  Jeanne 
d’Arc als «Titelmädel». Das Editorial warnt: 
«Feministinnen, aufgepasst! […] Die folgen-
den Beiträge könnten unverhohlen frauen-
feindlich ausfallen. Aus heutiger dominie-
render neomarxistischer Betrachtungsweise 
ohnehin.» Verantwortlich für das Themenheft 
ist Jan von Flocken. Der Historiker und ehe-
malige Focus-Redakteur ist einer der führen-
den Autoren der Reihe und schreibt auch für 
die Junge Freiheit. 2015 war er Referent eines 
«Lesertreffens» der extrem rechten Zeitschrift 
Zuerst!
In diesem Heft wird der Feminismus einerseits 
diskreditiert, andererseits finden sich dort 
auch positive Bezüge auf die Errungenschaf-
ten der Frauenbewegung. Und mehr noch: 
Die Würdigung und Anerkennung von histori-
schen Frauen werden offensiv gefordert – auf 
sehr spezifische Weise. Ein Beispiel dafür ist 
Jan von Flockens Beitrag zu «Trümmerfrau-
en», der mit den Worten endet: «Manchmal 
schämt man sich, in Deutschland zu leben …» 
Scham verursachen hier nicht die Verbrechen 
des Nationalsozialismus, sondern «eine füh-

rende Funktionärin der bayerischen Grünen», 
die versucht habe, das Andenken an die Trüm-
merfrauen zu beschmutzen.6 Kein Einzelfall. 
AfD und NPD – aber auch CSU und FDP – ha-
ben in den letzten Jahren immer wieder lokal-
politische Versuche einer kritischeren Ausein-
andersetzung mit der Figur der Trümmerfrau 
skandalisiert. Sie positionierten sich dabei für 
den Erhalt bereits bestehender Denkmäler, 
inszenierten Gedenkfeiern (unter anderem in 
München und Dresden) und forderten öffent-
lichkeitswirksam die Schaffung neuer Geden-
korte, etwa in Kassel (auf Antrag der AfD-Frak-
tion), Berlin (auf Antrag der FDP-Fraktion) und 
Nürnberg (auf Antrag der CSU-Fraktion).

Die Figur der Trümmerfrau steht im ge-
schichtspolitischen Diskurs der Rechten für 
eine sehr spezifische Form der Weiblichkeit, 
die sich durch eine klaglose Opferbereitschaft 
für Volk und Vaterland auszeichnet. Entspre-
chend fungiert die Trümmerfrau als eine Kon-
trastfigur zu heutigen Frauen, insbesonde-
re zu Feministinnen. So kommentierte etwa 
Sven Felix Kellerhoff, leitender Redakteur für 
Zeit- und Kulturgeschichte der Welt, in einem 
im März 2018 erschienen Welt-Online-Arti-
kel, dass «manche Genderhistorikerinnen ver-
suchten, den positiven Mythos der ‹Trümmer-
frauen› zu zerstören».
Die Trümmerfrau ist eine Form der rückwärts-
gewandten Utopie. Sie ist die Personifikation 
eines rechten Weiblichkeitsentwurfs, für den 
in den sozialen Medien unter dem Hashtag 
#tradwives (traditionelle Frauen) geworben 
wird – allen voran von Brittany Sellner. In ih-
rem Buch «What makes us girls» plädiert die 
Ehefrau von Martin Sellner, Mitbegründer der 
extrem rechten Identitären Bewegung in Ös-
terreich, für eine Rückbesinnung auf weib-

Trümmerfrauen hätten, so die Botschaft, 
mehr ihren Mann gestanden als 
die «fremden» Männer heute.
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liche Tugenden: Mutterschaft, Ehe, Schön-
heit. Feminismus hingegen entzweie die 
Geschlechter und mache Frauen wie Männer 
unglücklich.7 Auf Deutsch ist Pettibones Buch 
im rechten Antaios Verlag in der Übersetzung 
von Ellen Kositza unter dem Titel «Jung, weib-
lich, rechts» erschienen. Auf der Verlagsseite 
beworben wird das Buch als eine Emanzipa-
tionsgeschichte: «Wie ist es, als junge Frau 
in einer Männerdomäne unterwegs zu sein 
und von vornherein nicht ganz ernst genom-
men zu werden? Wie setzt man sich trotzdem 
durch?» Obwohl darin die Rückbesinnung auf 
eine traditionelle Frauenrolle gefordert wird, 
bedeutet dieses Zurück hier keinesfalls – nicht 
einmal in Ansätzen – in eine Zeit vor den Er-
rungenschaften des Feminismus zurückkeh-
ren zu wollen. Frauenrechte seien es nämlich, 
so nicht nur Pettibone, die «den Westen» vom 
Islam unterscheiden würden. 
Eine Instrumentalisierung für rassistische Re-
alpolitik findet sich auch im Diskurs um die 
Trümmerfrau, wenn diese zu einer Kontrast-
figur zu geflohenen Menschen, insbesondere 
männlichen, stilisiert wird. Der NPD-Kreisver-
band Vorpommern-Greifswald echauffierte 
sich im Januar 2018 anlässlich eines in der Lo-
kalzeitung veröffentlichten Porträts über einen 
nach Deutschland geflohenen jungen Mann 
auf seiner Webseite: «Wären unsere Trümmer-
frauen auch solch egoistischen Sehnsüchten 
gefolgt, läge Deutschland heute noch in Rui-
nen. So wie heute Syrien, da Mohammed W. 
und Konsorten keine Lust auf Wiederaufbau 
haben.» Ähnlich äußerte sich der AfD-Funk-
tionär Jörg Meuthen im November 2018 auf 
seiner Facebook-Seite: «Syrer […] müssen 
dann in diese Teile ihres Landes heimkehren 
und am Wiederaufbau mitwirken. Sie können 
sich hierbei ein Vorbild nehmen an den deut-
schen Trümmerfrauen und ihren Entbehrun-
gen, die selbige nach den Verheerungen des 
Zweiten Weltkriegs zum Wiederaufbau ihrer 
Heimat klaglos und unendlich fleißig auf sich 
genommen haben.» Trümmerfrauen hätten, 

so die Botschaft, mehr ihren Mann gestanden 
als die fremden Männer heute. Eine nationa-
listisch-heroische Geschichtserzählung dient 
damit als Argument für eine heutige rassisti-
sche Position. 
Der Bezug auf die Trümmerfrauen passt auch 
in zeitlicher Hinsicht, denn die Nachkriegs-
zeit nimmt einen besonderen Stellenwert 
ein, wenn es um die Schaffung (kompensa-
torischer) Identifikationsangebote für Frauen 
geht. «Zurück in die 1950er Jahre» heißt aus 
dieser Perspektive eine Rückkehr in eine Zeit, 
als Deutschland vermeintlich keine Migrati-
onsgesellschaft war. So werden ausgerech-
net die 1950er Jahre vielfach zu einem Aus-
weis westlicher Liberalität und gegen den 
Islam ins Feld geführt. Die Schweizer Antife-
ministin Tamara Wernli beispielsweise stellt in 
ihrem YouTube-Video «Zerstört die Scharia al-
les?» ein Frauenporträt von 1954 einer Burka 
tragenden Frau gegenüber. Das historische 
Porträt stammt aus der Facebook-Gruppe 
«Before Sharia spoiled everything», die All-
tagsszenen – allen voran von Frauen in Mi-
niröcken – vor der iranischen Revolution zei-
gen. Die Gründer wollten mit der Gruppe eine 
Plattform gegen Stereotypisierungen und 
antimuslimischen Rassismus schaffen, wie 
sie der Berliner Zeitung erklärten. Wo Wern-
li ein neues Framing zu setzen versucht, ins-
trumentalisiert sie Geschichte im Sinne ihrer 
gegenwartsbezogenen, rassistischen – und 
höchstens nachrangig feministischen – 
Agenda.

Rechte Perspektiven auf 
die «sexuelle Revolution»
Die Verklärung der «deutschen Frau von 
1954» als Idealbild der Weiblichkeit sollte je-
doch nicht darüber hinwegtäuschen, dass 
die seit den 1950er Jahren vollzogene gesell-
schaftliche Modernisierung in sexuellen Fra-
gen auch an der west- und dann gesamtdeut-
schen Rechten nicht spurlos vorbeigegangen 
ist. Diese Modernisierung wird vielfach als 
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Prozess der Liberalisierung verstanden, der 
stark von einer «sexuellen Revolution» im Zu-
ge der 68er-Bewegungen beeinflusst worden 
sei. Konstatiert werden kann, dass sich viele 
der politischen Bewegungen in der BRD um 
«1968» Momente sexueller Befreiung auf die 
Fahnen geschrieben hatten und sie sicher-
lich auch bei Liberalisierungsprozessen eine 
Rolle spielten. Zugleich war diese «sexuel-
le Revolution» ein Prozess, der bereits zu Be-
ginn der 1960er Jahre insbesondere in Form 
zunehmender kapitalistischer Inwertsetzung 
erotischer Reize einsetzte und den zahlrei-
che Pro ta gonist*innen der Linken deswegen 
durchaus kritisch betrachteten:8 Neuen Frei-
heiten stünden an anderer Stelle umso grö-
ßerer Freiheitsentzug und neuer gesellschaft-
licher Druck entgegen. Wo Sexualität vorher 
zugeschrieben wurde, versteinerte Struktu-
ren aufbrechen zu können, wirke sie nun in 
der Wahrnehmung zahlreicher Linker – einge-
meindet in gesunde Lebensplanung, Trimm-
Dich- und Fitnesskult – systemstabilisierend 
und sei jeder revolutionären Sprengkraft be-
raubt. Zu vermeintlichen Aufklärungsfilmen 
eines Oswalt Kolle, von Sexshops einer Beate 
Uhse und von positivistischen Bestsellern wie 
dem Kinsey-Report hielten viele Linke deswe-
gen deutliche Distanz.
Nichtsdestotrotz erscheinen sexuelle Libe-
ralisierungsprozesse und 68er-Bewegungen 
heute in der Rückschau für viele als ein und 
dasselbe Phänomen. Auch große Teile der 
politischen Rechten sahen und sehen das so 
und betonen des Öfteren diese vermeintliche 
Einheit der Phänomene, um die Linke für ei-
ne angeblich allgegenwärtige «Hyper-Sexu-
alisierung» verantwortlich zu machen. Diese 
Position ist die immer noch in der (extremen) 
Rechten der BRD am häufigsten vertretene 
zur «sexuellen Revolution». Doch in letzter Zeit 
häufen sich Beispiele, in denen sich rechte 
Stimmen positiv auf die Geschichte der Frau-
enbewegung oder die «sexuelle Revolution» 
beziehen. 

Klerikale Positionen:  
«sexuelle Revolution» als Sünde
Zunächst zum breiten Spektrum derer, die die 
«sexuelle Revolution» negativ beurteilen und 
das von Angehörigen rechter religiöser Zu-
sammenhänge über Rechtskonservative bis 
hin zur extremen Rechten reicht.
Dass die religiöse Fraktion der Rechten ein 
Problem mit der Sexualität hat, wird weni-
ge erstaunen, zwei Beispiele sollen dies aber 
kurz veranschaulichen. So ließ der ehemalige 
Papst und Rechtsklerikale Joseph Ratzinger, 
dem selbst vorgeworfen wird, bei sexuellem 
Missbrauch von Kindern durch Priester «die 
Vertuschungspraxis seiner Kirche» gefördert 
zu haben,9 im April 2019 zu dem «Skandal des 
sexuellen Missbrauchs» über das Internetpor-
tal der katholischen Kirche in Deutschland ver-
lauten: «die Sache beginnt mit der vom Staat 
verordneten und getragenen Einführung der 
Kinder und der Jugend in das Wesen der Se-
xualität», also dem schulischen Sexualkun-
deunterricht. Die 68er-Bewegung habe dann 
die «völlige sexuelle Freiheit, die keine Normen 
mehr zuließ», durchgesetzt, zur «Physiogno-
mie der 68er Revolution» habe schließlich ge-
hört, «dass nun auch Pädophilie als erlaubt und 
als angemessen diagnostiziert wurde». Dass 
die Forderung nach Legalisierung pädosexu-
eller Kontakte in der Linken immer eine Min-
derheitsposition darstellte und auch vehement 
von feministischen Bewegungen bekämpft 
wurde, findet keine Erwähnung. Auch dass 
der Sexualkundeunterricht Kinder aufklären 
und ihnen helfen soll, ihre körperlichen Gren-
zen wahrzunehmen, fällt hier unter den Tisch. 
Nach Ratzinger zeige sich vielmehr eine «diese 
Jahre» kennzeichnende «Gewaltbereitschaft», 
die «mit diesem seelischen Zusammenbruch», 
also der Frage der sexuellen Revolution im All-
gemeinen und der Pädosexualität im Besonde-
ren, «eng verbunden» sei. So sei «in Flugzeu-
gen kein Sexfilm mehr zugelassen [worden], 
weil in der kleinen Gemeinschaft der Passagie-
re Gewalttätigkeit ausbrach».
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So aberwitzig die letztere Anekdote auch er-
scheint – welche Airline nutzte Ratzinger, in 
der diese erregten Fäuste flogen? –, sie selbst 
belegt einmal mehr die in rechtsklerikalen Krei-
sen herrschende Vorstellung einer «gefährli-
chen Sexualität». Die von Gott geschaffenen 
Normen, um sie in Schranken zu weisen, ha-
be die «Revolution von 1968» zerstört, was 
offenbar «die Gewaltbereitschaft, die diese 
Jahre kennzeichnete» – meint er Vietnam-Flä-
chenbombardements?, NPD-Wahlsiege?, 
Heintje-Hits? – begründete. Vertreter*innen 
des rechten Flügels muslimischer Gemeinden 
in Deutschland, in diesem Fall die dem türki-
schen Präsidenten unterstellten «Türkisch-Isla-
mische Union der Anstalt für Religion ( DİTİB)», 
haben keine hiervon abweichende Vorstel-
lung von Sexualität. Ein Freitagsgebet der 
 DİTİB-Zentralmoschee Köln, das auf der eige-
nen Facebook-Seite im Dezember 2017 veröf-
fentlicht wurde, fordert die gleiche «Keusch-
heit» ein, denn diese sei «eine ethische Tugend, 
die gewährleistet, dass man sich innerhalb 
des Rahmens, der von der Religion festgelegt 
ist, bewegt», man müsse deswegen «Sexuali-
tät trotz des Verlangens des Egos» bändigen. 
Doch diese «Werte» würden «in der heutigen 
Gesellschaft zunehmend degenerieren».

Die «sexuelle Revolution» 
und die extreme Rechte
Der Begriff «Degeneration» verweist auf Über-
schneidungen der verschiedenen rechten Be-
gründungszusammenhänge bei der Verdam-
mung der «sexuellen Revolution», denn auch 
Rechtskonservative sprechen von der «sexu-
ellen Sünde» und auch eine extreme Rechte 
wie Ellen Kositza zeichnet in ihrem im August 
2015 erschienenen Artikel in der Sezession ein 
Schreckensbild «einer durch und durch auf-
geklärten, rationalisierten, religiös befreiten 
Gesellschaft». Mögen die Grenzen zwischen 
den Auffassungen von Klerikalen, extremen 
Rechten und Rechtskonservativen hier flie-
ßend sein, so macht eine analytische Tren-

nung gleichwohl Sinn, denn es treten doch 
verschiedene Arten der Verdammung der «se-
xuellen Revolution» in den politischen Lagern 
mit unterschiedlicher Häufigkeit auf.
In der extremen Rechten findet sich inzwischen 
eine Vielzahl von Positionen bezüglich der «se-
xuellen Revolution», doch die dort am häufigs-
ten geäußerte Sorge gilt, wen wundert es, dem 
Wohl der Nation. Wenn 1968 in der lange Zeit 
zentralen extrem rechten Zeitschrift Nation 
Europa angesichts einer «Generation mit der 
Pille» vor «einem ungezügelten Sexualleben» 
gewarnt wurde, war der historische Bezug im-
mer klar: «Wie einst im imperialen Rom, so hat 
jetzt in den gestern noch imperialistischen Län-
dern Europas hinter goldener Fassade der mo-
ralische und biologische Zerfall eingesetzt.»10 
Der raunende Bezug auf die «dekadente Anti-
ke» findet sich auch heute immer wieder, doch 
wird er zunehmend um andere Bezüge ergänzt. 
Schon im Juli 1998 behauptete die Junge Frei-
heit, die «sexuelle Revolution» sei ein «Kern-
punkt der utopischen Gesellschaftsmodelle 
der 68er. Schafft sie es nicht, die Gesellschaft 
zu sexualisieren, dann kann man das gesam-
te Projekt als gescheitert ansehen.» Denn, so 
das rechte Narrativ, der Linken ginge es darum, 
durch «Schwächung der Familie den totalitä-
ren Staat aufzubauen, um eine Gesellschaft auf 
der Basis von selbstverwalteten, familienlosen 
Kommunen zu errichten». Die sexuelle Revolu-
tion stehe – so sehen es diese Fraktionen der 
extremen Rechten – hinter mannigfaltigen Phä-
nomenen der kapitalistischen Moderne und 
betreibe die Auflösung aller Autoritäten, ins-
besondere der väterlichen. Menschen wären 
dadurch leichter manipulierbar, die Folge wäre 
das Ende der Kulturentwicklung und der Wehr-
haftigkeit der eigenen Nation, letztlich das En-
de Deutschlands.

Nur nicht unmodern wirken!
Eine Scharnierfunktion zwischen solchen radi-
kal-nationalistischen und rechtskonservativen 
Strömungen zu Fragen der Sexualität nimmt 
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das CDU-Mitglied Birgit Kelle ein, die als Pu-
blizistin sowohl für die Welt als auch für die 
Junge Freiheit schreibt. Auffällig ist, dass Kel-
le stets die vorletzte Errungenschaft gutheißt, 
die von feministischen und sexualemanzi-
patorischen Bewegungen erkämpft wur-
de. So schrieb sie 2013 in ihrem im Rahmen 
der #aufschrei-Debatte veröffentlichen Buch 
über sexistisches Verhalten in der Öffentlich-
keit, warum denn Frauen, wenn es denn tat-
sächlich so ein «massives, flächendeckendes 
Sexismus-Problem» gäbe, sich darüber nicht 
beschwert hätten, denn es säße doch heute 
überall «eine Frauenbeauftragte, die für so et-
was ansprechbar wäre». Indem sie die Einrich-
tung von Frauenbeauftragten, wenn auch mit 
gewohnt ironischem Unterton, als Errungen-

schaft darstellt, will sie vergessen machen, 
dass diese erst in langen Kämpfen gegen 
konservative Widerstände erstritten wurden. 
Deutlicher fällt dies im positiven Bezug auf die 
«sexuelle Revolution» aus, wenn Kelle in ihrem 
Buch schreibt: «Es ist nicht die Sache der Mo-
ralisten, der Kirche oder der Männer, uns zu 
sagen, was wir dürfen und was nicht. Das sind 
die positiven Seiten der sexuellen Revolution 
und der Emanzipation. Wir dürfen uns also zei-
gen als Frauen von heute.» Demgegenüber 
würden die Linken, so Kelle, wiederholt über 
das Ziel hinausschießen, sodass es mittlerwei-
le notwendig sei, «für das Recht von Müttern, 
einfach glücklich Mütter sein zu dürfen», zu 
kämpfen. Was hier im feministischen Gewand 
daherkommt, ist der ewig alte rechtskonser-
vative Widerstand gegen die Liberalisierung 
von Lebensverhältnissen, der immer auch mit 
dem Argument geführt wurde, Frauen, die der 

Norm entsprächen, würden vom angeblich to-
talitären Feminismus an ihrem ganz persönli-
chen kleinen Glück gehindert.

Treppenwitz der Geschichte:  
die «sexuelle Revolution»  
als Ausweis deutscher Liberalität
Das Bedürfnis, nicht als unmodern zu gelten, 
teilt Birgit Kelle mit Fraktionen der extremen 
Rechten, die seit dem Sommer der Migration 
2015 begonnen haben, sich zu rassistischen 
Zwecken positiv auf die «sexuelle Revolu-
tion» zu beziehen. So erinnert sich ein Face-
book-User 2019 unter einem Post der AfD-Po-
litikerin Alice Weidel über «Sexualgefährder 
aus dem Ausland» noch «an Zeiten, da haben 
wir uns noch ‹oben ohne› im Freibad gesonnt: 

Wo sind die hart erkämpften Freihei-
ten hin????». Ein anderer schreibt, in 
«den 70-ern und 80-ern hätte auch 
ich NICHT für möglich gehalten, dass 
30 Jahre später die 50-er wieder vor der 
Tür stehen!!» Auch Debatten in Com-
pact gehen vielfach in diese Richtung. 
So schreibt die Compact-Autorin Iris N. 

Masson 2019 zuerst in Reaktion auf die zitier-
te Äußerung Joseph Ratzingers auf ihrer Face-
book-Seite, es sei eine «anmaßende Behaup-
tung, die sexuelle Revolution sei schuld an 
dem Kindesmissbrauch durch Priester». Auch 
wenn der ansonsten vollständige Abdruck des 
Face book- Posts von Masson in Compact im 
April 2019 den zitierten Satz auslässt und nur 
von Ratzingers «Einschätzung» spricht, die 
angesichts der Missbrauchsvorwürfe «zu ei-
ner unguten Zeit» käme, und auch antikatholi-
sche Spitzen in der deutschen Rechten immer 
beliebt waren, lässt sich hier doch ein neuer 
Ton feststellen. So führt Compact im Oktober 
2020 zunehmend erkämpfte sexuelle Freihei-
ten ins Feld, um gegen Migrationsbewegun-
gen aus muslimisch geprägten Ländern zu ar-
gumentieren: Es sei «nur noch eine Frage der 
Zeit […], bis Miniröcke, ausgeschnittene Blu-
sen und kurze Hosen zugunsten des Niqabs 

Was im feministischen Gewand 
daherkommt, ist der ewig alte 
rechtskonservative Widerstand 
gegen die Liberalisierung von 
Lebensverhältnissen.
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aus dem Straßenbild verschwinden». Bezeich-
nend zwei Online-Kommentare zu diesem Ar-
tikel: Während der eine sich in die Zeit vor der 
«sexuellen Revolution» zurückversetzt fühlt 
(«Willkommen im Kalifat bzw. Anno 1950!»), 
erinnert der andere an die damaligen Ausei-
nandersetzungen: «Hier geht es um Rechte, 
die in Mitteleuropa lange erkämpft wurden.» 
Dass die 1950er Jahre ohne Widerspruch in 
rechten Posts und Pe riodika nicht mehr als 
Sehnsuchtsort, sondern als verstaubte Vor-
zeit dargestellt werden können, zeugt von 
einer zumindest semantischen sexualpoliti-
schen Modernisierung. Und auch wenn es 
sich hier sicherlich vorrangig um einen stra-
tegischen Bezug zu einem historischen Phä-
nomen handelt, scheint sich doch darin, dass 
sich manche in der Rechten befleißigen, auf-
geklärt-liberal zu argumentieren, ein Moderni-
sierungsbedürfnis auszudrücken.
Jedoch muss immer wieder auf die Ambi-
valenzen hingewiesen werden. So schreibt 
Compact-Herausgeber und Ex-Maoist Jürgen 
Elsässer 2015 im Editorial, «das Verhältnis der 
Geschlechter [sei] in den Stürmen der sexuel-
len Revolution verwüstet worden, die allge-
meine Käuflichkeit hat alle Werte vernichtet». 
Aber wichtiger scheint ihm dann doch etwas 
anderes: der Kampf gegen Muslim*innen. 
2016 schreibt er abermals im Editorial: Man 
müsse dagegen kämpfen, dass die Deutschen 
unter die «Scharia» gezwungen werden, be-
troffen wären dann alle, «die warmen Brüder 
und die heißen Pussies, die Christen und die 
Juden, die Kommunisten und die Nationalis-
ten. Wann erkennen wir, dass wir uns gegen 
diese Gefahr zusammenschließen müssen?» 
Die «sexuelle Revolution» als Ausweis der Li-

beralität Deutschlands, um den «rassisch 
Anderen» Spießermoral bis Unzivilisiertheit 
vorwerfen zu können, stellt eine weitere ge-
schichtspolitische Volte von Teilen der aktu-
ellen extrem rechten Bewegungen dar. Ab-
zuwarten bleibt, ob diese Fraktionen hierfür 
in 20 Jahren die Reform des Personenstands-
rechts und die Einrichtung von Unisex-Toi-
letten nutzen werden, die sie heute noch als 
«Gender-Gaga» verteufeln.
Der Blick zurück ist innerhalb rechter Ge-
schichtspolitik ein ambivalenter und in Tei-
len widersprüchlicher. Die Trümmerfrau wird 
als eine Figuration idealer Weiblichkeit kons-
truiert und heute gegen «Neomarxistinnen» 
und «Genderhistorikerinnen» ins Feld ge-
führt. Gleichzeitig werden die Errungenschaf-
ten sozialer Bewegungen, die antraten, um 
ebenjenes Frauenideal der 1950er Jahre zu 
dekonstruieren und Freiräume in Lebensent-
scheidungen zu erkämpfen, als ein Ausweis 
deutscher bzw. europäischer Liberalität stili-
siert und gegen Muslim*innen bzw. als mus-
limisch gelesene Menschen vorgebracht. 
Ähnlich verhält es sich mit der «sexuellen 
Revolution», die ebenfalls sowohl die Ursache 
eines postulierten heutigen sittlichen Verfalls 
als auch zugleich Ausweis angeblich originär 
westlicher Werte sei, die es vor den rassistisch 
als die anderen Markierten zu schützen gelte. 
Die 1950er Jahre dienen damit im Kontext 
rechter Geschichtspolitik zwar als ein nostal-
gischer Sehnsuchtsort, der gern angerufen 
wird, zunehmend aber nicht mehr als eine 
rückwärtsgewandte Utopie. Einige Fraktionen 
fordern, dass nicht in die «eigene» Vergangen-
heit zurückgegangen wird, sondern in eine 
Zukunft – ohne die Anderen.

Ähnlich verhält es sich mit der «sexuellen Revolution»,  
die ebenfalls sowohl die Ursache eines postulierten 
heutigen sittlichen Verfalls als auch zugleich Ausweis 
angeblich originär westlicher Werte sei, die es vor den 
rassistisch als die anderen Markierten zu schützen gelte.
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DAS PRINZIP HOFFNUNG
«WAS TUN MIT DER GESCHICHTE?» EIN AUSTAUSCH ÜBER 
LINKE GESCHICHTSPOLITIK MIT DEM AK LOUKANIKOS

Analysen darüber, was das genau sei, rechte 
Geschichte oder Geschichtspolitik, hinterlas-
sen oft ein Schulterzucken. Denn auch wenn 
Strategien, Themensetzungen, Erzählmus-
ter, Lautsprecher, Adressat*innen und Echo-
kammern für rechte Vergangenheitsübernah-
men beleuchtet wurden und schließlich auch 
der Schoß, aus dem all dies kroch, beschrie-
ben ist, in allen Details und entlang der «Quel-
len» – von Oswald Spengler bis Björn Höcke –, 
bleiben am Ende doch Fragen offen. Vor al-
lem: Was folgt aus unseren Befunden zu den 
strategisch inszenierten historisch-fiktionalen 
Gegenerzählungen der Rechten für eine kriti-
sche, eine linke Geschichte? Dann: Welchen 
Platz nehmen rechte Geschichte und ihre ins-
trumentellen Setzungen in der Basiserzählung 
vom Vergangenen ein?1 Wird der von rechts 
formulierte Anspruch auf Deutungshoheit 
über die Vergangenheit selbstbewusster, je 
engmaschiger die autoritäre Formierung von 
Gesellschaft fortschreitet? Wie «erfolgreich» 
ist die rechte Indienstnahme von Geschich-
te für eine autoritär-nationalistische, gegen-
wartsbezogene Politik?
Ebenso wenig ist diskutiert, welchen Um-
gang eine linke Geschichte mit den rechten 
Raumergreifungen findet. So stellt sich die 
Frage: Was kann eine linke Geschichte in die-
sem spannungsvollen Setting leisten? Soll 
sie Antwort oder Reaktion sein, eine Gegen-
geschichte bieten? Ist sie aufgefordert, rech-
ter Geschichte entgegenzutreten, sie aktiv 
zurückzudrängen? Oder ist ihr «Gegenüber» 
nicht vielmehr der erinnerungskulturelle und 
geschichtspolitische «Normalzustand», in 
dessen Rahmen rechte Geschichte fröhliche 
Urständ feiert und autoritär-nationalistische 
Hegemonien schafft? Ist eine linke, eine kriti-
sche Geschichte also gut beraten, mehr als ei-

ne «Antwort auf» oder ein «Kampf gegen» zu 
sein? Was ist dann ihr Anliegen, was ihre ei-
gene Erzählung? Was ist ihr spezifisch linker 
Blick in die Vergangenheit?
Diesen Fragen widmeten sich im Januar 2021 
Anke Hoffstadt, Bernd Hüttner, Felix  Matheis, 
Yves Müller und Anna Schiff im Gespräch mit 
dem AutorInnenkollektiv Loukanikos. Ge-
meinsam haben wir uns auf die Suche danach 
gemacht, wie sich linke Geschichtspolitik und 
kritische Geschichtswissenschaft, aber auch 
linke Geschichtspraxis zu rechter Geschich-
te verhalten. Wo können sie subversiv sein, 
wo müssen sie reagieren? Können sie mehr 
sein als eine «Antifa-Demo gegen rechte Ge-
schichte»?
Sinnvoll erschien uns zunächst, offen über die 
Unterschiede rechter und linker Geschichte 
und Geschichtspolitik zu sprechen und dabei 
vor allem ihr jeweiliges Verhältnis zu selbst-
ermächtigenden «Strategien» zu beleuchten, 
die ihnen Reichweite und Überzeugungskraft 
beibrächten. Wir sammelten Gedanken, auch 
entlang unserer gemeinsamen Teilnahme an 
der Veranstaltung «Wider den Strich», in der 
wir aus verschiedenen Blickrichtungen über 
die Schwächen und Stärken linker Geschichte 
gesprochen hatten (in Auszügen nachfolgend 
in dieser Broschüre dokumentiert): aus dem 
Blickwinkel von kritischer Geschichtswissen-
schaft, linker Geschichte in Vermittlung und 
Praxis, von dokumentarisch-intervenieren-
der Film- und Medienarbeit, von Forschenden 
oder Aktivist*innen. Wir sprachen über Pers-
pektiven, Utopien und Dilemmata.
Diesem Austausch folgt, was wir – gewiss 
als Zwischenetappe in einem Gesprächs-
prozess – zu einer Analyse rechter Geschich-
te nun festhalten möchten. Etwa die Gründe 
dafür, warum die großsprecherisch auftre-
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tenden Akteur*innen rechter Geschichte mit 
ihren vermeintlichen Argumenten und ihren 
historisch-fiktionalen Erzählungen verfangen 
und gesellschaftlichen Anschluss herzustel-
len versuchen: mit ihrem Lamenti über eine 
«entzauberte», geschichtslose Gegenwart 
des Werteverfalls, des Identitätsverlusts und 
der Entfremdung, denen mit einer stabilen 
«deutschen Identität» zu begegnen sei. Damit 
«überzeugen» sie wohl, sind doch die Feuille-
tons auch in jüngster Zeit angefüllt mit – mal 
offen, mal dem Ton nach – rechts verorteten 
geschichtspolitischen Positionen. Sie schei-
nen auf den ersten Blick aus der Mottenkis-
te eines völkisch-autoritären Populismus zu 
kommen; doch bespielen sie mühelos die 
weitläufigen Echokammern einer «normal 
rechten» Mitte der Gesellschaft bis nach ganz 
rechtsaußen.

Aus dem Strategiebau-
kasten rechter Geschichte
Mit ihren historisch-fiktionalen Gegenerzäh-
lungen von Geschichte kann sich eine rechte 
Geschichtspolitik in ihrer Ideologie und Mobi-
lisierung auf stabile Grundvokabeln verlassen. 
Ganz gleich, ob es um Preußens «Glanz» oder 
um das Widerauferstehen einstiger «deut-
scher Größe» geht, um die Wiederermächti-
gung «deutschen Selbstbewusstseins» oder 
um eine zur homogenen Gesellschafts- und 
Geschlechterordnung verzerrte «Nachkriegs-
zeit» im «unschuldigen» Deutschland als 
Sehnsuchtsort. Profitieren kann eine rech-
te Geschichte hier vor allem davon, dass sie 
auf «authentische Mythen» zurückgreifen zu 
können meint. Sie bemüht die Erzählung vom 
Auferstehen ehemals vergangener Reiche, 
kann den Begriff «Volk» mit dem Verweis auf 
Reichseinigung und Nationswerdungsprozes-
se als positive Bezugsgröße in die erste Rei-
he schieben. So bezieht sie sich auf einen sti-
lisierten Idealzustand in der Vergangenheit, 
auf das «eigentlich Normale» – also auf Staat, 
Volk und Nation, auf eine vermeintlich hete-

ronormative Ordnung der Geschlechter, auf 
«Mann & Frau». Obwohl als Merkmale eines 
«goldenen Zeitalters» in der Vergangenheit 
adressiert, will sich rechte Geschichte damit 
auch auf etwas stützen, das in der Gegenwart 
unhintergehbar fortbestehe. Auf etwas, das 
früher ideal gewesen, jetzt aber verzerrt sei, 
gefangen genommen oder unterdrückt vom 
Liberalismus oder von linker Politik, von «Mul-
tikulti» oder «Genderwahnsinn».
Das Bild von der Befreiung des zurückge-
drängten und infrage gestellten Idealtypus 
von Gesellschaft ist rasch zitiert. Zur Bezugs-
größe «Volk» tritt umstandslos die Erzäh-
lung von Errettung und Freiheitskampf hin-
zu. Schließlich geht es um das «Wir», um eine 
Vergemeinschaftung, die früher immer da ge-
wesen sei, «in Preußen» zum Beispiel, «vor 
68» oder «vor Multikulti». Solche Strategien 
fallen auf fruchtbaren Boden, denn mit leich-
ter Hand betont die Rechte, dass gerade die 
letzten Jahre in Mitteleuropa geprägt gewe-
sen seien von einer in ihren Augen «existenz-» 
und «fortbestandgefährdenden» Diversifi-
zierung der kulturellen und politischen Iden-
titätsangebote, von einem Mehr an Verunsi-
cherung vormals stabiler Zuschreibungen der 
Geschlechter oder «nationaler» Selbstbilder. 
Weil diese Veränderung teilweise als territori-
aler Verlust völkisch-männlicher Identität ver-
standen wird, drängt es in der Logik der Rech-
ten nach einer «Erlösung» oder besser noch: 
nach einer «Befreiung», nach der Freiheit von 
diesen Zumutungen. Seien sie Folge tatsäch-
licher Veränderung, wie sie auch unter der 
kritischen Perspektive auf die gegenwärtigen 
Wandlungen von Gesellschaft zu beobachten 
sind. Seien sie bezogen auf die Halluzination 
vom «Ende des weißen Mannes»,2 der keinen 
sicheren Ort für seine Meinungs- und Entfal-
tungsfreiheit mehr finde, weil alles verboten 
oder «gecancelt» werde. Am Ende könne, lie-
ße sich zusammenfassen, das Subjekt dieser 
Befreiung von «cancel culture» und der Auflö-
sung der Identitätsbezüge nur ein aus der Mit-
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te der positiven Geschichte von Hohenzollern 
bis Hambacher Fest entstehendes exklusives 
«Wir» sein: ein starkes Angebot der Zugehö-
rigkeit und des Selbstbewusstseins, radikal 
affektiv und bezogen auf die Imagination ei-
ner kommenden Stärke, die sich aus der Ge-
schichte und ihrer Gegenwartssplitter ableiten 
ließe. Das ist mobilisierend.

Zukunft: rechte Mythen 
und linke Leere?
Vergleichen wir diesen rechten Blick in die 
Geschichte mit dem Blick in die Zukunft einer 
an den Prinzipien der Gleichheit orientierten 
Gesellschaft, dann scheint ein zentrales Pro-
blem linker Geschichte auf: «Preußen», lie-
ße sich erneut dieses Bild zitieren, hat es so 
sehr gegeben, dass es sich als Material für 
einen Mobilisierungs- und 
Sehnsuchtsort eignet. In 
anderen Worten: Als tat-
sächlich existierender Staat 
und Machtgebilde eignet 
sich Preußen für die Rech-
te vortrefflich, um daran 
politische Mythen und Illusionen von einem 
«Deutschtum» derart anzuknüpfen, dass sie in 
der Gegenwart zu mobilisieren vermögen.
Der Linken – hier einmal sehr verallgemeinert 
gesagt – fehlt ein solcher fester, «geronnener» 
Ort, der politisch in die Gegenwart verlängert 
werden kann, spätestens seit dem Ende der 
Sowjetunion. Mit der Entwertung des Real-
sozialismus, sowohl als globaler Staatenblock 
wie auch als historisches und politisches Sym-
bol, ist der Linken der geschichtsmächtige 
Bezugspunkt abhandengekommen – egal 
ob sich eine linke Strömung positiv oder ab-
lehnend zu diesem verhielt. Zwar war die Ge-
schichte der Linken und ihrer Bewegungen 
stets auch eine Geschichte von Niederlagen, 
doch mit dem postulierten, gleichsam das 
20. Jahrhundert abschließenden «Ende der 
Geschichte» (Francis Fukuyama) erklärte man 
die Linke für besiegt. Während der Sieger über 

den Besiegten herfallen konnte und genüss-
lich dessen Utopien ausweidete, versank die 
Linke in Agonie und Melancholie.3 Die Rück-
besinnung auf gewonnene Kämpfe und ver-
lorene Revolutionen dient heute oft nur noch 
der Erbauung oder für argumentative Finger-
übungen. Auf gegenwärtige oder künftige 
Möglichkeiten weist der Blick in die Geschich-
te nicht mehr; es fehlt die Zukunft als «ein Ort 
zum Leben», wie es die spanische Autorin Al-
mudena Grandes formuliert hat,4 und eben-
so der Beleg dafür, dass eine andere gesell-
schaftliche Ordnung möglich ist. Auch in einer 
weiteren Hinsicht fehlt einem linken Rückblick 
auf die eigene Geschichte das utopische Po-
tenzial. Denn die Arbeiter*innenbewegung als 
sozialpolitischer Ort besteht nunmehr eben-
falls wohl ausschließlich in der Retrospektive.

Worauf kann sich linke Geschichtspolitik aktu-
ell also beziehen, um die Vergangenheit mo-
bilisierend mit Zukunftsentwürfen zu verbin-
den? Aus welchen Ereignissen, Traditionen 
und gefühlten Gewissheiten kann sie Materi-
al für politische Imaginationen schöpfen? Da 
gibt es nicht nichts, aber eben auch nicht viel. 
Denn es mangelt ihr zum einen an verwend-
baren Vergangenheitsbezügen zur eigenen 
Macht und Hegemonie, zum anderen ist der 
eigene Horizont von Zukunftsvorstellungen 
(wie einst ein sozialistisches Konzept von Ge-
sellschaft) zurzeit: leer. Weil das historische 
Erbe der Linken in Trümmern liegt und immer 
verschwommener erscheint, hat es der Glau-
be an eine linke Gesellschaftsutopie schlicht 
nicht leicht. Wo eine Rechte in ihrer histo-
risch-fiktionalen Erzählung ohne Mühe auf 
ihre Mythen von «Volk», «Reichseinheit» und 
Eigentlichkeit verweisen kann (eine «Einheit», 

Die Rückbesinnung auf gewonnene 
Kämpfe und verlorene Revolutionen 
dient heute oft nur noch der Erbauung 
oder für argumentative Fingerübungen.
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die noch dazu seit 1989 in die Gegenwart zu-
rückgeholt scheint), fehlt der Linken ein be-
kannter, ein vertrauter Bezugspunkt. Vielmehr 
muss sie verändern oder neu schaffen, was in 
der Vergangenheit verloren ging. Ohne politi-
schen Horizont, ohne Sehnsuchtslinie scheint 
das schwer. Zudem macht es Sinn, gegen ei-
ne einseitige Betrachtung von Erzählrichtun-
gen und Diskursstrategien eine Art materialis-
tisches Veto zuzulassen. Schließlich lässt sich 
die Wirkungskraft von Narrativen kaum richtig 
einschätzen, ohne ihre jeweiligen materiellen 
(Entstehungs-)Bedingungen einzubeziehen. 
Dabei geht es zum Beispiel um die Frage von 
Medienmacht und den Zugang zu Ressour-
cen. Umgekehrt zeigen Beispiele starker so-
zialer Bewegung(en), wie die Zapatistas im 
mexikanischen Bundesstaat Chiapas oder die 
Bewegung für eine demokratische Autonomie 
der Kurd*innen, welch zentrale Bedeutung ei-
ner kollektiven und geschichtsbewussten Er-
zählweise zukommen kann, wenn sie essen-
zieller Bestandteil einer «kommunistischen» 
Praxis des kollektives (V)Erlernens und Wie-
deraneignens ist.5 Starke, mobilisierende Er-
zählungen der Linken entstehen eben weniger 
im Rückzugsgefecht und viel eher in der affek-
tiven Dynamik von Bewegungen, die um Wür-
de und Existenz kämpfen.

Wer ist «Wir»?
Historische Bezüge beispielsweise zu Streik-
bewegungen oder zum antifaschistischen 
Widerstand können als identitätsstiftendes 
Self-Empowerment dienen und auf aktuelle 
Kämpfe übertragen werden. Diese Betrach-
tung besinnt sich auf die Stärken der Linken 
in ihrer Vielheit, birgt jedoch auch Fallstricke 
und kann einen instrumentellen Charakter an-
nehmen. Wo linke Geschichte auch die Basis-
erzählungen gegenwärtiger Gesellschaften 
infrage stellt, stößt sie unweigerlich auf Pro-
ble me. Denn mit der Arbeiter*innenbewe-
gung ist auch jede weitere oder andere Vor-
stellung einer übergreifenden politischen 

Gemeinsamkeit, ist eine zentrale Bezugsgröße 
für koordinierte, miteinander verbundene Po-
sitionen in weite Ferne gerückt. Heute ist der 
Impuls, eine zentrale Identifikationsfigur anzu-
erkennen und sie noch dazu «Wir» zu nennen, 
einer gegenwärtigen Linken eher Tabu denn 
Identitätsklammer. Die Suche nach Einheit-
lichkeit mag vom Zweifel begleitet sein, die Di-
versität von Kämpfen und Akteur*innen linker 
Politik nicht länger abbilden zu können, wenn 
ein «Wir» zu Homogenisierung einlädt und die 
Verschiedenheit von Perspektiven ausblendet 
oder in den Schatten stellt. Der Anspruch lin-
ker Geschichte, herrschende Narrative gegen 
den Strich zu bürsten und ebenjene zu Wort 
kommen lassen, die für gewöhnlich marginali-
siert oder «stumm gestellt» bleiben, stößt hier 
mitunter an Grenzen.
Linke Geschichte gewinnt dort, wo der klar 
umrissene Wunsch, sich im Rückblick auch 
auf den Weg der Selbstvergewisserung über 
eigene Traditionen und Stärken (aber auch 
der Fehler und Abgründe) zu machen, im Vor-
dergrund steht. Es ist möglich, aus Fehlern 
und Niederlagen zu lernen. Zugleich aber ist 
der Blick in die eigene Vergangenheit mit al-
ler Aufmerksamkeit für das Mosaik linker Ge-
schichte zwangsläufig darauf zurückgewor-
fen, diffus, korrigierend und in gewisser Weise 
nachholend sein zu müssen. Dies ist ein Zu-
gewinn an emanzipatorischer Politik, aber zu-
gleich dort ein Nachteil, wo linke Geschichte 
eine Antwort auf eine ostentativ homogene 
rechte Geschichte sein möchte. So entzieht 
sich ein antiheroisches Verständnis in einer 
linken Geschichtsschreibung jedweder hero-
ischen Erzählung. Diese mehr identitätsverun-
sichernde denn -stabilisierende Betrachtungs-
weise schließt eher an die Versuche an, auf die 
verschütteten Traditionsbestände und auf die 
schmerzhaften Niederlagen der Linken zu ver-
weisen.
Zuletzt bleibt aber offen, ob dieser Wunsch 
nach einer linken Antwort auf rechte Ge-
schichtsdeutungen allein überhaupt zielfüh-
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rend ist. Vor allem, da Personen der Linken 
auch weiterhin eigenständig denken und aus-
wählen wollen, was sie beleuchten: mit eigen-
ständigen Ansprüchen an die Gangart linker 
Geschichte ebenso wie etwa mit dem erklär-
ten Plan, gerade jede Linearität der histori-
schen Erzählung verlassen zu wollen. In die-
ser Autonomie der Perspektiven fehlt am Ende 
aber wohl das strategische Moment. Wenn es 
stimmt, dass rechte Geschichte mit dem ei-
nen Zugriff oder mit der einen Stoßrichtung 
ihre Selbstbewusstheit monolithisch in Sze-
ne zu setzen weiß, bleibt linke Geschichte mit 
ihren diversen Blickwinkeln, in dieser Logik: 
schwächer.

Grundlagenarbeit
Aus guten, aus wichtigen Gründen hat linke 
Geschichtspolitik das Anliegen, auch die «kon-
fligierenden Beziehungen» einer Gesellschaft 
wahrnehmen, reflektieren und abbilden zu 
wollen. Sie lokalisiert Widersprüchlichkeiten, 
lässt sie zu und sollte sie bestenfalls aushal-
ten können. Für die Gegenwart ist das jedoch 
ein Problem. Denn angesichts einer autoritä-
ren Formierung von Staat und Gesellschaft er-
gibt sich für linke Geschichte nur ein schmales 
Handlungsfeld. Sie scheint gewissermaßen in 
einer doppelten Defensive. Dem «Normalzu-
stand» der Nation nach 1989 und dem Weg-
fall eigener Perspektiven auf ein «Wie wir le-
ben wollen» steht sie utopielos gegenüber; im 
Umgang mit der rechten Offensive und Mo-
bilisierung nach 2015 und in der Begegnung 
mit autoritär-nationalistischen Formationen 
in Parlamenten und auf den Straßen agiert sie 
vielleicht zu zögerlich, gewiss aber allzu frag-
mentiert. Hier mag der Bündnisfähigkeit lin-
ker Perspektiven und Gegenwartspolitiken 

eine Schlüsselposition zukommen, wenn es 
einer Linken gelingt, an neuralgischen Punk-
ten strategische Schulterschlüsse zu wagen, 
ohne ihre Diversität zu verraten oder an Kon-
tur zu verlieren. Hier tut sich ein Widerspruch 
auf zwischen einem pluralen «Wir» der Solida-
risierung unterschiedlicher Bündnisakteure 
und dem kollektiven ideellen «Wir», das sich 
in linken Bewegungen entwickeln, aber eben-
so multipel sein kann, flüchtig ist und zerbre-
chen kann. Weil es bei Geschichtspolitik aber 
auch um die Imagination geht, zusammenzu-
stehen, fällt linker Geschichte auf die Füße, 
dass nicht nur ein «Volk» und seine «eigent-
liche» Vergangenheit fehlen, sondern auch 
ein utopisches Zukunftsbild und «wir» selbst 
uns zudem nicht – wie in rechten Mobilisie-
rungen – als zu befreiende Eigentlichkeit be-
greifen wollen. Hier muss linke Geschichte 
zunächst die rechte Imagination auflösen und 
korrigieren. Linke Geschichte beginnt also 
stets aufs Neue als Grundlagenarbeit, erzählt 
von vergangenen Kämpfen, die Verbindungs-
linien nicht nur zum Gestern knüpfen helfen, 
sondern auch über die verschiedenen Politik-
felder hinweg. Am Ende aber scheint linke Ge-
schichtspolitik ebenso sehr vereinzelt und dif-
fus, wie es die Linke aktuell auch in anderen 
Sphären ist: in der Politik, in der Arbeitswelt, 
im gesellschaftlichen Leben und in der Kultur.

Strategiefragen
Gewiss: Wo Neonazis und Faschist*innen in 
Wunsiedel, Bad Nenndorf, Remagen oder 
Dresden an ihren rechten Erinnerungsorten 
aufmarschieren, ist ein manifestes «Dagegen» 
gefragt. Wenn Antifaschist*innen den Eh-
renformationen neonazistischer Aufmarsch-
kultur mit Trillerpfeife und «Rechts gegen 

Linke Geschichte beginnt also stets aufs Neue als 
Grundlagenarbeit, erzählt von vergangenen Kämpfen, die 
Verbindungslinien nicht nur zum Gestern knüpfen helfen, 
sondern auch über die verschiedenen Politikfelder hinweg.
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rechts»-Wettläufen erfolgreich jede Würde 
nehmen oder wenn die Anmeldung eines als 
«Trauermarsch» deklarierten Rituals zur Er-
innerung an die zivilen «Helden» und «deut-
schen Opfer» des Nationalsozialismus zum 
hektischen Wettlauf um Straßen und Plätze 
wird, dürfte so mancher Neonazi-Kame-
radschaft oder NPD-Formation die Lust 
auf große Symbole und extrem rechte 
Straßenpräsenz vergehen.
Doch Augenblicke des Erfolges, wie et-
wa rechte Anrufungen von Geschichte 
im Konkreten verhindert oder ganz prak-
tisch gestört zu haben, bleiben mitunter 
mit dem Blick auf die langen Linien nur Mo-
mentaufnahmen; auch dann, wenn sie (wie 
am Höhepunkt der jahrelangen Mobilisierung 
nach Dresden am 13. und 19. Februar 2011) 
durchaus ganz sichtbare Wirkung entfalten 
und rechte Rituale mittelfristig zurückdrängen 
können.6

Doch sind Antifaschist*innen auf dem ge-
schichtspolitischen Acker mit ihrer Parole 
«Kein Fußbreit!» zum ewigen Hinterherrufen 
verdammt? Ist linke Geschichte also so et-
was wie eine Antifa-Blockade gegen die Ge-
genwartsgestrigen? Bleibt der kritische Ver-
gangenheitsbezug also doch im Moment des 
Reagierens verfangen, immer den berühm-
ten Tick später als jene, die sich larmoyant, 
selbstbewusst und im Brustton ungebroche-
ner Überzeugung auf Preußen berufen, die 
Reichs einheit feiern und ihre Wiederkehr laut-
stark als Überwindung der Berliner Republik 
herbeifordern?
Geht es nicht vielmehr «um die ganze Bäcke-
rei»? Also darum, dass die gegenwärtige Basis-
erzählung «deutscher Identität» und «Kultur» 
mitsamt ihren wieder und wieder rekonstru-
ierten Erinnerungsorten der Mehrheitsgesell-
schaft (und des autoritären Nationalismus) 
von einer linken Geschichte einer fundamen-
talen Ideologiekritik unterzogen werden soll-
ten? Wenn sich eine linke Geschichte zuletzt 
jedoch nicht allein an ihren Antagonist*innen 

und deren Themen abarbeiten möchte, nicht 
im Modus der Gegendarstellung gefangen 
sein will, braucht es dann nicht vielmehr eige-
ne Themen, den Blick etwa auf die Geschich-
te der Linken, das Erzählen von der eigenen 
Vergangenheit? Braucht es nicht eine Selbst-

vergewisserung über die eigene Geschich-
te, deren Kämpfe sich an den Prinzipien der 
Gleichheit orientierten und die für die Zukunft 
lehrreiche Beispiele geben können, den aktu-
ellen und kommenden Kämpfen nicht mit den 
gleichen Fehlern, dafür aber mit den erprob-
ten, schon einmal erfolgreichen Konzepten zu 
begegnen?
Der Historiker Anton Tantner setzt Hoffnung 
in eine kritische Geschichtswissenschaft, die 
sich zutraut, auch über den Augenblick des 
Reagierens hinaus Deutungshoheiten ins 
Wanken zu bringen – auch die, die eine Rech-
te zu etablieren sucht. «Geschichtswissen-
schaft», so Tantner, «kann eine zersetzende 
Wirkung entfalten, wenn sie eben nicht […] 
dazu eingesetzt wird, sich der eigenen Iden-
tität zu versichern oder den Ruhm einer Na-
tion zu besingen, sondern wenn sie dazu ver-
wendet wird, Selbstverständlichkeiten zu 
verunsichern und Mythen zu zerstören.» Je-
doch ist Vorsicht geboten. Denn wo die Wis-
senschaft von der Geschichte in «zersetzen-
de[r], verfremdende[r] und verunsichernde[r]» 
Weise von Geschichte Gebrauch macht, so 
Tantner, müsse sie durchaus nicht deckungs-
gleich sein mit linker Geschichtsschreibung. 
Vielmehr sei «Geschichtswissenschaft eine 
Waffe, die gegen Selbstverständlichkeiten, 
Mythen, Identitäten usw. eingesetzt werden» 
könne. Freilich aber berge sie, wie üblich für 

Es bedarf der selbstbewussten 
Formulierung einer eigenen 
Geschichtsmächtigkeit, als 
Gegenerzählung entwickelt 
aus den Bewegungen heraus.
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Waffen jeder Art, die Gefahr, «dass sich die-
se auch gegen eine/n selbst wenden» (lassen) 
könnten.7

Geschichte machen
Mehr als um eine bis ins Detail ausgeleuchtete 
Gegneranalyse ging es uns in unserem Aus-
tausch um unsere Ideen zu einer kritischen 
Geschichte und um unsere Vorstellungen von 
einer linken Geschichtspolitik und -praxis. Um 
die Frage also, was vor dem Hintergrund des 
zunehmend ungemütlicheren rechten Zugriffs 
auf Geschichte und Geschichtspolitik Aufga-
be, Form und Inhalt linker Geschichte sein mö-
ge – falls sie bereit und in der Lage ist, sie zu 
formulieren, zu gestalten und in die eigenen 
Räume zu tragen. Und: über diese hinaus.
Zunächst besteht die Herausforderung wohl 
darin, bisherige Basiserzählungen infrage zu 
stellen, zu unterlaufen und zu verschieben. 
Dazu bedarf es der selbstbewussten Formu-
lierung einer eigenen Geschichtsmächtigkeit, 
als Gegenerzählung entwickelt aus den Bewe-
gungen heraus. Hier geht es aber nicht einfach 
um eine selbstbezogene Historisierung lin-
ker Bewegungen. Vielmehr heißt es, sensibel 
darauf orientiert zu sein, Schulterschlüsse zu 
wagen. Lange schon gehört eine antifaschis-
tische Bündnisarbeit zu den Aufgaben linker 
Geschichtspolitik, bei der an die Opfer faschis-
tischer Gewaltherrschaft im 20. Jahrhundert 
erinnert wird. Am 10. Juni 1944 ermordeten 
Angehörige der 4. SS-Polizei-Panzergrena-
dier-Division 218 Bewohner*innen des grie-
chischen Dorfes Distomo. Der AK Distomo 
stellt sich seit vielen Jahren der Heroisierung 
von Kriegsverbrechen während der natio-
nalsozialistischen Besatzung auf dem Balkan 
entgegen und erinnert an die Opfer. Beispiel-
haft genannt sei ebenso der vor einigen Jah-
ren bei der Berliner Vereinigung der Verfolgten 
des Naziregimes/Bund der Antifaschistinnen 
und Antifaschisten (VVN-BdA) ins Leben ge-
rufene «Arbeitskreis zum Gedenken an die in 
der sowjetischen Emigration verfolgten, de-

portierten und ermordeten deutschen Antifa-
schisten». Er hat es sich zur Aufgabe gemacht, 
die Schicksale von Tausenden Kommunist*in-
nen und Antifaschist*innen aufzuspüren, die 
nach 1933 vor der Verfolgung durch die Nazis 
geflohen waren und im Zuge der Repression 
Stalins in der Sowjetunion in den 1930er und 
1940er Jahren ermordet wurden oder im Gu-
lag-System umkamen. Nur wenige konnten in 
den 1950er Jahren zurückkehren, gingen in die 
DDR – und schwiegen über das erfahrene Leid 
und die Demütigungen.
Das Webprojekt «Erinnern stören» widmet 
sich dem Mauerfall und der dadurch beding-
ten Zäsur für migrantisches und jüdisches Le-
ben in Ost und West. Das gleichnamige Buch 
versammelt Stimmen, die im gewaltvollen 
Transformationsprozess der deutsch-deut-
schen Vereinigung verdrängt und zum 
Schweigen gebracht werden sollten und sich 
dennoch unwiderruflich als postmigrantische 
Gesellschaft in die Geschichte eingeschrieben 
haben.8

Solche und unzählige weitere Initiativen 
schaffen neue Erinnerungsrahmen, die ak-
tuelle Kämpfe aufgreifen und Anknüpfungs-
punkte für eine kritische Auseinandersetzung 
in der Gegenwart bieten. Mit einem histo-
risch-kritischen Verständnis der Gegenwart 
können Vorstellungen dekonstruiert werden, 
die gesellschaftliche Verhältnisse anthropolo-
gisieren, naturalisieren oder als «alternativlos» 
verklären. Gleichzeitig wird auf die Kontingenz 
gesellschaftlicher Entwicklung verwiesen und 
werden somit mögliche «Abzweigungen» des 
historischen Verlaufs nachgezeichnet. So kön-
nen Erinnerungsrahmen die nötigen Räume 
eröffnen, um politische Ideen zu diskutieren 
und Forderungen auszusprechen, mithin Uto-
pien zu formulieren. Es geht also keineswegs 
um bloße Vergangenheitlichung, sondern um 
das Artikulieren von Zukunftsentwürfen, letzt-
lich um die Dialektik von Erinnerung und Uto-
pie. Damit ändern sich auch die Formen und 
Medien der Geschichtsvermittlung. Es reicht 
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eben nicht, das erworbene Wissen in Sammel-
bänden zu platzieren. Es muss auch in Web-
dokumentationen, Podcasts und auf der Stra-
ße erfahrbar gemacht werden. Es geht darum, 
Ansprachen zu nutzen, die in gewisser Hin-
sicht mit allen Sinnen wahrnehmbar, kraftvoll 
und vernehmlich sind – 
als «doing memory» im 
eigentlichen Sinne mit 
dem Ziel, Marginalisie-
rungen von Erinnern, 
Silencing und Ausblen-
dungen als «Strukturen 
und Praktiken hegemonialen Nicht-Hörens zu 
durchbrechen und zu überwinden». Kurzum: 
«die Anerkennungsnormen, Privilegien und 
Institutionen infrage zu stellen, die regulieren, 
wer gehört, was gesagt und woran erinnert 
werden kann».9

Damit würde man sich vielleicht der Idee der 
konkreten (weil möglichen) Utopie annähern, 

die von dem marxistischen Philosophen Ernst 
Bloch in «Das Prinzip Hoffnung» entworfen 
wurde. Linke Geschichtsschreibung ist daher 
notwendig antifaschistische Geschichtspoli-
tik, indem sie vor rechten Erzählungen warnt. 
Sie geht aber gleichfalls darüber hinaus. So 

kann es weder um eine 
bloße Abwehr rechter 
Geschichtsmythen ge-
hen noch darum, die Un-
terdrückten und schließ-
lich Vergessenen der 
Geschichte zu Objekten 

des Mitleids zu degradieren oder ungläubig 
die eigenen Niederlagen zu bestaunen. Im 
Sinne eines «Eingedenkens» (Walter Benja-
min) wäre Geschichte nicht als abgeschlos-
sen zu betrachten, sondern würde bis in die 
Gegenwart hineinreichen und damit zu ihrem 
Ende hin offen sein. Oder, etwas vulgärer: Er-
innern heißt kämpfen.
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Es reicht eben nicht, 
das erworbene Wissen 
in Sammelbänden zu 
platzieren.
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WIDER DEN STRICH
LINKE GESCHICHTSSCHREIBUNG GEGEN 
 NATIONALISTISCHE INDIENSTNAHME

Rechte Angriffe auf die Erinnerungskultur und 
auf ein plurales Geschichtsverständnis neh-
men zu – auch in Deutschland. Ihr Ziel ist eine 
geschichtspolitische «180-Grad-Wende» (Hö-
cke) und die Umdeutung der Vergangenheit 
zum Zwecke der Verklärung: Die Identifikati-
on mit der «eigenen» Geschichte ist zentraler 
Bestandteil eines nationalistischen Narrativs. 
Und was vermag linke Geschichtsschreibung 
dagegen? Kann es antifaschistische und lin-
ke Geschichtsschreibung geben ohne eige-
ne Held*innenmythen? Oder kann eine linke, 
eine Geschichte von unten nicht ohnehin nur 
gegen den Strich traditioneller Historiogra-
phie gebürstet sein?
Darüber diskutierte Anika�Taschke (Histo-
risches Zentrum der Rosa-Luxemburg-Stif-
tung) mit der Historikerin Anke�Hoffstadt 
(Hochschule Düsseldorf), dem Politikwissen-
schaftler Christoph�Kopke (Hochschule für 
Wirtschaft und Recht, Berlin), der Dokumen-
tarfilmerin Julia�Oelkers und dem Historiker 
Patrice�Poutrus (Universität Erfurt) am 3. De-
zember 2020 im Rahmen der digitalen Veran-
staltungsreihe «Das faschistische Jahrhun-
dert», die von der Rosa-Luxemburg-Stiftung in 
Kooperation mit dem Münzenberg-Forum or-
ganisiert wurde. Teile der Diskussion sind hier 
zusammengefasst.

Anika�Taschke: Während sich Alexander 
Gauland in seinem schon 2009 erschienenen 
Buch über «Die Deutschen und ihre Geschich-
te» einen Obrigkeitsstaat à la Preußen zurück-
wünscht, spricht der Faschist Björn Höcke 
davon, die «authentischen Mythen» der Nati-
on wiederzubeleben. Höcke geht es um eine 
«Wiederverzauberung» der Welt – gegen die 
«Entzauberung der Welt» (Max Weber) – und 
ihre Rettung aus den Fängen von Moderne 

und Rationalismus. Der wohl «authentischs-
te» Mythos für Höcke ist der Kyffhäuser- 
Mythos, der besagt, dass Kaiser Barbarossa 
erwachen und sein «Reich» wieder errichten 
werde. Der Reichsgedanke ist bei Rechten 
ja durchaus beliebt. Welchem Zweck dienen 
derartige Anrufungen? Was also ist überhaupt 
rechte Geschichtspolitik?

Christoph�Kopke: Geschichte ist für die ex-
treme Rechte von zentraler Bedeutung. Da-
bei wird Geschichte aber verstanden als eine 
für ewig geltende Wahrheit, und sie bezieht 
sich, zumal in Deutschland, auf das Volk. 
Das deutsche Volk wird natürlich vorgestellt 
als ein homogenes, als ein organisches Sub-
jekt. Und dieser Volkscharakter zeigt sich im 
Verständnis der extremen Rechten in der Ge-
schichte. Das ist ein Motiv, das wir seit dem 
19. Jahrhundert finden können. Der Faschis-
musforscher Roger Griffin hat diese, sagen 
wir: Traditionslinie mit dem Begriff des «pa-
lingenetischen Ultranationalismus», also der 
Wiedererweckung der Nation, beschrieben.1 
Diese Wiedererweckung funktioniert jedoch 
nur, wenn man sich einen völkischen Idealzu-
stand in der Vergangenheit konstruiert, den es 
angeblich gegeben habe und den man wieder 
erreichen wolle. Für die extreme Rechte hat 
Geschichte daher verschiedene Funktionen, 
drei davon sind wohl besonders hervorste-
chend: Selbstvergewisserung, Ideologiepro-
duktion und Mobilisierung.
Zentraler Bezugspunkt der extremen Rechten 
in Deutschland ist der Nationalsozialismus. 
Die Bezugnahmen variieren und reichen von 
der offenen NS-Verherrlichung bis hin zur In-
strumentalisierung des Widerstandes – so 
zuletzt mit der Vereinnahmung der «Weißen 
Rose» und der Person Sophie Scholl durch 
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die Querdenker-Mobilisierungen. Die ex-
tre me Rechte hat sich inzwischen in weiten 
Teilen abgekoppelt von der Geschichtswis-
senschaft und sucht kaum noch die Auseinan-
dersetzung mit der Wissenschaft. Sie betreibt, 
mit Gideon Botsch gesprochen, eine «histo-
risch-fiktionale Gegenerzählung», die histori-
sche Bezugspunkte aufgreift, in großem Ma-
ße aber fiktional ist.2

Aktuell haben wir es hier zugleich mit den ge-
schichtspolitischen Vorstößen der AfD so-
wie mit denen einer in Teilen diffusen neuen 
rechten Protestbewegung zu tun. Während 
AfD-Vertreter*innen in den Parlamenten durch 
eine Bismarck zitierende, gelehrig-bürgerliche 
Attitüde auffallen, werden gleichzeitig histori-
sche Ereignisse entkontextualisiert und um-
gedeutet. Es finden vielfach historische Re-
lativierungen und Gleichsetzungen in Form 
von «Stasi 2.0» oder «Merkel-Diktatur» statt. 
Gleichzeitig gibt es auch Versuche, mit Paro-
len wie «Vollende die Wende» das Erbe der 
DDR-Opposition und des Herbsts ’89 strate-
gisch für sich zu reklamieren.
In der Diskussion um Björn Höckes skandal-
trächtige «180-Grad-Wende»-Rede  wurde 
die Frage vernachlässigt, was mit diesem 
propagierten erinnerungspolitischen Rich-
tungswechsel gemeint ist. Meines Erachtens 
verweist die Höcke-Sentenz auf die in ver-
schiedener Hinsicht bemerkenswerte, aber 
nicht unumstrittene Rede, die der damalige 
Bundespräsident Richard von Weizsäcker 
am 8. Mai 1985 aus Anlass des 40. Jahresta-
ges des Kriegsendes in einer Gedenkstunde 
des Deutschen Bundestages gehalten hat. 
Die Ursache für Flucht und Vertreibung als 

Kriegsfolge sei, so von Weizsäcker damals, im 
NS-Regime zu suchen und liege im Beginn je-
ner Gewaltherrschaft begründet, nicht erst im 
Krieg. Weizsäcker nannte Sowjetbürger*in-
nen, Sinti und Roma, Homosexuelle als Op-
fer und er erwähnte explizit den kommunisti-
schen Widerstand. Das lässt aufhorchen, da 
es tatsächlich einen bleibenden Paradigmen-
wechsel in der offiziellen Erinnerungskultur 
mitbefördert hat.
Die Geschichtspolitik der AfD ist dabei nicht 
geradlinig. Sie soll zum einen Koalitionsfähig-
keit herstellen, zum anderen den Anschluss an 
die extreme Rechte sicherstellen, wie der His-
toriker Moritz Hoffmann zuletzt herausgestellt 
hat.3 So gibt es traditionalistische Botschaf-
ten, die sich an die Konservativen richten, 
und gleichzeitig wird ein Kulturkampf herauf-
beschworen und das Gerede vom «Schuld-
kult» bedient, das mit der militanten extremen 
Rechten kompatibel ist.

Anika�Taschke: Und was unterscheidet nun 
diese Geschichtspolitik im Dienste des Natio-
nalismus von einer Geschichtsschreibung 
von links? Oder mit Walter Benjamin gefragt: 
Entgehen diesem Historismus des Nationa-
len nicht eigentlich «die Stellen, an denen die 
Überlieferung abbricht und damit ihre Schrof-
fen und Zacken»?

Anke�Hoffstadt: Es liegt ja gar nicht im In-
teresse der rechten Strategie, die «Schrof-
fen und Zacken» auszuleuchten. Ihre Anwür-
fe bedienen eben nicht das Differenzierte. 
Mehrdimensionalität ist nicht Teil ihrer Ge-
schichtsbilder, die sie doch sehr holzschnittar-

Die monolithischen Blöcke von Volk, Nation, Ehre, 
verlorenen Kriegen und unklaren Heldenbildern der 
«traditionellen Historiographie» bilden einen riesigen, 
hinter uns sich auftürmenden Trümmerhaufen der 
Geschichte, den wir uns als linke Historiker*innen und 
Geschichtspraktiker*innen anschauen müssen.
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tig verfassen aus Traditionsanleihen zwischen 
Herrschergeschichte, völkischem Verbunden-
heitskitsch und der Entpolitisierung etwa der 
Nazi- und Menschenrechtsverbrecher*innen 
unter ihren «Kriegshelden». Es wäre müßig 
und stünde im Widerspruch zu ihren Haupt-
gedanken, die benjaminschen geschichts-
philosophischen Thesen auf eine rechte Ge-
schichtspolitik anzuwenden. Stattdessen 
frage ich mich im Sinne von Benjamins «Be-
griff der Geschichte», was Aufgabe einer lin-
ken Geschichtserzählung sein kann – und ich 
würde den Begriff weit fassen als Praxis des 
Geschichtemachens, des «doing history» oder 
«doing memory».
Um bei dem von Benjamin geschaffenen Bild 
zu bleiben: Die monolithischen Blöcke von 
Volk, Nation, Ehre, verlorenen Kriegen und un-
klaren Heldenbildern der «traditionellen Histo-
riographie», wie es in der Ankündigung zu un-
serer Runde heute heißt, bilden einen riesigen, 
hinter uns sich auftürmenden Trümmerhaufen 
der Geschichte, den wir uns als linke Histori-
ker*innen und Geschichtspraktiker*innen an-
schauen müssen. Dabei geht es natürlich um 
die großen Trümmerberge der Geschichte der 
Verfolgung, der faschistischen Morde, der 
Herrschaftsgewalt des vergangenen Jahrhun-
derts. Auch und vielleicht in besonderer Weise 
möchte ich aber gern auch die verschütteten, 
weniger hervortretenden Bruchstücke der Ge-
schichte betrachten, um darin in mühsamer 
Kleinarbeit die Schroffen und Kanten ausfin-
dig zu machen. Weil die Quellen verschüttet 
sind, weil die Stimmen der Unterdrückten 
nicht zu hören sind. Hier sei auf die inspirie-
rende Arbeit des AutorInnenkollektivs Louka-
nikos verwiesen, das sich ebendiesen Fragen 
linker Geschichtsschreibung gewidmet hat.4

Aber ganz praktisch und für den Moment auch 
mit Blick auf die Profession, auf die «Exper-
ten»-Alltage von Historiker*innen: Gibt es eine 
linke Geschichtswissenschaft? Und was be-
deutet es heute, als linke*r Historiker*in zu ar-
beiten und sich zugleich in den eigenen politi-

schen Positionierungen gerade und mit klarer 
Stirn aufzustellen? Deswegen ist es wichtig, 
darüber zu diskutieren, wie – ganz grundsätz-
lich – eine Geschichte linker Praxis, aber auch 
eine Praxis linker Geschichte aussehen kann. 
In «Linke Melancholie» beschreibt der Histo-
riker Enzo Traverso ein Erinnern an diejenigen 
Menschen, Ideen und Bewegungen, die in der 
Geschichte der Gesellschaftsveränderung ih-
re Kämpfe am Prinzip der Gleichheit als zen-
traler Maxime orientiert haben, als Stärke lin-
ker Rückblicke in die Geschichte – auch für 
gegenwärtige Wege und Entscheidungen.5 In 
diesem Sinne würde ich die Frage nach dem 
Unterschied zwischen linker und rechter Ge-
schichtsschreibung beantworten.

Anika�Taschke: Das Feld der Zeitgeschichts-
forschung ist heute hart umkämpft, schaut 
man sich die Auseinandersetzungen rund um 
den Verband der Historiker und Historikerin-
nen Deutschlands (VHD) an. Auf dem Histo-
rikertag 2018 in Münster wurde nach intensi-
ven Debatten eine Resolution verabschiedet, 
die auch im Nachgang für Wirbel sorgte. An-
gesichts der Gefährdungen der pluralistischen 
Demokratie müssten die demokratischen 
Grundhaltungen erneut ins Gedächtnis ge-
rufen werden, heißt es in der Resolution. Der 
Text reagierte damit auf den gesellschaftlichen 
Rechtsruck und auf aktuelle Ereignisse, wie 
die rassistischen Angriffe in Chemnitz oder 
die migrationsfeindlichen Äußerungen und 
Politiken des Bundesinnenministers. Darauf-
hin entbrannte ein Streit zwischen den Fach-
kolleg*innen, wie er für die Geschichtswissen-
schaft in den letzten Jahren ungewöhnlich ist. 
Und der Disput zwischen Liberalen und Kon-
servativen hält an, wird in den Feuilletons von 
FAZ und Welt ausgefochten. Linke Stimmen 
hört man da eher weniger. Welche Rolle hat 
der*die linke Zeithistoriker*in in diesen gesell-
schaftlichen Diskursen? Kann man da unbe-
teiligt bleiben? Wie verortet sich ein Patrice 
Poutrus da?
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Patrice�Poutrus: Ich bin kein Mitglied des His-
torikerverbandes. Das habe ich versäumt, als 
ich nach dem Studium in den Beruf eines His-
torikers eingetreten bin, habe es aber gleich-
zeitig nie bedauert. Einmal abgesehen davon, 
dass der VHD etwas von einer ständischen 
Fachorganisation hat, ist völlig unklar, wen die 
angesprochene Erklärung eigentlich adres-
siert. Und sie ist dabei zugleich noch bei Wei-
tem nicht politisch genug, nicht explizit ge-
nug. Deswegen hatte ich mich auch über den 
Streit gewundert, insbesondere, warum in der 
FAZ derart schwere Geschütze aufgefahren 
worden sind. Das kam mir vor wie der Kampf 
gegen Pappkammeraden, weil dort behauptet 
wurde, dass der VHD eine Neutralitätspflicht 
besäße, die er verletzt hätte. Das ist ein gän-
giges Argument auch der Rechten, bei dem 
die erkenntnistheoretischen Ausgangspunk-
te für geschichtswissenschaftliches Arbeiten 
grundsätzlich infrage gestellt werden und tat-
sächlich gefordert wird, dass man sich entwe-
der aus gesellschaftlichen Konflikten heraus-
hält oder eben in Dienst genommen werden 
kann, für die Nation, für das Volk. Es geht 
den Rechten nicht allein darum, recht zu be-
halten – das wäre ihnen zu wenig –, sondern 
darum zu verhindern, dass ihnen widerspro-
chen wird. Das ist eine Auseinandersetzung, 
die einerseits auf der Ebene der Geschichts-
politik läuft und andererseits gegen eine auf-
geklärte Geschichtswissenschaft gerichtet ist. 
Es handelt sich eigentlich um einen Angriff auf 
die Geschichtswissenschaft insgesamt. Aller-
dings haben das noch nicht alle gemerkt.

Anika�Taschke: Ist das auf fehlendes Pro-
blembewusstsein der Geschichtswissen-
schaft zurückzuführen?

Patrice�Poutrus: Das eigentliche Problem ist 
aus meiner Sicht, dass die Geschichtswissen-
schaft in ihrem akademischen Ursprung von 
der Indienstnahme profitiert hat. Die Profes-
sio nalisierung der Disziplin außerhalb der 

Vielfalt der philosophischen Auffassung ist 
eindeutig auf den Historismus zurückzufüh-
ren. Es entstanden an den Universitäten Pro-
fessuren, historische Seminare bildeten sich. 
So ist die Frage nach der Positionierung von 
Geschichte unmittelbar verbunden mit der 
Basis von Geschichtswissenschaft und ihrer 
Entstehung. Tatsächlich hat es immer auch 
Historiker*innen gegeben, die sich außerhalb 
eines gewissen historistischen Konsenses be-
fanden, seien es im Kaiserreich katholische 
Historiker gewesen, die für die großdeutsche 
Lösung einstanden und sich gegen die klein-
deutsche Lösung der hegemonialen preu-
ßisch-protestantischen Historiker-Schule po-
sitionierten. Später erklärten Historiker*innen, 
man müsse auch die Erkenntnisse der So zial-
wissenschaften oder gar der Kulturwissen-
schaften in die Geschichtswissenschaft ein-
beziehen. Im Grunde aber geht es da doch um 
Deutungskämpfe zur Geschichte von Staat-
lichkeit, ohne diese Ebene je zu verlassen. An 
ebendieser Stelle kommt man dann an den 
Punkt, um den es Höcke geht, nämlich die 
Wiederherstellung von Geschichtspolitik und 
Geschichtserzählung. Eigentlich ist die Ge-
schichte der Zeitgeschichte als wissenschaft-
liche Disziplin die Auseinandersetzung um ei-
ne Abtrennung von der Historiographie, um 
Fragen zu stellen, die sich jenseits eines fest-
gelegten historischen durchgesetzten Nar-
rativs befinden. Das beginnt nicht erst nach 
dem Nationalsozialismus, sondern bereits 
nach dem Ersten Weltkrieg mit der Kriegs-
schuldfrage. Damals waren Historiker*innen 
aufgefordert, der Frage nachzugehen, wie es 
1914 zum Krieg kommen konnte. Aber fast al-
le im Reichstag vertretenen Parteien wollten 
trotz eindeutiger Quellenlage von dem ab-
weichenden Narrativ nichts hören. Am Ende 
dieser berühmten Enquetekommission im 
Reichstag hat man sich auf einen semantisch 
indifferenten Formelkompromiss geeinigt, 
der der Erklärung vom Historikertag 2018 gar 
nicht unähnlich ist. Derartige Konflikte lassen 
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sich in der Zeitgeschichte immer wieder fin-
den, sodass die aktuelle Auseinandersetzung 
gar nicht so besonders ist. Wenn ich dabei 
über meine eigene Arbeit nachdenke, dann 
ist es für mich immer verwunderlich gewe-
sen, dass man mich wiederholt zum Linken 
erklärt hat. Dabei versuche ich lediglich, mich 
den theoretischen und methodischen Voraus-
setzungen der Geschichtswissenschaft an-
zunähern, aber neue Themen zu entwickeln. 
«Sie beschäftigen sich mit Migration, da müs-
sen Sie ja ein Linker sein», heißt es da. Daraus 
würde ich folgende Schlussfolgerung ziehen: 
Zum einen muss man sich in der Arbeit als 
Historiker*in über die eigene Ausgangsposi-
tion klar werden. Zum anderen reicht es nicht, 
die historischen Narrative gegen den Strich 
zu bürsten. So orientiert man sich nur wei-
ter an den Herrschaftsnarrativen und verfehlt 
diejenigen Fragen, die aus sich selbst heraus 
Bedeutung haben, die eben nicht davon ab-
hängen, ob man findet, dass ein bestimmtes 
Helden- oder Opfernarrativ zutreffend ist oder 
nicht. Wer ist es denn, die oder der in diesen 
Narrativen überhaupt nicht vorkommt? Und 
woran liegt denn das eigentlich? Liegt es an 
den Quellen, an bestimmten Zugängen oder 
an einem bestimmten Erkenntnisinteresse? 
Mit Blick auf diese Fragen kommt man aus 
der Falle heraus, ein Gegennarrativ entwerfen 
zu müssen. Das Credo könnte also derart lau-
ten: zur Selbstaufklärung beitragen und über 
die Vergangenheit aufklärerische Geschich-
ten erzählen.

Anika�Taschke: Julia, deine Web-Dokus zum 
rassistischen Pogrom in Hoyerswerda 1991 
(www.hoyerswerda-1991.de) oder zu rassis-
tischer Gewalt und rassistischen Morden seit 

den 1990er Jahren (www.gegenuns.de) kön-
nen – mit Maurice Halbwachs gesprochen – 
einen «Erinnerungsrahmen» für eine kritische 
öffentliche Auseinandersetzung mit Rassis-
mus und Nationalismus liefern. Was zeichnet 
deine dokumentarische Beschäftigung mit 
diesen Themen aus? Warum eignet sich ein 
solches Format besonders gut für eine zeithis-
torische Auseinandersetzung?

Julia�Oelkers: Ich bin Filmemacherin und 
wenn ich mich mit zeithistorischen Fragen be-
schäftige, begegnen mir diverse Schwierig-
keiten. Zunächst einmal muss man ein Thema 
an Redaktionen «verkaufen». Und dann ist da 
die Frage, aus welcher Perspektive man etwas 
erzählt. Bei Arbeiten für die öffentlich-rechtli-
chen Rundfunkanstalten soll alles vermeint-
lich ausgewogen sein und alle Seiten müssen 
gefragt werden. Oder es werden personalisier-
te Geschichten erzählt, die an eine bestimm-
te Perspektive gebunden sind. Die Webdoku 
www.hoyerswerda-1991.de über das Pogrom 
in Hoyerswerda entstand, weil ich schon lan-
ge einen Film darüber machen wollte, aber 
nie eine Finanzierung bekommen habe. Wir 
hatten jahrelang immer wieder in Hoyerswer-
da gedreht und viel Material gesammelt. Als 
2011 die Stadt Hoyerswerda zum 20. Jahres-
tag eine Ausstellung gemacht hat und darin 
nur Polizeiberichte und die lokale Presse zur 
Sprache kamen, haben wir uns mit der ört-
lichen Antifa-Gruppe «Pogrom91» zusam-
mengetan und unser Material zugänglich ge-
macht. Es schien uns wichtig, die Geschichte 
aus einer anderen Perspektive zu erzählen, die 
Sichtweise von auf verschiedene Art Betroffe-
nen zu Wort kommen zu lassen und Prozesse 
deutlicher zu machen. Darum ist die Webdoku 

Es reicht nicht, die historischen Narrative gegen den Strich 
zu bürsten. So orientiert man sich nur weiter an den 
Herrschaftsnarrativen und verfehlt so diejenigen Fragen, 
die aus sich selbst heraus Bedeutung haben.

http://www.hoyerswerda-1991.de/
http://www.gegenuns.de
http://www.hoyerswerda-1991.de
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ähnlich einem Mosaik aufgebaut. Der große 
Vorteil von historischen Webdokumentatio-
nen ist es, dass die Nutzer*innen viel eigen-
ständiger sind und die Linearität der Erzählung 
verlassen können. Sie können selbst entschei-
den, was sie wann ansehen und welche As-
pekte sie besonders interessieren. 
Bei www.gegenuns.de geht es um rechte, 
rassistische und antisemitische Gewalt in den 
letzten 30 Jahren. Es ist uns auch hier wichtig, 
aus der Sicht der Betroffenen zu erzählen, aber 
nicht nur aus der Sicht derer, die direkt die Ge-
walt erfahren haben, sondern auch aus dem 
Umfeld, aus den Familien, von Freund*innen, 
von solidarischen Menschen. Dieser nahe, er-
weiterte Kreis kann für Gesellschaft stehen, er 
prägt sie, immer. Wir wollten zeigen, was es 
heißt, wenn man davon spricht, die Gewalt sei 
auch ein Angriff auf uns alle. Wir beschreiben 
zum Beispiel den Mord an Jorge Gomondai, 
der am Ostersonntag 1991 in Dresden von 
Neonazis aus einer Straßenbahn geworfen 
wurde und an den Verletzungen starb. Hier 
kommen neben der Familie auch Menschen 
zu Wort, die ihn gar nicht kannten, die aber in 

Dresden politisch aktiv waren. Um das Geden-
ken an Gomondai gab es über die Jahre viele 
Auseinandersetzungen: Wie gestalten wir das 
Gedenken, wer wird daran beteiligt, wie treten 
wir auf? Das hat sich auch im Laufe der Jah-
re verändert. Das ist eine lebendige, wichtige 
Auseinandersetzung, die den gesellschaftli-
chen Umgang mit Geschichte und mit diesen 
rassistischen Taten und der rechten Gewalt 
deutlich macht. Und dafür sind Webdokus 
meiner Meinung nach einfach klasse, weil ich 
hier mehr Möglichkeiten habe und mit vielen 
verschiedenen Medien arbeiten kann. Unse-

re Webdokus versuchen natürlich, wissen-
schaftlichen Ansprüchen zu genügen, aber 
der Output sollte nicht nur rein wissenschaftli-
cher Natur sein, sondern ein breites Publikum 
erreichen können. Wenn ich im Zuge meiner 
Recherchen wissenschaftliche Studien – wun-
derbare Arbeiten, ganz tolle Geschichten – le-
se, fällt mir auf, dass deren Erkenntnisse in der 
gesellschaftlichen Debatte oft nicht vorkom-
men, nicht wahrgenommen werden, weil sie 
als Bücherwissen zu wenig zur Hand genom-
men und aufgenommen werden in die eige-
nen Überlegungen. Das historische Wissen 
muss aus den Bibliotheken heraus und muss 
erzählt werden. Damit möchte auch ich einen 
Beitrag leisten, der Geschichte und den Ge-
schichten ein größeres Publikum zu geben.

Anika�Taschke: Linke, soziale, antikoloniale, 
antifaschistische und Arbeiterbewegungen 
haben eine lange Geschichte des Widerstan-
des gegen Unterdrückung und Ausbeutung 
geschrieben. Doch in den letzten Jahren 
scheinen die Rechten den Widerstandsbegriff 
okkupiert zu haben. Pegida und Querdenker 
zeigen uns, wie einfach die Selbstinszenie-
rung der extremen Rechten als Widerstands-
kämpfer*innen gegen eine tyrannische Dik-
tatur funktioniert. Welche Rolle spielt der 
Widerstandsbegriff für die extreme Rechte?

Christoph�Kopke: Der Bezug auf den Wi-
derstandsbegriff ist seit einigen Jahren sehr 
deutlich und wurde schon länger von der mi-
litanten Neonazi-Szene aufgenommen. Da 
ist zunächst die Delegitimierung des Staa-
tes als Diktatur, gegen die man sich wehren 
müsse, und die falsch verstandene Interpre-
tation des im Grundgesetz festgeschriebenen 
Widerstandsrechts. Aber es geht auch um 
die Zerstörung von Begriffen auf verschiede-
nen Ebenen: So behaupten die Rechten bei-
spielsweise, der Antifaschismus sei der neue 
Faschismus. Zwar entbehrt die Behauptung 
jeder Logik, aber derlei Verdrehungen sind 

Das historische Wissen 
muss aus den Bibliotheken 
heraus und muss erzählt 
werden.

http://www.gegenuns.de
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kompatibel in jede Richtung und führen auch 
zu Verunsicherungen. Es stellt sich die Frage, 
wie die Antwort aussehen muss. Natürlich 
geht es darum, Geschichte aus dem Bücher-
regal herauszuholen. Das betrifft sowohl die 
pädagogische Gedenkstättenarbeit, wenn sie 
sich auf die erinnerungspolitischen Angriffe 
von rechts vorbereitet, als auch Fragen einer 
linken Geschichtsschreibung. Gerade in der 
Auseinandersetzung mit dem offenen Blick 
darauf, welche Rolle die kommunistische Be-
wegung und der Stalinismus für eine linke Tra-
dition spielen, wo es Bruchlinien gibt. Ich er-
lebe immer wieder, dass argumentiert wird, 

man könne sich nicht mit dem Stalinismus 
auseinandersetzen, weil das den Rechten nüt-
zen würde. Das ist eine falsche Antwort. Man 
muss eben beides: den Stalinismus aufarbei-
ten und an den kommunistischen Widerstand 
erinnern. Hier hat es geholfen, die verschütte-
ten Ansätze linker Splittergruppen jenseits der 
großen Arbeiterparteien SPD und KPD nach-
zuverfolgen, denn sie haben den Faschismus 
oft viel klarer gesehen.6 In dieser Selbstver-
gewisserung eigener Traditionen über Fehler, 
über Abgründe, über Verbrechen, aber auch 
über positive Dinge, an die wir in einer modi-
fizierten Version auch anknüpfen oder auf die 
wir Bezug nehmen können, liegt eine Mög-
lichkeit der Abwehr des Angriffs der Rechten.

Anika� Taschke: Was müsste linke Ge-
schichtsschreibung also leisten? Müssen 
wir eigene Held*innen entdecken, mit de-
nen wir uns identifizieren können, also Tho-
mas  Müntzer gegen Kaiser Barbarossa, Rosa 
Luxemburg gegen Kanzler Bismarck? Oder 

müssen wir nicht diese Denkfiguren eher hin-
terfragen, dekonstruieren, gegen den Strich 
bürsten?

Anke�Hoffstadt: Ich glaube, es kommt im-
mer ganz darauf an, wer spricht. Ich persön-
lich habe lange einen großen Vorbehalt ge-
gen Mythenbildung, gegen Held*innen bei 
mir bemerkt. Und ich bin auch heute noch 
oft zunächst skeptisch, wenn jemand auf den 
Thron gesetzt wird. Gleichwohl ich mich na-
türlich selbst dabei beobachte, dass ich trotz 
aller (selbst-)kritischen Aufmerksamkeit für 
Romantisierungen, Idole oder vermeintlich 

fehlerlose Held*innen role models habe oder 
die Geschichte bestimmter Menschen beson-
ders gern lese. Aber es gibt auch linke Kultu-
ren, die einen ganz anderen Bezug zu Held*in-
nen haben. Ich denke da an einen Beitrag der 
Münsteraner Kolleg*innen Michael Rammin-
ger und Julia Lis, die in einem Aufsatz über 
die Bombenangriffe der türkischen Luftwaf-
fe auf Friedhöfe von gefallenen Angehörigen 
des kurdischen Widerstandskampfes gegen 
die Besatzung in der Region beschrieben ha-
ben, dass hinter diesen völkerrechtswidrigen 
Verletzungen der Totenruhe die Strategie ei-
ner damnatio memoriae steht. Mit der Zerstö-
rung der Friedhöfe werden die Toten einer Be-
wegung im Moment ihrer Kämpfe ein zweites 
Mal ausgelöscht. Hier ist das Vergessen-Ma-
chen, das Verschütten von Gedächtnis ge-
wissermaßen ein Kriegsziel. Dieses Beispiel, 
in dem es um einen besonderen kulturellen 
Bezugsrahmen von Erinnerung geht, ver-
weist einmal mehr darauf, wie wichtig es für 
hegemoniale Strukturen zu sein scheint, das 

Nach den Anschlägen von Halle und Hanau haben sich 
Überlebende und Freund*innen in der Migrantifa und 
anderen Initiativen organisiert. Ihre Stimmen sind lauter 
geworden, aber es hat sie in der Geschichte immer 
gegeben. Es kommt darauf an, sie auch zu erzählen.
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Gedächtnis zu kontrollieren.7 Da stellt sich 
die Frage für mich also noch einmal in ganz 
anderem Licht: Wozu brauchen wir Held*in-
nen, wenn wir Geschichte erzählen möch-
ten? Brauchen wir sie, weil sie uns Instrument 
sind? Oder brauchen wir sie, weil wir aus ih-
ren Biografien etwas lernen? Wenn wir uns 
darüber im Klaren sind, können wir durchaus 
Held*innen haben.
Ich denke, zeithistorische Wissenschaft und 
Praxis tut außerdem gut daran, das zu be-
schreiben und zu zeigen, was vor ihren Fü-
ßen liegt. Manchmal muss man dabei auf for-
schungsproduzierte Quellen, beispielsweise 
die Oral History, zurückgreifen. In seinen ge-
schichtsphilosophischen Thesen «Über den 
Begriff der Geschichte» geht es Walter Ben-
jamin auch darum, den Namenlosen eine Ge-
schichte zu geben. Dabei bürste ich gar nicht 
einmal gegen den Strich, sondern vielmehr 
in eine etwas andere Richtung. Denn die-
se «Namenlosen», wie es heißt, diese Men-
schen sind zwar vielleicht (noch) ungenannt 
oder scheinbar vergessen, einen Namen ha-
ben und hatten sie aber durchaus. Genauso 
wie sie bei näherem Hinsehen wohl immer 
auch Geschichte gemacht haben. Aus die-
sem Blickwinkel ist es gar nicht verkehrt her-
um gedacht, ihre Geschichte zu recherchieren 
und zu beschreiben oder besser noch: für sich 
sprechen zu lassen. Im Gegenteil: Nichts wäre 
eigentlich weniger «gegen den Strich».

Anika�Taschke: Das wäre nichtsdestotrotz ei-
ne bisher zu selten eingenommene Perspek-
tive. Denn immer wieder stehen die Rechten 
im Mittelpunkt und bestimmen die Bilder. 
Konzentrieren wir uns zu sehr auf diese Täter-
perspektive? Wie und warum sollten andere 
Stimmen Gehör finden? Und welche Stimmen 
müssten das sein?

Julia�Oelkers: In der aktuellen Berichterstat-
tung und auch im zeithistorischen Rückblick 
auf die vergangenen Jahre muss man fest-

stellen, dass sich stark mit der Perspektive der 
Täter*innen beschäftigt wird. Das war in Be-
zug auf den NSU am deutlichsten zu beobach-
ten: Man kennt die Namen der Täter*innen, 
aber kaum jemand kennt die Namen der Op-
fer. Dabei werden Erklärungen für die Täter-
schaft gesucht, während die Perspektive der 
Betroffenen wenig erzählt wird. Das hat sich 
bis heute kaum verändert. Zwar dürfen die Be-
troffenen zu Jahrestagen in den Medien über 
die Angriffe, Pogrome, Morde berichten, aber 
sie bleiben trotzdem gesichtslos. Dabei sind 
es migrantische Communities, die das Geden-
ken an Opfer rassistischer Gewalt aufrechter-
halten. Es war der «Ausländerrat» in Dresden, 
der seit 1991 das Gedenken an den Mord an 
Jorge Gomondai organisiert und für ein Mahn-
mal kämpfte. Die «Brothers Keepers» gründe-
ten sich nach dem Mord an Alberto Adriano 
2001, ihr Song «Adriano letzte Warnung» war 
ein wichtiger empowernder Impuls für eine 
ganze Generation. Nach den Anschlägen von 
Halle und Hanau haben sich Überlebende und 
Freund*innen in der Migrantifa und anderen 
Initiativen organisiert. Ihre Stimmen sind lau-
ter geworden, aber es hat sie in der Geschich-
te immer gegeben. Es kommt darauf an, sie 
auch zu erzählen.

Anika�Taschke: Welche Themen siehst du, 
Patrice, mit denen man sich von linker Seite 
beschäftigen muss?

Patrice�Poutrus: Das ist eine interessante Fra-
ge. Wenn man die Entstehung der Migrations-
forschung in Deutschland betrachtet, dann 
stehen am Beginn der Forschung Verlust- und 
Opfererzählungen von Deutschen, nämlich 
den Vertriebenen, oder derjenigen, die über 
den Atlantik ausgewandert sind. Später haben 
Historiker*innen mit eigener Migrationsge-
schichte diese Verlusterzählungen hinterfragt, 
indem sie sagten: Wir sind hierhergekommen. 
Unsere Eltern haben die Städte verändert. Eu-
er Leben hat sich verändert. Es geht also für 
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mich nicht nur um Themen, sondern auch um 
Fragen, die man an solche Entwicklungen 
stellt. Und die Antworten sind keine geradli-
nigen. Da wären zum Beispiel die streiken-
den Arbeiter im Ford-Werk 1973, die mit dem 
weißen DGB nichts am Hut hatten. Es geht ja 
nicht um die Vollständigkeit der Vergangen-
heit, sonst würde es diese semantische Un-
terscheidung zwischen Vergangenheit und 
Geschichte nicht geben. Welche Geschichte 
erzählt wird und was man davon für die Ge-
genwart gewinnen kann, ist insbesondere von 
der Perspektive der jeweiligen Historiker*in-
nen abhängig. Ich glaube, dass sich eine lin-
ke Geschichtsschreibung nie darauf einlassen 
sollte, ein monolithisches Narrativ zu erzeu-
gen. Gesellschaft ist ja kein Ding oder gar ein 
Körper, sondern Gesellschaft entsteht durch 
miteinander konfligierende Beziehungen. Es 
ist unsere Aufgabe, solche Beziehungen zu er-
klären, sich auf den schwierigen Weg zu ma-
chen und neue Fragen aufzuwerfen, auf die es 
keine einfachen Antworten gibt. Dann kommt 
linke Geschichtswissenschaft weiter.

Julia�Oelkers: Aber das produzierte Wis-
sen muss dann auch aus dem akademischen 
Raum heraustreten, um wahrgenommen zu 
werden. Es muss viele Räume geben, in de-
nen Auseinandersetzung stattfindet. Es muss 
nach diversen Perspektiven gefragt werden 
und ebenso müssen diejenigen, die Fragen 
stellen und mitbestimmen, was wie erzählt 
wird, diverser werden.

Anke�Hoffstadt: Geschichtswissenschaft, 
Gedenkstättenarbeit, erinnerungspolitische 
Initiativen – das gehört ja alles zusammen und 
da sollten wir uns zusammentun. Es reicht für 

eine linke Erzählung von Vergangenem nicht 
aus, auf den akademischen Betrieb zu schie-
len und von dieser Seite auf Impulse zu hof-
fen. Sie allein können kein «doing memory» 
ausmachen, können keine kulturelle und so-
ziale Praxis des Erinnerns im Moment ihres 
Erzählens sein. Es braucht wohl eine klare 
Sicht- und Hörbarkeit und Verstetigung des 
Gedächtnisses an diejenigen, die Walter Ben-
jamin vielleicht meinte, als er davon sprach, 
dass der Feind im Moment seines Sieges das 
Eingedenken an sie stehlen, sich der Erinne-
rung bemächtigen werde, wo er nur kann. 
Diese Ausblendungen, diesen Raub zu ver-
hindern, ist wichtig. Aber selbstermächtigt 
Geschichte zu gestalten kann stark machen 
gegen Aneignung und Überwältigung. Das 
dürfte auch weiterhin nötig sein.

Transkription: Clara Pauline Lunow, Redaktion: Yves Müller
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